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A. Zielsetzung 

Der zunehmende Rückgang der biologischen Vielfalt, d. h. der Verlust 
oder die Beeinträchtigung von Arten und ihren Lebensräumen führt zu 
einer nicht reparablen Verarmung der Natur und bedroht die Lebens- 
grundlage der Menschheit. Diese bedrohliche Entwicklung wird haupt- 
sächlich durch die Zerstörung natürlicher und natumaher Lebens- 
räume, die Übernutzung der natürlichen Ressourcen und durch Um- 
weltverschmutzungen verursacht. Mit dem Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt soll dieser Entwicklung Einhalt geboten und der 
Schutz der biologischen Vielfalt gewährleistet werden. 

B. Lösung 

Um weltweit die Erhaltung und den Bestand der bedrohten Tier- und 
Pflanzenarten und ihrer Lebensräume zu sichern, enthält das Überein- 
kommen eine Reihe von Maßnahmen, die langfristig zu einem über- 
lebensfähigen Artenbestand und zu einem nachhaltigen Schutz der 
Lebensräume führen sollen. 

Neben Verpflichtungen zum Schutz der Arten in ihren Lebensräumen 
(„in situ“) sind u. a. auch Schutzmaßnahmen außerhalb der Lebens- 
räume („ex situ“), Überwachungsmaßnahmen, Umweltverträglich- 
keitsprüfungen, verstärkte Forschung, Ausbildung und Bildung sowie 
die Nutzung der natürlichen Ressourcen nach dem Prinzip der Nach- 
haltigkeit vorgesehen. Die Entwicklungsländer als Länder mit dem 
größten Anteil an der biologischen Vielfalt sollen durch verstärkte 
Zusammenarbeit, verbesserten Technologietransfer und zusätzliche 
finanzielle Hilfen bei der Durchführung des Übereinkommens unter- 
stützt werden. 

Gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedarf das Über- 
einkommen der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften in 
Form eines Vertragsgesetzes als Voraussetzung für die Ratifikation. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten 

a) Nach Inkrafttreten des Übereinkommens werden auf den Bund 
Kosten im Zusammenhang mit der finanziellen Unterstützung von 
Entwicklungsländern zukommen, da das Übereinkommen gemäß 
Artikel 20 die Industrieländer verpflichtet, neue und zusätzliche 
Finanzmittel zur Verfügung zu stellen, um die Entwicklungsländer 
bei der Umsetzung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen 
zu unterstützen. 

Als Finanzierungsinstrument dient gemäß Artikel 21 und 39 bis zur 
ersten Vertragsstaatenkonferenz die Globale Umweltfazilität (GEF) 
des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen, des Umwelt- 
programms der Vereinten Nationen und der Internationalen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung. Diese Vereinbarung soll auf der 
ersten Vertragsstaatenkonferenz überprüft werden. Haushaltsmittel 
für die GEF sind bereits in den Bundeshaushalt eingestellt. Über 
das Ausmaß der bei einer möglichen späteren GEF- Aufstockung 
benötigten Haushaltsmittel lassen sich derzeit noch keine Angaben 
machen. 

b) Das Übereinkommen sieht gemäß Artikel 24 die Einrichtung eines 
Sekretariats vor. Bis zur ersten Vertragsstaatenkonferenz wird die- 
se Funktion vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen erfüllt. 
Danach werden die Kosten für das Sekretariat anteilig von den 
Vertragsstaaten übernommen. Kostenangaben lassen sich hierzu 
noch nicht machen, da Zeitpunkt und Größe der Einrichtung noch 
nicht feststehen. 

Über die entsprechenden Beträge wird zu gegebener Zeit im nor- 
malen Haushaltsverfahren entschieden. 

c) Im übrigen werden durch die Umsetzung der Maßnahmen des 
Übereinkommens in der Bundesrepublik Deutschland Bund, Länder 
und Gemeinden nicht mit weiteren Kosten belastet, weil diese 
Maßnahmen bereits umgesetzt sind oder im Rahmen der laufenden 
nationalen Naturschutzpolitik und der dortigen spezifischen Rege- 
lungen ohnehin umgesetzt werden. 

Auch für die inländische Wirtschaft ergeben sich aus der Umset- 
zung der Maßnahmen des Übereinkommens keine unmittelbaren 
zusätzlichen Belastungen, so daß auch keine unmittelbaren Aus- 
wirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau und insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau zu erwarten sind. 

Mittelbare Kosten- und Preiswirkungen können sich u. U. aus zu- 
sätzlichen deutschen Finanzierungslasten zur Deckung der Ver- 
pflichtung des Übereinkommens ergeben, insbesondere zugunsten 
der Entwicklungsländer. Die daraus resultierenden Kosten- und 
Preiswirkungen sind noch nicht abschätzbar. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (321 ) - 235 00 - Üb 34/93 Bonn, den 4. März 1 993 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 5. Juni 1992 über die bio- 
logische Vielfalt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 652. Sitzung am 12. Februar 1993 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 5. Juni 1992 
über die biologische Vielfalt 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Rio de Janeiro am 12. Juni 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Übereinkommen vom 5. Juni 1992 über die biologische Vielfalt 
wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend mit einer amtlichen 
deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 36 Abs. 1 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, da 
das Übereinkommen das Verwaltungsverfahren der Län- 
der regelt. Nach Artikel 75 Nr. 3 des Grundgesetzes unter- 
liegt der Naturschutz der Rahmengesetzgebung des 
Bundes, was neben durch Ländergesetze auszufüllenden 
bundesrechtlichen Rahmenregelungen auch Vollregelun- 
gen durch den Bund zuläßt, die gegebenenfalls dann von 
den Landesbehörden als eigene Angelegenheiten vollzo- 
gen werden. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Ab- 
satz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 36 Abs. 1 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

a) Nach Inkrafttreten des Übereinkommens werden auf 
den Bund Kosten im Zusammenhang mit der finanziel- 
len Unterstützung von Entwicklungsländern zukom- 
men, da das Übereinkommen gemäß Artikel 20 die 
Industrieländer verpflichtet, neue und zusätzliche Fi- 
nanzmittel zur Verfügung zu stellen, um die Entwick- 


lungsländer bei der Umsetzung der Verpflichtungen 
aus dem Übereinkommen zu unterstützen. 

Als Finanzierungsinstrument dient gemäß Artikel 21 
und 39 bis zur ersten Vertragsstaatenkonferenz die 
Globale Umweltfazilität (GEF) des Entwicklungspro- 
gramms der Vereinten Nationen, des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen und der Internationa- 
len Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. Diese 
Vereinbarung soll auf der ersten Vertragsstaatenkonfe- 
renz überprüft werden. Haushaltsmittel für die GEF sind 
bereits in den Bundeshaushalt eingestellt. Über das 
Ausmaß der bei einer möglichen späteren GEF-Auf- 
stockung benötigten Haushaltsmittel lassen sich der- 
zeit noch keine Angaben machen. 

b) Das Übereinkommen sieht gemäß Artikel 24 die Ein- 
richtung eines Sekretariats vor. Bis zur ersten Vertrags- 
staatenkonferenz wird diese Funktion vom Umweltpro- 
gramm der Vereinten Nationen erfüllt. Danach werden 
die Kosten für das Sekretariat anteilig von den Ver- 
tragsstaaten übernommen. Kostenangaben lassen sich 
hierzu noch nicht machen, da Zeitpunkt und Größe der 
Einrichtung noch nicht feststehen. 

Über die entsprechenden Beträge wird zu gegebener 
Zeit im normalen Haushaltsverfahren entschieden. 

c) Im übrigen werden durch die Umsetzung der Maßnah- 
men des Übereinkommens in der Bundesrepublik 
Deutschland Bund, Länder und Gemeinden nicht mit 
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weiteren Kosten belastet, weil diese Maßnahmen be- 
reits umgesetzt sind oder im Rahmen der laufenden 
nationalen Naturschutzpolitik und der dort spezifischen 
Regelungen ohnehin umgesetzt werden. 

Auch für die inländische Wirtschaft ergeben sich aus 
der Umsetzung der Maßnahmen des Übereinkommens 
keine unmittelbaren zusätzlichen Belastungen, so daß 
auch keine unmittelbaren Auswirkungen auf Einzel- 


preise, das Preisniveau und insbesondere das Ver- 
braucherpreisniveau zu erwarten sind. 

Mittelbare Kosten- und Preiswirkungen können sich 
u. U. aus zusätzlichen deutschen Finanzierungslasten 
zur Deckung der Verpflichtung des Übereinkommens 
ergeben, insbesondere zugunsten der Entwicklungs- 
länder. Die daraus resultierenden Kosten- und Preiswir- 
kungen sind noch nicht abschätzbar. 
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Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
Convention on Biological Diversity 
Convention sur la diversite biologique 


(Übersetzung) 

Preamble Preambule Präambel 


The Contracting Parties, 

Conscious of the intrinsic value of biolog- 
ical diversity and of the ecological, genetic, 
social, economic, scientific, educational, 
cultural, recreational and aesthetic values of 
biological diversity and its components, 


Conscious also of the importance of bio- 
logical diversity for evolution and for main- 
taining life sustaining Systems of the 
biosphere, 

Affirming that the Conservation of biolo- 
gical diversity 1 is a common concem of hu- 
mankind, 

Reaffirming that States have sovereign 
rights over their own biological resources, 


Reaffirming also that States are respon- 
sible for conserving their biological diversity 
and for using their biological resources in a 
sustainable manner, 


Concerned that biological diversity is be- 
ing significantly reduced by certain human 
activities, 


Aware of the general lack of information 
and knowledge regarding biological diver- 
sity and of the urgent need to develop 
scientific, technical and institutional capa- 
cities to provide the basic understanding 
upon which to plan and implement appro- 
priate measures, 


Noting that it is vital to anticipate, prevent 
and attack the causes of significant reduc- 
tion or loss of biological diversity at 
source, 


Noting also that where there is a threat of 
significant reduction or loss of biological 
diversity, lack of full scientific certainty 
should not be used as a reason for postpon- 
ing measures to avoid or minimize such a 


Les Parties contractantes, 

Conscientes de la valeur intrinseque de la 
diversite biologique et de la valeur de la 
diversite et de ses ätements constitutifs sur 
les plans environnemental, genätique, so- 
cial, economique, scientifique, äducatif, 
culturel, räcräatif et esthetique, 


Conscientes ögalement de l’importance 
de la diversite biologique pour Involution et 
pour la preservation des systämes qui en- 
tretiennent la biosphöre, 

Affirmant que la Conservation de la diver- 
site biologique est une präoccupation com- 
mune ä Phumanite, 

Reaffirmant que les Etats ont des droits 
souverains sur leurs ressources biologi- 
ques, 

Reaffirmant egalement que les Etats sont 
responsables de la Conservation de leur 
diversite biologique et de l’utilisation durable 
de leurs ressources biologiques, 


Präoccupöes par le fait que la diversite 
biologique s’appauvrit considerablement 
par suite de certaines des activites de 
l’homme, 

Conscientes du fait que les renseigne- 
ments et les connaissances sur la diversite 
biologique font genäralement defaut et qu’il 
est necessaire de developper d’urgence les 
moyens scientifiques, techniques et institu- 
tionnels propres ä assurer le savoir fonda- 
mental necessaire ä la conception des me- 
sures appropriäes et ä leur mise en Oeu- 
vre, 

Notant qu’il importe au plus haut point 
d’anticiper et de pr&venir les causes de la 
räduction ou de la perte sensible de la diver- 
site biologique ä la source et de s’y atta- 
quer, 


Notant ägalement que lorsqu’il existe une 
menace de räduction sensible ou de perte 
de la diversite biologique, l’absence de cer- 
titudes scientifiques totales ne doit pas etre 
invoquäe comme raison pour difterer les 


Die Vertragsparteien - 

im Bewußtsein des Eigenwerts der biolo- 
gischen Vielfalt sowie des Wertes der bio- 
logischen Vielfalt und ihrer Bestandteile 
in ökologischer, genetischer, sozialer, wirt- 
schaftlicher, wissenschaftlicher, erzieheri- 
scher, kultureller und ästhetischer Hinsicht 
sowie im Hinblick auf ihre Erholungsfunk- 
tion, 

ferner im Bewußtsein der Bedeutung der 
biologischen Vielfalt für die Evolution und 
für die Bewahrung der lebenserhaltenden 
Systeme der Biosphäre, 

in Bestätigung dessen, daß die Erhaltung 
der biologischen Vielfalt ein gemeinsames 
Anliegen der Menschheit ist, 

in Bekräftigung dessen, daß die Staaten 
souveräne Rechte über ihre eigenen biolo- 
gischen Ressourcen haben, 

sowie in Bekräftigung dessen, daß die 
Staaten für die Erhaltung ihrer biologischen 
Vielfalt sowie für die nachhaltige Nutzung 
ihrer biologischen Ressourcen verantwort- 
lich sind, 

besorgt darüber, daß die biologische Viel- 
falt durch bestimmte menschliche Tätigkei- 
ten erheblich verringert wird, 


eingedenk des allgemeinen Mangels an 
Informationen und Kenntnissen über die 
biologische Vielfalt sowie der dringenden 
Notwendigkeit, wissenschaftliche, techni- 
sche und institutioneile Voraussetzungen 
für die Bereitstellung des Grundwissens zu 
schaffen, das für die Planung und Durchfüh- 
rung geeigneter Maßnahmen erforderlich 
ist, 

in Anbetracht dessen, daß es von lebens- 
wichtiger Bedeutung ist, die Ursachen der 
erheblichen Verringerung der biologischen 
Vielfalt oder des erheblichen Veriusts an 
biologischer Vielfalt an ihrem Ursprung 
vorherzusehen, zu verhüten und zu be- 
kämpfen, 

sowie in Anbetracht dessen, daß in den 
Fällen, in denen eine erhebliche Verringe- 
rung der biologischen Vielfalt oder ein er- 
heblicher Verlust an biologischer Vielfalt 
droht, das Fehlen einer völligen wissen- 
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threat, 


Noting further that the fundamental re- 
quirement for the Conservation of biological 
diversity is the in-situ Conservation of eco- 
systems and natural habitats and the main- 
tenance and recovery of viable populations 
of species in their natural surroundings, 


Noting further that ex-situ measures, pre- 
ferably in the country of origin, also have an 
important role to play, 


Recognizing the close and traditional de- 
pendence of many indigenous and local 
communities embodying traditional life- 
styles on biological resources, and the de- 
sirability of sharing equitably benefits arising 
from the use of traditional knowledge, inno- 
vations and practices relevant to the Conser- 
vation of biological diversity and the sustain- 
able use of its components, 


Recognizing also the vital role that wo- 
men play in the Conservation and sustain- 
able use of biological diversity and affirming 
the need for the full participation of women 
at all levels of policy-making and implemen- 
tation for biological diversity Conservation, 


Stressing the importance of, and the need 
to promote, international, regional and glo- 
bal Cooperation among States and inter- 
governmental organizations and the non- 
governmental sector for the Conservation of 
biological diversity and the sustainable use 
of its components, 


Acknowledging that the Provision of new 
and additional financial resources and ap- 
propriate access to relevant technologies 
can be expected to make a substantial dif- 
ference in the world’s ability to address the 
loss of biological diversity, 


Acknowledging further that special Provi- 
sion is required to meet the needs of de- 
veloping countries, including the Provision 
of new and additional financial resources 
and appropriate access to relevant techno- 
logies, 


Noting in this regard the special condi- 
tions of the least developed countries and 
small island States, 


Acknowledging that substantial Invest- 
ments are required to conserve biological 

R 


mesures qui permettraient d’en äviter le 
danger ou d’en attänuer les effets, 


Notant en outre que la Conservation de la 
diversite biologique exige essentiellement la 
Conservation in situ des äcosystemes et des 
habitats naturels ainsi que le maintien et la 
reconstitution de populations viables d’es- 
peces dans leur milieu naturel, 


Notant en outre que des mesures ex situ, 
de preference dans le pays d’origine, revö- 
tent egalement une grande importance, 


Reconnaissant qu’un grand nombre de 
communautes locales et de populations au- 
tochtones dependent etroitement et tradi- 
tionnellement des ressources biologiques 
sur lesquelles sont fondäes leurs traditions 
et qu’il est souhaitable d’assurer le partage 
äquitable des avantages däcoulant de l’utili- 
sation des connaissances, innovations et 
pratiques traditionnelles interessant la Con- 
servation de la diversite biologique et l’utili- 
sation durable de ses eiements, 

Reconnaissant egalement le role Capital 
que jouent les femmes dans la Conservation 
et Putilisation durable de la diversite biologi- 
que et affirmant la necessite d’assurer leur 
pleine participation ä tous les niveaux aux 
decisions politiques concernant la Conser- 
vation de la diversite biologique et ä leur 
application, 

Soulignant qu’il importe et qu’il est n6ces- 
saire de favoriser la cooperation internatio- 
nale, regionale et mondiale entre les Etats 
et les organisations intergouvemementales 
et le secteur non gouvernemental aux fins 
de Conservation de la diversite biologique et 
de Putilisation durable de ses eiements, 


Reconnaissant que le fait d’assurer des 
ressources financiäres nouvelles et addi- 
tionnelles ainsi qu’un aecäs satisfaisant aux 
techniques pertinentes devrait influer sensi- 
blement sur la mesure dans laquelle le mon- 
de sera ä mäme de s’attaquer ä l’appauvris- 
sement de la diversite biologique, 

Reconnaissant en outre que des moyens 
speciaux sont necessaires pour satisfaire 
les besoins des pays en developpement, 
notamment la foumiture de ressources fi- 
nancieres nouvelles et additionnelles ainsi 
qu’un acces approprie aux techniques per- 
tinentes, 

Notant ä cet 6gard les conditions particu- 
lidres des pays les moins avances et des 
petits Etats insulaires, 


Reconnaissant que des investissements 
importants sont necessaires pour assurer la 


schaftlichen Gewißheit nicht als Grund 
für das Aufschieben von Maßnahmen zur 
Vermeidung oder weitestgehenden Ver- 
ringerung einer solchen Bedrohung dienen 
sollte, 

ferner in Anbetracht dessen, daß die 
Grundvoraussetzung für die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt darin besteht, die Öko- 
systeme und natürlichen Lebens räume in 
situ zu erhalten und lebensfähige Popula- 
tionen von Arten in ihrer natürlichen Um- 
gebung zu bewahren und wiederherzu- 
stellen, 

ferner in Anbetracht dessen, daß Ex- 
situ-Maßnahmen, vorzugsweise im Ur- 
sprungsland, ebenfalls eine wichtige Rolle 
spielen, 

in Anerkennung der unmittelbaren und 
traditionellen Abhängigkeit vieler eingebore- 
ner und ortsansässiger Gemeinschaften mit 
traditionellen Lebensformen von biologi- 
schen Ressourcen sowie in Anerkennung 
dessen, daß eine gerechte Aufteilung der 
Vorteile aus der Anwendung traditioneller 
Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche 
im Zusammenhang mit der Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und der nachhaltigen 
Nutzung ihrer Bestandteile wünschenswert 
ist, 

sowie in Anerkennung der wichtigen Rolle 
der Frau bei der Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung der biologischen Vielfalt sowie in 
Bestätigung der Notwendigkeit einer vollen 
Beteiligung der Frau auf allen Ebenen der 
politischen Entscheidung und Umsetzung 
im Bereich der Erhaltung der biologischen 
Vielfalt, 

unter Betonung dessen, wie wichtig und 
notwendig es ist, internationale, regionale 
und weltweite Zusammenarbeit zwischen 
Staaten und zwischenstaatlichen Organisa- 
tionen und dem nichtstaatlichen Bereich bei 
der Erhaltung der biologischen Vielfalt und 
der nachhaltigen Nutzung ihrer Bestandteile 
zu fördern, 

in Anerkennung dessen, daß die Bereit- 
stellung neuer und zusätzlicher finanzieller 
Mittel und ein angemessener Zugang zu 
einschlägigen Technologien für die Fähig- 
keit der Welt, dem Verlust an biologischer 
Vielfalt zu begegnen, von erheblicher Be- 
deutung sein dürfte, 

ferner in Anerkennung dessen, daß be- 
sondere Vorkehrungen erforderlich sind, um 
den Bedürfnissen der Entwicklungsländer 
gerecht zu werden, einschließlich der Be- 
reitstellung neuer und zusätzlicher finanziel- 
ler Mittel und eines angemessenen Zu- 
gangs zu einschlägigen Technologien, 

in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von 
den besonderen Bedingungen der am we- 
nigsten entwickelten Länder und der kleinen 
Inselstaaten, 

in Anerkennung dessen, daß zur Erhal- 
tung der biologischen Vielfalt erhebliche In- 
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diversity and that there is the expectation of 
a broad ränge of environmental, economic 
and social benefits from those Invest- 
ments, 

Recognizing that economic and social de- 
velopment and poverty eradication are the 
first and overriding priorities of developing 
countries, 


Aware that Conservation and sustainable 
use of biological diversity is of critical impor- 
tance for meeting the food, health and other 
needs of the growing world population, for 
which purpose access to and sharing of 
both genetic resources and technologies 
are essential, 


Noting that, ultimately, the Conservation 
and sustainable use of biological diversity 
will strengthen friendly relations among 
States and contribute to peace for human- 
kind, 


Desiring to enhance and complement ex- 
isting international arrangements for the 
Conservation of biological diversity and sus- 
tainable use of its components, and 


Determined to conserve and sustainably 
use biological diversity for the benefit of 
present and future generations, 

Have agreed as follows: 

Article 1 
Objectives 

The objectives of this Convention, to be 
pursued in accordance with its relevant 
provisions, are the Conservation of biologi- 
cal diversity, the sustainable use of its com- 
ponents and the fair and equitable sharing 
of the benefits arising out of the utilization of 
genetic resources, including by appropriate 
access to genetic resources and by appro- 
priate transfer of relevant technologies, tak- 
ing into account all rights over those re- 
sources and to technologies, and by appro- 
priate funding. 

Article 2 
Use of Terms 

For the purposes of this Convention: 

“Biological diversity” means the variability 
among living organisms from all sources 
including, inter alia, terrestrial, marine and 
other aquatic ecosystems and the ecologi- 
cal complexes of which they are part; this 
includes diversity within species, between 
species and of ecosystems. 

“Biological resources” includes genetic re- 
sources, organisms or parts thereof, popu- 


conservation de la diversite biologique, dont 
on peut escompter de nombreux avantages 
sur les plans environnemental, economique 
et social, 

Reconnaissant que le developpement 
economique et social et Peradication de la 
pauvrete sont les premteres priorites des 
pays en däveloppement qui prennent le pas 
sur toutes les autres, 

Conscientes du fait que la Conservation et 
Putilisation durabie de la diversity biologique 
revetent la plus haute importance pour la 
satisfaction des besoins alimentaires, sani- 
täres et autres de la population de la pia- 
nete, qui ne cesse de croitre, et que l’acces 
aux ressources genetiques et ä la tech- 
noiogie ainsi que leur partage sont de ce fait 
indispensables, 

Notant qu’ä terme la Conservation et Putili- 
sation durabie de la diversite biologique ren- 
forceront les relations amicales entre Etats 
et contribueront ä la paix de Phumanitä, 


Desireuses d’arrteliorer et de Computer 
les arrangements internationaux existant en 
mattere de Conservation de la diversite bio- 
logique et d’utilisation durabie de ses eie- 
ments, 

Determinees ä conserver et ä utiliser du- 
rablement la diversite biologique au profit 
des generations präsentes et futures, 

Sont convenues de ce qui suit: 


Article premier 
Objectif 

Les objectifs de la presente Convention, 
dont la realisation sera conforme ä ses dis- 
positions pertinentes, sont la Conservation 
de la diversite biologique, Putilisation dura- 
bie de ses etements et le partage juste et 
equitable des avantages decoulant de Pex- 
ploitation des ressources g6n6tiques, no- 
tamment gräce ä un acces satisfaisant aux 
ressources genetiques et ä un transfert ap- 
proprie des techniques pertinentes, compte 
tenu de tous les droits sur ces ressources et 
aux techniques, et gräce ä un financement 
adäquat. 


Article 2 

Emploi des termes 

Aux fins de la präsente Convention, on 
entend par: 

Biotechnologie: toute application technolo- 
gique qui utilise des systemes biologiques, 
des organismes vivants, ou des därives de 
ceux-ci, pour realiser ou modifier des pro- 
duits ou des procädes ä usage späcifique. 


Conditions in situ: conditions caractärisees 
par Pexistence de ressources genetiques au 


vestitionen erforderlich sind und daß von 
diesen Investitionen zahlreiche Vorteile für 
die Umwelt, die Wirtschaft und den Sozial- 
bereich erwartet werden, 

in der Erkenntnis, daß die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung und die Beseiti- 
gung der Armut die ersten und vordringlich- 
sten Anliegen der Entwicklungsländer sind, 


in dem Bewußtsein, daß die Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der biologischen 
Vielfalt für die Befriedigung der Nahrungs- 
mittel-, Gesundheits- und sonstigen Bedürf- 
nisse einer wachsenden Weltbevölkerung 
von ausschlaggebender Bedeutung sind 
und daß dazu der Zugang zu genetischen 
Ressourcen und zu Technologien sowie die 
Teilhabe daran wesentlich sind, 

in Anbetracht dessen, daß die Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der biologischen 
Vielfalt letztlich die freundschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen den Staaten stärken 
und zum Frieden unter den Menschen bei- 
tragen werden, 

in dem Wunsch, die bestehenden interna- 
tionalen Vorkehrungen zur Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und zur nachhaltigen 
Nutzung ihrer Bestandteile zu verbessern 
und zu ergänzen, 

entschlossen, die biologische Vielfalt zum 
Nutzen heutiger und künftiger Generationen 
zu erhalten und nachhaltig zu nutzen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Ziele 

Die Ziele dieses Übereinkommens, die in 
Übereinstimmung mit seinen maßgeblichen 
Bestimmungen verfolgt werden, sind die Er- 
haltung der biologischen Vielfalt, die nach- 
haltige Nutzung ihrer Bestandteile und die 
ausgewogene und gerechte Aufteilung der 
sich aus der Nutzung der genetischen Res- 
sourcen ergebenden Vorteile, insbesondere 
durch angemessenen Zugang zu geneti- 
schen Ressourcen und angemessene Wei- 
tergabe der einschlägigen Technologien 
unter Berücksichtigung aller Rechte an die- 
sen Ressourcen und Technologien sowie 
durch angemessene Finanzierung. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

schließt „biologische Ressourcen“ geneti- 
sche Ressourcen, Organismen oder Teile 
davon, Populationen oder einen anderen 
biotischen Bestandteil von Ökosystemen 
ein, die einen tatsächlichen oder potentiel- 
len Nutzen oder Wert für die Menschheit 
haben; 

bedeutet „biologische Vielfalt“ die Variabili- 
tät unter lebenden Organismen jeglicher 
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lations, or any other biotic component of 
ecosystems with actual or potential use or 
value for humanity. 


“Biotechnology” means any technological 
application that uses biological Systems, liv- 
ing organisms, or derivatives thereof, to 
make or modify products or processes for 
specific use. 

“Country of origin of genetic resources” 
means the country which possesses those 
genetic resources in in-situ conditions. 


“Country providing genetic resources” 
means the country supplying genetic re* 
sources collected from in-situ sources, in- 
cluding populations of both wild and 
domesticated species, or taken from ex-situ 
sources, which may or may not have origi- 
nated in that country. 

“Domesticated or cultivated species” means 
species in which the evolutionary process 
has been influenced by humans to meet 
their needs. 

“Ecosystem” means a dynamic complex of 
plant, animal and micro-organism commun- 
ities and their non-living environment in- 
teracting as a functional unit. 


“Ex-situ Conservation” means the Conserva- 
tion of components of biological diversity 
outside their natural habitats. 

“Genetic material” means any material of 
plant, animal, microbial or other origin con- 
taining functional units of heredity. 


“Genetic resources” means genetic material 
of actual or potential value. 


“Habitat” means the place or type of site 
where an organism or population naturally 
occurs. 

“In-situ conditions” means conditions where 
genetic resources exist within ecosystems 
and natural habitats, and, in the case of 


sein d’äcosystemes et d’habitats naturels 
et, dans le cas des espöces domestiquöes 
et cultiväes, dans le milieu oü se sont däve- 
loppös leurs caracteres distinctifs. 


Conservation ex situ: la Conservation d’älä- 
ments constitutifs de la diversitö biologique 
en dehors de leur milieu naturel. 


Consen/ation in situ: la Conservation des 
öcosystömes et des habitats natureis et le 
maintien et la reconstitution de populations 
viables d’espöces dans leur milieu naturel 
et, dans le cas des espöces domestiquäes 
et cuitivees, dans le milieu oü se sont däve- 
loppes leurs caracteres distinctifs. 

Diversitä biologique: Variabilitä des organis- 
mes vivants de toute origine y compris, en- 
tre autres, les äcosystämes terrestres, ma- 
rins et autres äcosystemes aquatiques et 
les complexes äcologiques dont ils tont 
Partie; cela comprend la diversitö au sein 
des espöces et entre espäces ainsi que 
celle des äcosystömes. 

Ecosysteme: le complexe dynamique forme 
de communautes de plantes, d’animaux et 
de micro-organismes et de leur environne- 
ment non vivant qui, par leur interaction, 
forment une unite fonctionnelle. 

Espece domestiquee ou cultivee: toute es- 
pece dont le processus d’ävolution a etö 
influence par i’homme pour räpondre ä ses 
besoins. 


Habitat: le lieu ou type de site dans lequel 
tm organisme ou une population existe ä 
l’etat naturel. 

Matäriel gänötique: le materiel d’origine 
vegätale, animale, microbienne ou autre, 
contenant des unites fonctionnelles de 
l’höröditö. 


Organisation regionale d’intägration eco- 
nomique: toute Organisation constituee par 
des Etats souverains d’une region donnee, 
ä laquelle ces Etats membres ont transtere 
des competences en ce qui concerne les 
questions regies par la presente Conven- 
tion et qui a ete düment mandatee, confor- 
mement ä ses procedures internes, pour 
signer, ratifier, accepter, approuver iadite 
Convention ou y adherer. 

Pays d’origine des ressources genetiques: 
pays qui possöde ces ressources geneti- 
ques dans des conditions in situ. 


Pays foumisseurde ressources genetiques: 
tout pays qui fournit des ressources geneti- 
ques räcoltöes auprös de sources in situ, y 


Herkunft, darunter unter anderem Land-, 
Meeres- und sonstige aquatische Ökosyste- 
me und die ökologischen Komplexe, zu de- 
nen sie gehören; dies umfaßt die Vielfalt 
innerhalb der Arten und zwischen den Arten 
und die Vielfalt der Ökosysteme; 

bedeutet „Biotechnologie“ jede technologi- 
sche Anwendung, die biologische Systeme, 
lebende Organismen oder Produkte daraus 
benutzt, um Erzeugnisse oder Verfahren für 
eine bestimmte Nutzung herzustellen oder 
zu verändern; 

bedeutet „domestizierte oder gezüchtete 
Arten“ Arten, deren Evolutionsprozeß der 
Mensch beeinflußt hat, um sie seinen Be- 
dürfnissen anzupassen; 


bedeutet „Ex-situ-Erhaltung“ die Erhaltung 
von Bestandteilen der biologischen Vielfalt 
außerhalb ihrer natürlichen Lebensräume; 


bedeutet „genetische Ressourcen“ geneti- 
sches Material von tatsächlichem oder po- 
tentiellem Wert; 


bedeutet „genetische Ressourcen zur Ver- 
fügung stellendes Land“ das Land, das ge- 
netische Ressourcen bereitstellt, die aus 
In-situ-Quellen gewonnen werden, ein- 
schließlich Populationen sowohl wildleben- 
der als auch domestizierter Arten, oder die 
aus Ex-situ-Quellen entnommen werden, 
unabhängig davon, ob sie ihren Ursprung in 
diesem Land haben oder nicht; 

bedeutet „genetisches Material“ jedes Mate- 
rial pflanzlichen, tierischen, mikrobiellen 
oder sonstigen Ursprungs, das funktionale 
Erbeinheiten enthält; 

bedeutet „In-situ-Bedingungen“ die Bedin- 
gungen, unter denen genetische Ressour- 
cen in Ökosystemen und natürlichen Le- 
bensräumen und - im Fall domestizierter 
oder gezüchteter Arten - in der Umgebung, 
in der sie ihre besonderen Eigenschaften 
entwickelt haben, leben; 

bedeutet „In-situ-Erhaltung“ die Erhaltung 
von Ökosystemen und natürlichen Lebens- 
räumen sowie die Bewahrung und Wieder- 
herstellung lebensfähiger Populationen von 
Arten in ihrer natürlichen Umgebung und 
- im Fall domestizierter oder gezüchteter 
Arten - in der Umgebung, in der sie ihre 
besonderen Eigenschaften entwickelt ha- 
ben; 

bedeutet „Lebensraum“ den Ort oder den 
Gebietstyp, an beziehungsweise in dem ein 
Organismus odereine Population von Natur 
aus vorkommt; 

bedeutet „nachhaltige Nutzung“ die Nut- 
zung von Bestandteilen der biologischen 
Vielfalt in einer Weise und in einem Aus- 
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domesticated or cultivated species, in the 
surroundings where they have developed 
their distinctive properties. 


“In-situ Conservation” means the Conserva- 
tion of ecosystems and natural habitats and 
the maintenance and recovery of viable 
populations of species in their natural sur- 
roundings and, in the case of domesticated 
or cultivated species, in the surroundings 
where they have developed their distinctive 
properties. 

“Protected area” means a geographically 
defined area which is designated or regu- 
lated and managed to achieve specific Con- 
servation objectives. “Regional economic 
integration Organization” means an Organ- 
ization constituted by sovereign States of a 
given region, to which its member States 
have transferred competence in respect of 
matters governed by this Convention and 
which has been duly authorized, in accord- 
ance with its internal procedures, to sign, 
ratify, accept, approve or accede to it. 


“Sustai nable use” means the use of com- 
ponents of biologica! diversity in a way and 
at a rate that does not lead to the long-term 
decline of biological diversity, thereby main- 
taining its potential to meet the needs and 
aspirations of present and future genera- 
tions. 

“Technology” includes biotechnology. 


Article 3 
Principle 

States have, in accordance with the 
Charter of the United Nations and the prin- 
ciples of international law, the sovereign 
right to exploit their own resources pursuant 
to their own environmental policies, and the 
responsibility to ensure that activities within 
their jurisdiction or control do not cause 
damage to the environment of other States 
or of areas beyond the limits of national 
jurisdiction. 

Article 4 

Jurisdictlonal Scope 

Subject to the rights of other States, and 
except as otherwise expressly provided in 
this Convention, the provisions of this Con- 
vention apply, in relation to each Contract- 
ing Party: 

(a) In the case of components of biological 
diversity, in areas within the limits of its 
national jurisdiction; and 

(b) In the case of processes and activities, 
regardless of where their effects occur, 
carried out under its jurisdiction or 


compris les populations d’espöces sauva- 
ges ou domestiquees, ou prelevöes aupres 
de sources ex situ, qu’elles soient ou non 
originaires de ce pays. 


Ressources biologiques: les ressources 
genötiques, les organismes ou elements de 
ceux-ci, les populations, ou tout autre Ele- 
ment biotique des ecosystemes ayant une 
utilisation ou une valeur effective ou poten- 
tielle pour l’humanite. 


Ressources gänötiques: le maräriel göneti- 
que ayant une valeur effective ou poten- 
tielle. 


Technologie: toute technologie y compris la 
biotechnologie. 


Utilisation durable: l’utilisation des Elements 
constitutifs de la diversitä biologique d’une 
maniere et ä un rythme qui n’entratnent pas 
leur appauvrissement ä long terme, et sau- 
vegardent ainsi leur potentiel pour satisfaire 
les besoins et les aspirations des genöra- 
tions präsentes et futures. 

Zone prorägäe: toute zone gäographique- 
ment dölimiräe qui est dösignäe, ou regle- 
menräe, et göräe en vue d'atteindre des 
objectifs spöcifiques de Conservation. 

Article 3 

Principe 

Confornräment ä la Charte des Nations 
Unies et aux principes du droit international, 
les Etats ont le droit souverain d’exploiter 
leurs propres ressources selon leur politi- 
que d’environnement et ils ont le devoir de 
faire en sorte que les activiräs exercees 
dans les limites de leur juridiction ou sous 
leur contröle ne causent pas de dommage ä 
Tenvironnement dans d’autres Etats ou 
dans des rägions ne relevant d’aucune juri- 
diction nationale. 


Article 4 

Champ d’application 

Sous reserve des droits des autres Etats 
et sauf disposition contraire expresse de la 
presente Convention, les dispositions de la 
Convention s’appiiquent ä chacune des 
Parties contractantes: 

a) Lorsqu’il s’agit des öräments de la diver- 
sirä biologique de zones situöes dans 
les limites de sa juridiction nationale; 

b) Lorsqu’il s’agit des processus et acti- 
viräs qui sont räalisäs sous sa juridiction 
ou son contröle, que ce soit ä l’inrärieur 


maß, die nicht zum langfristigen Rückgang 
der biologischen Vielfalt führen, wodurch ihr 
Potential erhalten bleibt, die Bedürfnisse 
und Wünsche heutiger und künftiger Gene- 
rationen zu erfüllen; 

bedeutet „Ökosystem“ einen dynamischen 
Komplex von Gemeinschaften aus Pflan- 
zen, Tieren und Mikroorganismen sowie de- 
ren nicht lebender Umwelt, die als funktio- 
nelle Einheit in Wechselwirkung stehen; 


bedeutet „Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration“ eine von souverä- 
nen Staaten einer bestimmten Region gebil- 
dete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten 
die Zuständigkeit für die durch dieses Über- 
einkommen erfaßten Angelegenheiten 
übertragen haben und die im Einklang mit 
ihren internen Verfahren ordnungsgemäß 
ermächtigt ist, dieses zu unterzeichnen, zu 
ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen 
oder ihm beizutreten; 

bedeutet „Schutzgebiet“ ein geographisch 
festgeiegtes Gebiet, das im Hinblick auf die 
Verwirklichung bestimmter Erhaltungsziele 
ausgewiesen ist oder geregelt und verwaltet 
wird; 

schließt „Technologie“ die Biotechnologie 
ein; 


bedeutet „Ursprungsland der genetischen 
Ressourcen“ das Land, das diese geneti- 
schen Ressourcen unter In-situ-Bedingun- 
gen besitzt. 

Artikel 3 
Grundsatz 

Die Staaten haben nach der Charta der 
Vereinten Nationen und den Grundsätzen 
des Völkerrechts das souveräne Recht, ihre 
eigenen Ressourcen gemäß ihrer eigenen 
Umweltpolitik zu nutzen, sowie die Pflicht, 
dafür zu sorgen, daß durch Tätigkeiten, die 
innerhalb ihres Hoheitsbereichs oder unter 
ihrer Kontrolle ausgeübt werden, der Um- 
welt in anderen Staaten oder in Gebieten 
außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche 
kein Schaden zugefügt wird. 

Artikel 4 
Geltungsbereich 

Vorbehaltlich der Rechte anderer Staaten 
und sofern nicht in diesem Übereinkommen 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
finden seine Bestimmungen in bezug auf 
jede Vertragspartei Anwendung 

a) auf Bestandteile der biologischen Viel- 
falt in Gebieten, die innerhalb ihres na- 
tionalen Hoheitsbereichs liegen; 

b) auf Verfahren und Tätigkeiten, die unter 
ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle ent- 
weder innerhalb ihres nationalen Ho- 
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control, within the area of its national 
jurisdiction or beyond the limits of na- 
tional jurisdiction. 

Article 5 
Cooperation 

Each Contracting Party shall, as far as 
possible and as appropriate, cooperate with 
other Contracting Parties, directly or, where 
appropriate, through competent internatio- 
nal organizations, in respect of areas 
beyond national jurisdiction and on other 
matters of mutual interest, for the Conserva- 
tion and sustai nable use of biological di- 
versity. 

Article 6 

General Measures for 

Conservation and Sustainable Use 

Each Contracting Party shall, in accord- 
ance with its particular conditions and ca- 
pabilities: 

(a) Develop national strategies, plans or 
programmes for the Conservation and 
sustainable use of biological diversity 
or adapt for this purpose existing 
strategies, plans or programmes which 
shall reflect, inter alia, the measures 
set out in this Convention relevant to 
the Contracting Party concerned; and 


(b) Integrate, as far as possible and as 
appropriate, the Conservation and sus- 
tainable use of biological diversity into 
relevant sectoral or cross-sectoral 
plans, programmes and policies. 


Article 7 

Identification and Monitoring 

Each Contracting Party shall, as far as 
possible and as appropriate, in particular for 
the purposes of Articles 8 to 10: 

(a) Identity components of biological diver- 
sity important for its Conservation and 
sustainable use having regard to the 
indicative list of categories set down in 
Annex I; 

(b) Monitor, through sampling and other 
techniques, the components of biolo- 
gical diversity identified pursuant to 
subparagraph (a) above, paying par- 
ticular attention to those requiring ur- 
gent Conservation measures and those 
which öfter the greatest potential for 
sustainable use; 

(c) Identity processes and categories of 
activities which have or are likely to 
have significant adverse Impacts on 
the Conservation and sustainable use 


de la zone relevant de sa juridiction na- 
tionale ou en dehors des limites de sa 
juridiction nationale, independamment 
de l’endroit oü ces processus et activitös 
produisent leurs effets. 

Article 5 
Cooperation 

Chaque Partie contractante, dans la me- 
sure du possible et selon qu’il conviendra, 
coopöre avec d’autres Parties contractan- 
tes, directement ou, le cas echöant, par 
Pintermediaire d’organisations internationa- 
les compötentes, dans des domaines ne 
relevant pas de la juridiction nationale et 
dans d’autres domaines d’interet mutuel, 
pour la Conservation et Putilisation durable 
de la diversite biologique. 

Article 6 

Mesures generales en vue 
de la Conservation et de l’utilisation 
durable 

Chacune des Parties eontractantes, en 
fonction des conditions et moyens qui lui 
sont propres; 

a) Elabore des strategies, plans ou pro- 
grammes nationaux tendant ä assurer la 
Conservation et Putilisation durable de la 
diversite biologique ou adapte ä cette fin 
ses strategies, plans ou programmes 
existants qui tiendront compte, entre 
autres, des mesures 6noncees dans la 
presente Convention qui la concernent; 


b) Integre, dans toute la mesure possible 
et comme il convient, la Conservation et 
Putilisation durable de la diversite biolo- 
gique dans ses plans, programmes et 
politiques sectoriels ou intersectoriels 
pertinents. 


Article 7 

Identification et surveillance 

Chaque Partie contractante, dans la me- 
sure du possible et selon qu’il conviendra, 
notamment aux fins des articles 8 ä 10: 

a) Identifie les eiements constitutifs de la 
diversite biologique importants pour sa 
Conservation et son utilisation durable, 
en tenant compte de la liste indicative de 
categories figurant ä l’annexe I; 

b) Surveille par preievement d’echantillons 
et d’autres techniques, les eiements 
constitutifs de la diversite biologique 
identifies en application de Palin6a a) 
ci-dessus, et prete une attention particu- 
liere ä ceux qui doivent d’urgence faire 
l’objet de mesures de Conservation ainsi 
qu’ä ceux qui offrent le plus de possibi- 
lites en matiere d’utilisation durable; 

c) Identifie les processus et categories 
d’activites qui ont ou risquent d’avoir 
une influence defavorable sensible sur 
la Conservation et Putilisation durable de 


heitsbereichs oder außerhalb der natio- 
nalen Hoheitsbereiche durchgeführt 
werden, unabhängig davon, wo diese 
Verfahren und Tätigkeiten sich auswir- 
ken. 

Artikel 5 
Zusammenarbeit 

Jede Vertragspartei arbeitet, soweit mög- 
lich und sofern angebracht, mit anderen 
Vertragsparteien unmittelbar oder gegebe- 
nenfalls über zuständige internationale Or- 
ganisationen bei der Erhaltung und nach- 
haltigen Nutzung der biologischen Vielfalt in 
bezug auf Gebiete außerhalb der nationa- 
len Hoheitsbereiche sowie in anderen An- 
gelegenheiten von gemeinsamem Interesse 
zusammen. 

Artikel 6 

Allgemeine Maßnahmen zur Erhaltung 
und nachhaltigen Nutzung 

Jede Vertragspartei wird entsprechend 
ihren besonderen Umständen und Möglich- 
keiten 

a) nationale Strategien, Pläne oder Pro- 
gramme zur Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung der biologischen Vielfalt ent- 
wickeln oder zu diesem Zweck ihre be- 
stehenden Strategien, Pläne und Pro- 
gramme anpassen, in denen unter an- 
derem die in diesem Übereinkommen 
vorgesehenen Maßnahmen, die für die 
jeweilige Vertragspartei von Belang 
sind, zum Ausdruck kommen; 

b) die Erhaltung und nachhaltige Nutzung 
der biologischen Vielfalt, soweit möglich 
und sofern angebracht, in ihre diesbe- 
züglichen sektoralen odersektorenüber- 
greifenden Pläne, Programme und Poli- 
tiken einbeziehen. 

Artikel 7 

Bestimmung und Überwachung 

Jede Vertragspartei wird, soweit möglich 
und sofern angebracht, insbesondere zu 
den in den Artikeln 8 bis 10 vorgesehenen 
Zwecken 

a) unter Berücksichtigung der in Anlage I 
enthaltenen, als Anhalt dienenden Liste 
von Kategorien Bestandteile der biologi- 
schen Vielfalt bestimmen, die für deren 
Erhaltung und nachhaltige Nutzung von 
Bedeutung sind; 

b) durch Probennahme und andere Ver- 
fahren die nach Buchstabe a bestimm- 
ten Bestandteile der biologischen Viel- 
falt überwachen, wobei diejenigen, die 
dringender Erhaltungsmaßnahmen be- 
dürfen, und diejenigen, die das größte 
Potential für eine nachhaltige Nutzung 
bieten, besonders zu berücksichtigen 
sind; 

c) Vorgänge und Kategorien von Tätigkei- 
ten bestimmen, die erhebliche nachteili- 
ge Auswirkungen auf die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung der biologischen 
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of biological diversity, and monitor their 
effects through sampling and other 
techniques; and 

(d) Maintain and organize, by any mech- 
anism data, derived from Identifica- 
tion and monitoring activities pursuant 
to subparagraphs (a), (b) and (c) 
above. 

Article 8 

In-situ Conservation 

Each Contracting Party shall, as far as 

possible and as appropriate: 

(a) Establish a System of protected areas 
or areas where special measures need 
to be taken to conserve biological di- 
versity; 

(b) Develop, where necessary, guidelines 
for the selection, establishment and 
management of protected areas or 
areas where special measures need to 
be taken to conserve biological diver- 
sity; 

(c) Regulate or manage biological re- 
sources important for the Conservation 
of biological diversity whether within or 
outside protected areas, with a view to 
ensuring their Conservation and sus- 
tainable use; 

(d) Promote the protection of ecosystems, 
natural habitats and the maintenance 
of viabie populations of species in 
natural surroundings; 

(e) Promote environmentally sound and 
sustainabie development in areas ad- 
jacent to protected areas with a view to 
furthering protection of these areas; 

(f) Rehabilitate and restore degraded eco- 
systems and promote the recovery of 
threatened species, inter alia, through 
the development and implementation 
of plans or other management strate- 
gies; 

(g) Establish or maintain means to regu- 
late, manage or control the risks asso- 
ciated with the use and release of living 
modified organisms resulting from 
biotechnology which are likely to have 
adverse environmental impacts that 
could affect the Conservation and sus- 
tainabie use of biological diversity, tak- 
ing also into account the risks to hu- 
man health; 


(h) Prevent the introduction of, control or 
eradicate those alien species which 
threaten ecosystems, habitats or spe- 
cies; 

(i) Endeavour to provide the conditions 
needed for compatibility between pres- 
ent uses and the Conservation of bio- 
logical diversity and the sustainabie 
use of its components; 


la diversity biologique et surveiile leurs 
effets par pretevement d’echantillons et 
d’autres techniques; 

d) Conserve et structure ä f’aide d’un Sys- 
teme les donnöes rösultant des activites 
d’identification et de surveillance entre- 
prises confomrtement aux alineas a), b) 
et c) ci-dessus. 

Article 8 

Conservation in situ 

Chaque Partie contractante, dans la me- 

sure du possible et selon qu’il conviendra: 

a) Etablit un Systeme de zones protögöes 
ou de zones oü des mesures speciales 
doivent etre prises pour conserver la 
diversite biologique; 

b) Elabore, si necessaire, des lignes direc- 
trices pour le choix, la creation et fa 
gestion de zones protegees ou de zones 
oü des mesures spöciales doivent etre 
prises pour conserver la diversite biolo- 
gique; 

c) Röglemente ou göre les ressources bio- 
logiques prösentant une importance 
pour la Conservation de la diversite bio- 
logique ä Pinterieur comme ä Pexterieur 
des zones protegöes afin d’assurer leur 
Conservation et leur utilisation durable; 

d) Favorise la protection des öcosystemes 
et des habitats naturels, ainsi que le 
maintien de populations viables d’espe- 
ces dans leur milieu naturel; 

e) Promeut un developpement durable et 
ecologiquement rationnel dans les zo- 
nes adjacentes aux zones protegöes en 
vue de renforcer la protection de ces 
dernieres; 

f) Remet en etat et restaure les ecosyste- 
mes dögradös et favorise la reconstitu- 
tion des espöces menacees moyennant, 
entre autres, Pelaboration et Papplication 
de plans ou autres strategies de ges- 
tion; 

g) Met en place ou maintient des moyens 
pour reglementer, gerer ou maTtriser les 
risques associes ä Putilisation et ä la 
liböration d’organismes vivants et modi- 
ftes resultant de la biotechnologie qui 
risquent d’avoir sur Penvironnement des 
impacts defavorables qui pourraient in- 
fluer sur la Conservation et Putilisation 
durable de la diversite biologique, comp- 
te tenu ögalement des risques pour la 
sante humaine; 

h) Empöche d’introduire, contröle ou eradi- 
que les especes exotiques qui mena- 
cent des öcosystemes, des habitats ou 
des especes; 

i) S’efforce d’instaurer les conditions ne- 
cessaires pour assurer la compatibilite 
entre les utilisations actuelles et la 
Conservation de la diversite biologique 
et Putilisation durable de ses ötements 
constitutifs; 


Vielfalt haben oder wahrscheinlich ha- 
ben, und durch Probennahme und an- 
dere Verfahren deren Wirkungen über- 
wachen; 

d) mit Hilfe eines beliebigen Systems die 
aus den Bestimmungs- und Überwa- 
chungstätigkeiten nach den Buchstaben 
a, b und c gewonnenen Daten führen 
und organisieren. 

Artikel 8 
In-situ-Erhaltung 

Jede Vertragspartei wird, soweit möglich 

und sofern angebracht, 

a) ein System von Schutzgebieten oder 
Gebieten, in denen besondere Maßnah- 
men zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt notwendig sind, einrichten; 

b) erforderlichenfalls Leitlinien für die 
Auswahl, Einrichtung und Verwaltung 
von Schutzgebieten oder Gebieten, in 
denen besondere Maßnahmen zur Er- 
haltung der biologischen Vielfalt not- 
wendig sind, entwickeln; 

c) biologische Ressourcen von Bedeutung 
für die Erhaltung der biologischen Viel- 
falt sowohl innerhalb als auch außerhalb 
der Schutzgebiete regeln oder verwal- 
ten, um ihre Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung zu gewährleisten; 

d) den Schutz von Ökosystemen und na- 
türlichen Lebensräumen sowie die Be- 
wahrung lebensfähiger Populationen 
von Arten in ihrer natürlichen Umgebung 
fördern; 

e) um den Schutz der Schutzgebiete zu 
verstärken, die umweltverträgliche und 
nachhaltige Entwicklung in den angren- 
zenden Gebieten fördern; 

f) beeinträchtigte Ökosysteme sanieren 
und wiederherstellen sowie die Regene- 
rierung gefährdeter Arten fördern, unter 
anderem durch die Entwicklung und 
Durchführung von Plänen oder sonsti- 
gen Managementstrategien; 

g) Mittel zur Regelung, Bewältigung oder 
Kontrolle der Risiken einführen oder 
beibehalten, die mit der Nutzung und 
Freisetzung der durch Biotechnologie 
hervorgebrachten lebenden modifizier- 
ten Organismen Zusammenhängen, die 
nachteilige Umweltauswirkungen haben 
können, welche die Erhaltung und nach- 
haltige Nutzung der biologischen Vielfalt 
beeinträchtigen könnten, wobei auch die 
Risiken für die menschliche Gesundheit 
zu berücksichtigen sind; 

h) die Einbringung nichtheimischer Arten, 
welche Ökosysteme, Lebensräume 
oder Arten gefährden, verhindern, diese 
Arten kontrollieren oder beseitigen; 

i) sich bemühen, die Voraussetzungen da- 
für zu schaffen, daß die gegenwärtigen 
Nutzungen mit der Erhaltung der biologi- 
schen Vielfalt und der nachhaltigen Nut- 
zung ihrer Bestandteile vereinbar sind; 
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(j) Subject to its national legislation, re- 
spect, preserve and maintain know- 
ledge, innovations and practices of in- 
digenous and local communities embo- 
dying traditional lifestyles relevant for 
the Conservation and sustainable use 
of biological diversity and promote their 
wider application with the approval and 
involvement of the holders of such 
knowledge, innovations and practices 
and encourage the equitable Sharing of 
the benefits arising from the utilization 
of such knowledge, innovations and 
practices; 


(k) Develop or maintain necessary legisla- 
tion and/or other regulatory provisions 
for the protection of threatened species 
and populations; 

(l) Where a significant adverse effect on 
biological diversity has been deter- 
mined pursuant to Article 7, regulate or 
manage the relevant processes and 
categories of activities; and 

(m) Cooperate in providing financial and 
other support for in-situ Conservation 
outlined in subparagraphs (a) to (I) 
above, particularly to developing 
countries. 

Article 9 

Ex-situ Conservation 

Each Contracting Party shall, as far as 
possible and as appropriate, and predomi- 
nantly for the purpose of complementing 
in-situ measures: 

(a) Adopt measures for the ex-situ Conser- 
vation of components of biological di- 
versity, preferably in the country of ori- 
gin of such components; 

(b) Establish and maintain facilities for ex- 
situ Conservation of and research on 
plants, animals and micro-organisms, 
preferably in the country of origin of 
genetic resources; 

(c) Adopt measures for the recovery and 
rehabilitation of threatened species 
and for their reintroduction into their 
natural habitats under appropriate 
conditions; 

(d) Regulate and manage collection of bio- 
logical resources from natural habitats 
for ex-situ Conservation purposes so as 
not to threaten ecosystems and in-situ 
populations of species, except where 
special temporary ex-situ measures 
are required under subparagraph (c) 
above; and 

(e) Cooperate in providing financial and 
other support for ex-situ Conservation 
outlined in subparagraphs (a) to (d) 
above and in the establishment and 
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j) Sous rgserve des dispositions de sa 
legislation nationale, respecte, preserve 
et maintient les connaissances, innova- 
tions et pratiques des communautes au- 
tochtones et locales qui incarnent des 
modes de vie traditionnels prgsentant 
un inferet pour la Conservation et Putili- 
sation durable de la diversity biologique 
et en favorise l’application sur une plus 
grande Schelle, avec l’accord et la parti- 
cipation des depositaires de ces 
connaissances, innovations et pratiques 
et encourage le partage gquitable des 
avantages decoulant de l’utilisation de 
ces connaissances, innovations et pra- 
tiques; 

k) Formule ou maintient en vigueur les dis- 
positions legislatives et autres disposi- 
tions rSglementaires nScessaires pour 
proteger les espgces et populations 
menacges; 

l) Lorsqu’un effet dgfavorable important 
sur la diversite biologique a ete deter- 
mine conformgment ä l’article 7, regie- 
mente ou gäre les processus pertinents 
ainsi que les cafegories d’activites; 

m) Coopgre ä l’octroi d’un appui financier et 
autre pour la Conservation in situ visge 
aux alingas a) ä I) ci-dessus, notamment 
aux pays en developpement. 


Article 9 

Conservation ex situ 

Chaque Partie contractante, dans la me- 
sure du possible et selon qu’il conviendra, 
et au premier chef afin de Computer les 
mesures de Conservation in situ: 

a) Adopte des mesures pour conserver ex 
situ des gfements constitutifs de la diver- 
site biologique, de prgference dans le 
pays d’origine de ces gfements; 

b) Met en place et entretient des Installa- 
tions de Conservation ex situ et de re- 
cherche pour les plantes, les animaux et 
les micro-organismes, de preference 
dans le pays d’origine des ressources 
gengtiques; 

c) Adopte des mesures en vue d’assurer la 
reconstitution et la rgggngration des es- 
pgces menacges et la rgintroduction de 
ces espgces dans leur habitat naturel 
dans de bonnes conditions; 

d) Rgglemente et gere la collecte des res- 
sources biologiques dans les habitats 
natu reis aux fins de la Conservation ex 
situ de manigre ä gviter que soient me* 
nacgs les gcosystgmes et les popula- 
tions d’especes in situ, exceptg lorsque 
des mesures ex situ particulieres sont 
temporairement ngcessaires, conformg- 
ment ä l’alinga c) ci-dessus; 

e) Coopgre ä l’octroi d’un appui financier et 
autre pour la Conservation ex situ visge 
aux alingas a) ä d) ci-dessus, et ä la 
crgation et au maintien de moyens de 


j) im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften Kenntnisse, Innova- 
tionen und Gebräuche eingeborener 
und ortsansässiger Gemeinschaften mit 
traditionellen Lebensformen, die für die 
Erhaltung und nachhaltige Nutzung der 
biologischen Vielfalt von Belang sind, 
achten, bewahren und erhalten, ihre 
breitere Anwendung mit Billigung und 
unter Beteiligung der Träger dieser 
Kenntnisse, Innovationen und Gebräu- 
che begünstigen und die gerechte Tei- 
lung der aus der Nutzung dieser Kennt- 
nisse, Innovationen und Gebräuche ent- 
stehenden Vorteile fördern; 

k) notwendige Rechtsvorschriften oder 
sonstige Regelungen zum Schutz be- 
drohter Arten und Populationen ausar- 
beiten oder beibehalten; 

l) in den Fällen, in denen nach Artikel 7 
eine erhebliche nachteilige Wirkung auf 
die biologische Vielfalt festgestellt wur- 
de, die entsprechenden Vorgänge und 
Kategorien von Tätigkeiten regeln oder 
beaufsichtigen; 

m) bei der Bereitstellung finanzieller und 
sonstiger Unterstützung für die unter 
den Buchstaben a bis I vorgesehe- 
ne In-situ-Erhaltung Zusammenarbeiten, 
insbesondere zugunsten der Entwick- 
lungsländer. 

Artikel 9 

Ex-situ-Erhaltung 

Jede Vertragspartei wird, soweit möglich 

und sofern angebracht, in erster Linie zur 

Ergänzung der In-situ-Maßnahmen 

a) Maßnahmen zur Ex-situ-Erhaltung der 
Bestandteile der biologischen Vielfalt, 
vorzugsweise im Ursprungsland dieser 
Bestandteile, ergreifen; 

b) Einrichtungen für die Ex-situ-Erhaltung 
und die Forschung in bezug auf Pflan- 
zen, Tiere und Mikroorganismen, vor- 
zugsweise im Ursprungsland der geneti- 
schen Ressourcen, schaffen und un- 
terhalten; 

c) Maßnahmen zur Regenerierung und 
Förderung gefährdeter Arten sowie zu 
ihrer Wiedereinführung in ihren natür- 
lichen Lebensraum unter geeigneten 
Bedingungen ergreifen; 

d) die Entnahme biologischer Ressourcen 
aus ihrem natürlichen Lebensraum für 
Zwecke der Ex-situ-Erhaltung so regeln 
und beaufsichtigen, daß Ökosysteme 
und In-situ-Populationen von Arten nicht 
gefährdet werden, es sei denn, daß be- 
sondere vorübergehende Ex-situ-Maß- 
nahmen nach Buchstabe c notwendig 
sind; 

e) bei der Bereitstellung finanzieller und 
sonstiger Unterstützung für die unter 
den Buchstaben a bis d vorgesehene 
Ex-situ-Erhaltung sowie bei der Schaf- 
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maintenance of ex-situ Conservation 
facilities in deveioping countries. 


Article 10 

Substai nable Use of Components 
of Biological Diversity 

Each Contracting Party shall, as far as 
possible and as appropriate: 

(a) Integrate consideration of the Conser- 
vation and sustainable use of biologica! 
resources into national decision-mak- 
ing; 

(b) Adopt measures relating to the use of 
biological resources to avoid or mini- 
mize adverse impacts on biological di- 
versity; 


(c) Protect and encourage customary use 
of biological resources in accordance 
with traditional cultural practices that 
are compatible with Conservation or 
sustainable use requirements; 

(d) Support local populations to develop 
and implement remedial action in de- 
graded areas where biological diversity 
has been reduced; and 

(e) Encourage Cooperation between its 
governmental authorities and its pri- 
vate sector in deveioping methods for 
sustainable use of biological re- 
sources. 

Article 11 

Incentive Measures 

Each Contracting Party shall, as far as 
possible and as appropriate, adopt econom- 
ically and socially sound measures that act 
as incentives for the Conservation and sus- 
tainable use of components of biological 
diversity. 

Article 12 

Research and Training 

The Contracting Parties, taking into ac- 
count the special needs of deveioping 
countries, shall: 

(a) Establish and maintain programmes 
for scientific and technical education 
and training in measures for the Identi- 
fication, Conservation and sustainable 
use of biological diversity and its com- 
ponents and provide Support for such 
education and training for the specific 
needs of deveioping countries; 

(b) Promote and encourage research 
which contributes to the Conservation 
and sustainable use of biological di- 
versity, particularly in deveioping 
countries, interalia, in accordance with 
decisions of the Conference of the Par- 
ties taken in consequence of recom- 


conservation ex situ dans les pays en 
d6veloppement. 

Article 10 

Utilisation durable 
des älöments constituttfs 
de la diversite biologique 

Chaque Partie contractante, dans la me- 
sure du possible et selon qu’il conviendra: 

a) Integre les considärations relatives ä la 
Conservation et ä I* utilisation durable 
des ressources biologiques dans le pro- 
cessus döcisionnel national; 

b) Adopte des mesures concemant Puttli- 
sation des ressources biologiques pour 
eviter ou attönuer les effets defavora- 
bles sur la diversite biologique; 


c) Protöge et encourage l’usage coutumier 
des ressources biologiques conforme- 
ment aux pratiques culturelles tradition- 
nelles compatibles avec les imperatifs 
de leur Conservation ou de leur utilisa- 
tion durable; 

d) Aide les populations locales ä concevoir 
et ä appliquer des mesures correctives 
dans les zones d6gradees oü la diver- 
sit6 biologique a ete appauvrie; 

e) Encourage ses pouvoirs publics et son 
secteur priv6 ä coopörer pour mettre au 
point des möthodes favorisant l’utilisa- 
tion durable des ressources biologi- 
ques. 

Article 11 

Mesures d’incitation 

Chaque Partie contractante adopte, dans 
la mesure du possible et selon qu’il 
conviendra, des mesures 6conomiquement 
et socialement rationnelles incitant ä 
conserver et ä utiliser durablement les 616- 
ments constitutifs de la diversite biologi- 
que. 

Article 12 

Recherche et formation 

Les Parties contractantes, tenant compte 
des besoins particuiiers des pays en d6ve- 
loppement: 

a) Mettent en place et poursuivent des pro- 
grammes d’education et de formation 
scientifiques et techniques pour identi- 
fier et conserver la diversit6 biologique 
et ses 6l6ments constitutifs et en assu- 
rer r utilisation durable, et apportent un 
appui ä l’6ducation et ä la formation 
r6pondant aux besoins particuiiers des 
pays en developpement; 

b) Favorisent et encouragent la recherche 
qui contribue ä conserver la diversite 
biologique et ä en assurer l’utilisation 
durable, en particulier dans les pays en 
d6veloppement, en se conformant entre 
autres aux decisions de la Conf6rence 
des Parties faisant suite aux recomman- 


fung und Unterhaltung von Einrichtun- 
gen für die Ex-situ Erhaltung in Entwick- 
lungsländern Zusammenarbeiten. 

Artikel 10 

Nachhaltige Nutzung von 
Bestandteilen der biologischen Vielfalt 

Jede Vertragspartei wird, soweit möglich 
und sofern angebracht, 

a) Gesichtspunkte der Erhaltung und nach- 
haltigen Nutzung der biologischen Res- 
sourcen in den innerstaatlichen Ent- 
scheidungsprozeß einbeziehen; 

b) Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Nutzung der biologischen Ressourcen 
beschließen, um nachteilige Auswirkun- 
gen auf die biologische Vielfalt zu ver- 
meiden oder auf ein Mindestmaß zu 
beschränken; 

c) die herkömmliche Nutzung biologischer 
Ressourcen im Einklang mit traditionel- 
len Kulturverfahren, die mit den Erfor- 
dernissen der Erhaltung oder nachhal- 
tigen Nutzung vereinbar sind, schützen 
und fördern; 

d) ortsansässige Bevölkerungsgruppen bei 
der Ausarbeitung und Durchführung von 
Abhilfemaßnahmen in beeinträchtigten 
Gebieten, in denen die biologische Viel- 
falt verringert worden ist, unterstützen; 

e) die Zusammenarbeit zwischen ihren Re- 
gierungsbehörden und ihrem privaten 
Sektor bei der Erarbeitung von Metho- 
den zur nachhaltigen Nutzung biologi- 
scher Ressourcen fördern. 

Artikel 11 

Anreizmaßnahmen 

Jede Vertragspartei beschließt, soweit 
möglich und sofern angebracht, wirtschaft- 
lich und sozial verträgliche Maßnahmen, die 
als Anreiz für die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung von Bestandteilen der biologi- 
schen Vielfalt dienen. 

Artikel 12 

Forschung und Ausbildung 

Die Vertragsparteien werden unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer 

a) Programme der wissenschaftlichen und 
technischen Bildung und Ausbildung in 
der Bestimmung, Erhaltung und nach- 
haltigen Nutzung der biologischen Viel- 
falt und ihrer Bestandteile einrichten be- 
ziehungsweise weiterführen sowie Un- 
terstützung für solche Bildung und Aus- 
bildung für die besonderen Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer gewähren; 

b) die Forschung unterstützen und fördern, 
die zur Erhaltung und nachhaltigen Nut- 
zung der biologischen Vielfalt, insbeson- 
dere in den Entwicklungsländern, bei- 
trägt, unter anderem im Einklang mit 
den Beschlüssen der Konferenz der 
Vertragsparteien, die aufgrund der Emp- 
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mendations of the Subsidiary Body on 
Scientific, Technical and Technological 
Advice; and 

(c) In keeping with the provisions of Arti- 
cles 16, 18 and 20, promote and coop- 
erate in the use of scientific advances 
in biological diversity research in deve- 
loping methods for Conservation and 
sustainable use of biological re- 
sources. 


Article 13 

Public Education and Awareness 

The Contracting Parties shall: 

(a) Promote and encourage understand- 
ing of the importance of, and the 
measures required for, the Conserva- 
tion of biological diversity, as well as its 
propagation through media, and the 
inclusion of these topics in educational 
programmes; and 

(b) Cooperate, as appropriate, with other 
States and international organizations 
in developing educational and public 
awareness programmes, with respect 
to Conservation and sustainable use of 
biological diversity. 


Article 14 

Impact Assessment and 
Minimizing Adverse Impacts 

1 . Each Contracting Party, as far as pos- 
sible and as appropriate, shall: 

(a) Introduce appropriate procedures re- 
quiring environmental impact assess- 
ment of its proposed projects that are 
likely to have significant adverse ef- 
fects on biological diversity with a view 
to avoiding or minimizing such effects 
and, where appropriate, allow for pub- 
lic participation in such procedures; 


(b) Introduce appropriate arrangements to 
ensure that the environmental conse- 
quences of its programmes and poli- 
cies that are likely to have significant 
adverse impacts on biological diversity 
are duly taken into acount; 

(c) Promote, on the basis of reciprocity, 
notification, exchange of information 
and consultation on activities under 
their jurisdiction or control which are 
likely to significantly affect adversely 
the biological diversity of other States 
or areas beyond the limits of national 
jurisdiction, by encouraging the conclu- 
sion of bilateral, regional or multilateral 
arrangements, as appropriate; 


dations de l’organe subsidiaire Charge 
de fournir des avis scientifiques, techni- 
ques et technologiques; 

c) Conformöment aux dispositions des arti- 
cles 16, 18 et 20, encouragent Pexploita- 
tion des progräs de la recherche scienti- 
fique sur la diversitö biologique pour 
mettre au point des mäthodes de 
Conservation et d’utilisation durable des 
ressources biologiques, et coopörent ä 
cet effet. 

Article 13 

Education et sensibilisation du public 

Les Parties contractantes: 

a) Favorisent et encouragent une prise de 
conscience de Pimportance de la 
Conservation de la diversite biologique 
et des mesures necessaires ä cet effet 
et en assurent la promotion par les mä- 
dias, ainsi que la prise en compte de ces 
questions dans les programmes d’en- 
seignement; 

b) Coopörent, selon qu’il conviendra, avec 
d’autres Etats et des organisations in- 
ternationales, pour mettre au point des 
programmes d’education et de sensibili- 
sation du public concernant la Conserva- 
tion et l’utilisation durable de la diversite 
biologique. 

Article 14 

Etudes dlmpact 
et räduction des effets nocifs 

1*. Chaque Partie contractante, dans la 

mesure du possible et selon qu’il convien- 
dra: 

a) Adopte des procedures permettant 
d’exiger Pövaluation des impacts sur 
l’environnement des projets qu’elle a 
proposös et qui sont susceptibles de 
nuire sensiblement ä la diversite biologi- 
que en vue d’eviter et de reduire au 
minimum de tels effets, et, s’il y a Neu, 
permet au public de participer ä ces 
procedures; 

b) Prend les dispositions voulues pour qu’il 
soit düment tenu compte des effets sur 
l’environnement de ses programmes et 
politiques susceptibles de nuire sensi- 
blement ä la diversite biologique; 


c) Encourage, sur une base de reciprocitö, 
la notification, Pechange de renseigne- 
ments et les consultations au sujet des 
activites relevant de sa juridiction ou de 
son autorite et susceptibles de nuire 
sensiblement ä la diversite biologique 
d’autres Etats ou de zones situees hors 
des limites de la juridiction nationale, en 
encourageant la conclusion d’accords 
bilateraux, regionaux ou multilateraux, 
selon qu’il conviendra; 


fehlungen des Nebenorgans für wis- 
senschaftliche, technische und techno- 
logische Beratung gefaßt worden sind; 

c) in Übereinstimmung mit den Artikeln 16, 
18 und 20 die Nutzung wissenschaft- 
licher Fortschritte auf dem Gebiet der 
Erforschung der biologischen Vielfalt zur 
Erarbeitung von Methoden zur Erhal- 
tung und nachhaltigen Nutzung der bio- 
logischen Ressourcen fördern und da- 
bei Zusammenarbeiten. 

Artikel 13 

Aufklärung und_ Bewußtseinsbildung 
in der Öffentlichkeit 

Die Vertragsparteien 

a) fördern und begünstigen das Bewußt- 
sein für die Bedeutung der Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und die dafür not- 
wendigen Maßnahmen sowie die Ver- 
breitung dieser Thematik durch die Me- 
dien und ihre Einbeziehung in Bil- 
dungsprogramme; 

b) arbeiten gegebenenfalls mit anderen 
Staaten und internationalen Organisa- 
tionen bei der Erarbeitung von Program- 
men zur Aufklärung und Bewußtseins- 
bildung in der Öffentlichkeit in bezug auf 
die Erhaltung und nachhaltige Nutzung 
der biologischen Vielfalt zusammen. 

Artikel 14 

Verträglichkeitsprüfung und 

möglichst weitgehende Verringerung 
nachteiliger Auswirkungen 

(1 ) Jede Vertragspartei wird, soweit mög- 
lich und sofern angebracht, 

a) geeignete Verfahren einführen, die eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ihrer ge- 
planten Vorhaben, die wahrscheinlich 
erhebliche nachteilige Auswirkungen 
auf die biologische Vielfalt haben, vor- 
schreiben, mit dem Ziel, diese Auswir- 
kungen zu vermeiden oder auf ein Min- 
destmaß zu beschränken, und gegebe- 
nenfalls die Beteiligung der Öffentlich- 
keit an diesen Verfahren ermöglichen; 

b) geeignete Regelungen einführen, um 
sicherzustellen, daß die Umweltfolgen 
ihrer Programme und Politiken, die 
wahrscheinlich erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die biologische Viel- 
falt haben, gebührend berücksichtigt 
werden; 

c) auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
die Benachrichtigung, den Informations- 
austausch und Konsultationen über Tä- 
tigkeiten, die unter ihrer Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle ausgeübt werden und die 
wahrscheinlich erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die biologische Viel- 
falt in anderen Staaten oder in Gebieten 
außerhalb der nationalen Hoheitsberei- 
che haben, dadurch fördern, daß sie, 
sofern angebracht, den Abschluß bila- 
teraler, regionaler oder multilateraler 
Übereinkünfte unterstützen; 
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(d) In the case of imminent or grave dan- 
ger or damage, originating under its 
jurisdiction or control, to biological di- 
versity within the area under jurisdic- 
tion of other States or in areas beyond 
the limits of national jurisdiction, notify 
immediately the potentially affected 
States of such danger or damage, as 
well as initiate action to prevent or mini- 
mize such danger or damage; and 


(e) Promote national arrangements for 
emergency responses to activities or 
events, whether caused naturally or 
otherwise, which present a grave and 
imminent danger to biological diversity 
and encourage international Coopera- 
tion to Supplement such national efforts 
and, where appropriate and agreed 
by the States or regional economic 
integration organizations concerned, to 
establish joint contingency plans. 


2. The Conference of the Parties shall 
examine, on the basis of studies to be car- 
ried out, the issue of liability and redress, 
including restoration and compensation, 
for damage to biological diversity, except 
where such liability is a purely internal 
matter. 


Article 15 

Access to Genetic Resources 

1. Recognizing the Sovereign rights of 
States over their natural resources, the au- 
thority to determine access to genetic re- 
sources rests with the national governments 
and is subject to national legislation. 


2. Each Contracting Party shall endea- 
vour to create conditions to facilitate access 
to genetic resources for environmentally 
sound uses by other Contracting Parties 
and not to impose restrictions that run Coun- 
ter to the objectives of this Convention. 

3. For the purpose of this Convention, the 
genetic resources being provided by a Con- 
tracting Party, as referred to in this Article 
^nd Articles 16 and 19, are only those that 
are provided by Contracting Parties that are 
countries of origin of such resources or by 
the Parties that have acquired the genetic 
resources in accordance with this Conven- 
tion. 


4. Access, where granted, shall be on 
mutualiy agreed terms and subject to the 
provisions of this Article. 

5. Access to genetic resources shall be 
subject to prior informed consent of the 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


d) Dans le cas d’un danger ou d’un dom- 
mage imminent ou grave trouvant son 
origine sous sa juridiction ou son contrö- 
le et menagant la diversite biologique 
dans une zone relevant de la juridiction 
d’autres Etats ou dans des zones si- 
tuees en dehors des limites de la juridic- 
tion des Etats, en informe immEdiate- 
ment les Etats susceptibles d’etre tou- 
ches par ce danger ou ce dommage, et 
prend les mesures propres ä prevenir ce 
danger ou ce dommage ou ä en atte- 
nuer autant que possible les effets; 

e) Facilite les arrangements nationaux aux 
fins de l’adoption de mesures d’urgence 
au cas oü des activitEs ou des Evene- 
ments, d’origine naturelle ou autre, pre- 
senteraient un danger grave ou immi- 
nent pour la diversitE biologique, et en- 
courage la coopEration internationale en 
vue d’Etayer ces efforts nationaux et, 
selon qu’il est approprie et comme en 
conviennent les Etats ou les organisa- 
tions regionales d’intEgration Economi- 
que concernEs, en vue d’Etablir des 
plans d’urgence communs; 

2. La ConfErence des Parties examine, 
sur la base des etudes qui seront entrepri- 
ses, la question de la responsabilitE et de la 
rEparation, v compris la remise en Etat et 
Pindemnisation pour dommages causEs ä la 
diversitE biologique, sauf si cette responsa- 
bilitE est d’ordre strictement interne. 


Article 15 

AccEs aux ressources genetiques 

1 . Etant donnE que les Etats ont droit de 
souverainetE sur leurs ressources naturel- 
les, le pouvoir de dEterminer l’acces aux 
ressources gEnEtiques appartient aux gou- 
vernements et est rEgi par la legislation 
nationale. 


2. Chaque Partie contractante s’efforce 
de creer les conditions propres ä faciliter 
l’acces aux ressources gEnEtiques aux fins 
d’utilisation Ecologiquement rationnelle par 
d’autres Parties contractantes et de ne pas 
imposer de restrictions allant ä l’encontre 
des objectifs de la presente Convention. 

3. Aux fins de la prEsente Convention, on 
entend par ressources gEnEtiques fournies 
par une Partie contractante, et dont il est fait 
mention dans le present article et aux arti- 
cles 16 et 19 ci-apres, exclusivement les 
ressources qui sont fournies par des Parties 
contractantes qui sont des pays d’origine de 
ces ressources ou par des Parties qui les 
ont acquises conformEment ä la prEsente 
Convention. 

4. L’acces, lorsqu’il est accordE, est rEgi 
par des conditions convenues d’un commun 
accord et est soumis aux dispositions du 
prEsent article. 

5. L’acces aux ressources gEnEtiques est 
soumis au consentement prEalable donnE 
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d) im Fall einer akuten oder ernsthaften 
Gefahr oder eines unmittelbar drohen- 
den oder schwerwiegenden Schadens, 
die ihren Ursprung in einem Gebiet un- 
ter ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle 
haben, für die biologische Vielfalt im 
Hoheitsbereich anderer Staaten oder 
außerhalb der nationalen Hoheitsberei- 
che die potentiell betroffenen Staaten 
sofort über diese Gefahr oder diesen 
Schaden unterrichten sowie Maßnah- 
men zur Verhütung oder möglichst weit- 
gehenden Verengerung dieser Gefahr 
oder dieses Schadens ergreifen; 

e) einzelstaatliche Vorkehrungen für Not- 
fallmaßnahmen bei Tätigkeiten oder Er- 
eignissen natürlicher oder anderer Ur- 
sache, die eine ernsthafte oder akute 
Gefahr für die biologische Vielfalt dar- 
stellen, fördern und die internationale 
Zusammenarbeit zur Ergänzung dieser 
einzelstaatlichen Bemühungen unter- 
stützen sowie, sofern dies angebracht 
ist und von den betroffenen Staaten 
oder Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration vereinbart wird, 
gemeinsame Notfallpläne aufstellen. 

(2) Die Konferenz der Vertragsparteien 
prüft auf der Grundlage durchzuführender 
Untersuchungen die Frage der Haftung und 
Wiedergutmachung einschließlich Wieder- 
herstellung und Entschädigung bei Schä- 
den an der biologischen Vielfalt' mit Ausnah- 
me der Fälle, in denen diese Haftung eine 
rein innere Angelegenheit ist. 


Artikel 15 

Zugang zu genetischen Ressourcen 

(1) In Anbetracht der souveränen Rechte 
der Staaten in bezug auf ihre natürlichen 
Ressourcen liegt die Befugnis, den Zugang 
zu genetischen Ressourcen zu bestimmen, 
bei den Regierungen der einzelnen Staaten 
und unterliegt den innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften. 

(2) Jede Vertragspartei bemüht sich, Vor- 
aussetzungen zu schaffen, um den Zugang 
zu genetischen Ressourcen für eine um- 
weltverträgliche Nutzung durch andere Ver- 
tragsparteien zu erleichtern, und keine Be- 
schränkungen aufzuerlegen, die den Zielen 
dieses Übereinkommens zuwiderlaufen. 

(3) Für die Zwecke dieses Übereinkom- 
mens gelten als von einer Vertragspartei 
nach diesem Artikel oder den Artikeln 16 
und 19 zur Verfügung gestellte genetische 
Ressourcen nur diejenigen, die von Ver- 
tragsparteien, die Ursprungsländer dieser 
Ressourcen sind, oder von den Vertrags- 
parteien, die diese Ressourcen in Überein- 
stimmung mit diesem Übereinkommen er- 
worben haben, zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

(4) Der Zugang, sofern er gewährt wird, 
erfolgt zu einvernehmlich festgelegten Be- 
dingungen und vorbehaltlich dieses Arti- 
kels. 

(5) Der Zugang zu genetischen Ressour- 
cen bedarf der auf Kenntnis der Sachlage 
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Contracting Party providing such resources, 
unless otherwise determined by that Party. 


6. Each Contracting Party shall endea- 
vour to develop and carry out scientific re- 
search based on genetic resources pro- 
vided by other Contracting Parties with the 
full participation of, and where possible in, 
such Contracting Parties. 


7. Each Contracting Party shall take le- 
gislative, administrative or policy measures, 
as appropriate, and in accordance with Arti- 
cles 16 and 19 and, where necessary, 
through the financial mechanism estab- 
lished by Articles 20 and 21 with the aim of 
Sharing in a fair and equitable way the re- 
sults of research and development and the 
benefits arising from the commercial and 
other utilization of genetic resources with 
the Contracting Party providing such re- 
sources. Such sharing shall be upon 
mutually agreed terms. 


Article 16 

Access to and Transfer of Technology 

1. Each Contracting Party, recognizing 
that technology includes biotechnology, and 
that both access to and transfer of techno- 
logy among Contracting Parties are essen- 
tial elements for the attainment of the ob- 
jectives of this Convention, undertakes sub- 
ject to the provisions of this Article to pro- 
vide and/or facilitate access for and transfer 
to other Contracting Parties of technologies 
that are relevant to the Conservation and 
sustainable use of biological diversity or 
make use of genetic resources and do not 
cause significant damage to the environ- 
ment. 


2. Access to and transfer of technology 
referred to in paragraph 1 above to develop- 
ing countries shall be provided and/or facili- 
tated under fair and most favourable terms, 
including on concessional and preferential 
terms where mutually agreed, and, where 
necessary, in accordance with the financial 
mechanism established by Articles 20 and 
21. In the case of technology subject to 
Patents and other intellectual property 
rights, such access and transfer shall be 
provided on terms which recognize and are 
consistent with the adequate and effective 
protection of intellectual property rights. The 
application of this paragraph shall be con- 
sistent with paragraph 3, 4 and 5 below. 


3. Each Contracting Party shall take le- 
gislative, administrative or policy measures, 
as appropriate, with the aim that Contracting 


en connaissance de cause de la Partie 
contractante qui fournit lesdites ressources, 
sauf decision contraire de cette Partie. 


6. Chaque Partie contractante s’efforce 
de dävelopper et d’effectuer des recherches 
scientifiques fondäes sur les ressources gä- 
netiques fournies par d’autres Parties 
contractantes avec la pleine participation de 
ces Parties et, dans la mesure du possible, 
sur leur territoire. 

7. Chaque Partie contractante prend les 
mesures legislatives, administratives ou de 
politique gänärale appropriees, conformä- 
ment aux articles 16 et 19 et, le cas 
echäant, par le biais du mäcanisme de fi- 
nancement cree en vertu des articles 20 et 
21, pour assurer le partage juste et äquita- 
ble des resultats de la recherche et de la 
mise en valeur ainsi que des avantages 
räsultant de Putilisation commerciale et au- 
tre des ressources gänätiques avec la Par- 
tie contractante qui fournit ces ressources. 
Ce partage s’effectue selon des modalitäs 
mutuellement convenues. 


Article 16 

Acc&s ä la technologie 
et transfert de technologie 

1 . Chaque Partie contractante, reconnais- 
sant que la technologie inclut la biotechno- 
logie, et que l’accäs ä la technologie et le 
transfert de celle-ci entre Parties contrac- 
tantes sont des äläments essentiels ä la 
räalisation des objectifs de la presente 
Convention, s’engage, sous reserve des 
dispositions du präsent article, ä assurer 
et/ou ä faciliter ä d’autres Parties contrac- 
tantes l’accäs aux technologies näcessaires 
ä la Conservation et ä Putilisation durable de 
la diversite biologique, ou utilisant les res- 
sources gänetiques sans causer de dom- 
mages sensibles ä Penvironnement, et le 
transfert desdites technologies. 

2. L’acces ä la technologie et le transfert 
de celle-ci, tels que vises au paragraphe 1 
ci-dessus, sont assures et/ou facilitäs pour 
ce qui concerne les pays en däveloppement 
ä des conditions justes et les plus favora- 
bles, y compris ä des conditions de faveur et 
präferentielles s’il en est ainsi mutuellement 
convenu, et selon que de besoin conformä- 
ment aux mäcanismes financiers ätablis 
aux termes des articles 20 et 21 . Lorsque 
les technologies tont l’objet de brevets et 
autres droits de propriätä intellectuelle, 
Pacces et le transfert sont assures selon des 
modalites qui reconnaissent les droits de 
proprietä intellectuelle et sont compatibles 
avec leur protection adäquate et effective. 
L’application du präsent paragraphe sera 
conforme aux dispositions des paragraphes 
3, 4 et 5 ci-apräs. 

3. Chaque Partie contractante prend, 
comme il convient, les mesures legislatives, 
administratives ou de politique gänärale 


gegründeten vorherigen Zustimmung der 
Vertragspartei, die diese Ressourcen zur 
Verfügung stellt, sofern diese Vertragspartei 
nichts anderes bestimmt hat. 

(6) Jede Vertragspartei bemüht sich, wis- 
senschaftliche Forschung auf der Grund- 
lage genetischer Ressourcen, die von an- 
deren Vertragsparteien zur Verfügung ge- 
stellt wurden, unter voller Beteiligung dieser 
Vertragsparteien und nach Möglichkeit in 
deren Hoheitsgebiet zu planen und durch- 
zuführen. 

(7) Jede Vertragspartei ergreift, sofern 
angebracht, in Übereinstimmung mit den 
Artikeln 16 und 19 Gesetzgebungs-, Ver- 
wattungs- oder politische Maßnahmen, er- 
forderlichenfalls durch den in den Artikeln 
20 und 21 festgelegten Finanzierungsme- 
chanismus, mit dem Ziel, die Ergebnisse 
der Forschung und Entwicklung und die 
Vorteile, die sich aus der kommerziellen und 
sonstigen Nutzung der genetischen Res- 
sourcen ergeben, mit der Vertragspartei, die 
diese Ressourcen zur Verfügung gestellt 
hat, ausgewogen und gerecht zu teilen. 
Diese Aufteilung erfolgt zu einvemehmlich 
festgelegten Bedingungen. 


Artikel 16 

Zugang zur Technologie 
und Weitergabe von Technologie 

(1) In der Erkenntnis, daß Technologie 
auch Biotechnologie umfaßt und daß so- 
wohl der Zugang zur Technologie als auch 
die Weitergabe von Technologie unter den 
Vertragsparteien für die Erreichung der Zie- 
le dieses Übereinkommens wesentlich sind, 
verpflichtet sich jede Vertragspartei, vorbe- 
haltlich dieses Artikels den Zugang zu 
Technologien, die für die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung der biologischen Viel- 
falt von Belang sind oder die genetische 
Ressourcen nutzen, ohne der Umwelt er- 
hebliche Schäden zuzufügen, für andere 
Vertragsparteien sowie die Weitergabe sol- 
cher Technologien an andere Vertragspar- 
teien zu gewährleisten oder zu erleichtern. 

(2) Der Zugang zur Technologie und die 
Weitergabe von Technologie nach Absatz 1 
werden in bezug auf Entwicklungsländer 
unter ausgewogenen und möglichst günsti- 
gen Bedingungen, darunter im beiderseiti- 
gen Einvernehmen auch zu Konzessions- 
oder Vorzugsbedingungen, gewährt oder 
erleichtert, erforderlichenfalls in Überein- 
stimmung mit dem in den Artikeln 20 und 21 
festgelegten Finanzierungsmechanismus. 
Handelt es sich um Technologie, die Ge- 
genstand von Patenten oder anderen Rech- 
ten des geistigen Eigentums ist, so erfolgen 
dieser Zugang und diese Weitergabe zu 
Bedingungen, die einen angemessenen 
und wirkungsvollen Schutz der Rechte des 
geistigen Eigentums anerkennen und mit 
ihm vereinbar sind. Die Anwendung dieses 
Absatzes muß mit den Absätzen 3, 4 und 5 
in Einklang stehen. 

(3) Jede Vertragspartei ergreift, sofern 
angebracht, Gesetzgebungs-, Verwaltungs- 
oder politische Maßnahmen mit dem Ziel, 
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Parties, in particular those that are develop- 
ing countries, which provide genetic re- 
sources are provided access to and transfer 
of technology which makes use of those 
resources, on mutually agreed terms, in- 
cluding technology protected by patents 
and other intellectual property rights, where 
necessary, through the provisions of Arti- 
cles 20 and 21 and in accordance with 
international law and consistent with para- 
graphs 4 and 5 below. 


4. Each Contracting Party shall take le- 
gislative, administrative or policy measures, 
as appropriate, with the aim that the private 
sector facilitates access to, joint develop- 
ment and transfer of technology referred to 
in paragraph 1 above for the benefit of both 
governmental institutions and the private 
sector of developing countries and in this 
regard shall abide by the obligations in- 
cluded in paragraphs 1 , 2 and 3 above. 


5. The Contracting Parties, recognizing 
that patents and other intellectual property 
rights may have an influence on the im- 
plementation of this Convention, shall coop- 
erate in this regard subject to national legis- 
lation and international law in Order to en- 
sure that such rights are supportive of and 
do not run counter to its objectives. 


Article 17 

Exchange of Information 

1 . The Contracting Parties shall facilitate 
the exchange of Information, from all pub- 
licly available sources, relevant to the Con- 
servation and sustainable use of biological 
diversity, taking into account the special 
needs of developing countries. 


2. Such exchange of Information shall 
include exchange of results of technical, 
scientific and socio-economic research, as 
well as Information on training and survey- 
ing programmes, specialized knowledge, in- 
digenous and traditional knowledge as such 
and in combination with the technologies 
referred to in Article 16, paragraph 1. It shall 
also, where feasible, include repatriation of 
information. 


Article 18 

Technical and Scientific Cooperation 

1. The Contracting Parties shall promote 
international y technical and scientific 
Cooperation in the field of Conservation and 
sustainable use of biological diversity, 
where necessary, through the appropriate 


voulues pour que soit assure aux Parties 
contractantes qui fournissent des ressour- 
ces gönötiques, en particulier celles qui sont 
des pays en döveloppement, Paccös ä Ja 
technologie utilisant ces ressources et le 
transfert de ladite technologie selon des 
modalites mutuellement convenues, y com- 
pris ä la technologie protegöe par des bre- 
vets et autres droits de propriete intellec- 
tueile, le cas echeant par le biais des dispo- 
sitions des articles 20 et 21 , dans le respect 
du droit international et conformement aux 
paragraphes 4 et 5 ci-apres. 


4. Chaque Partie contractante prend, 
comme il convient, les mesures legislatives, 
administratives, ou de politique generale, 
voulues pour que le secteur privö facilite 
Pacces ä la technologie visee au paragra- 
phe 1 ci-dessus, sa mise au point conjointe 
et son transfert au benefice tant des institu- 
tions gouvernementales que du secteur 
privö des pays en developpement et, a cet 
egard, se conforme aux obligations enon- 
cees aux paragraphes 1, 2 et 3 ci-dessus. 


5. Les Parties contractantes, reconnais- 
sant que les brevets et autres droits de 
propriete intellectuelle peuvent avoir une 
influence sur Papplication de la Convention, 
cooperent ä cet ögard sans prejudice des 
legislations nationales et du droit internatio- 
nal pour assurer que ces droits s’exercent ä 
Pappui et non ä Pencontre de ses objectifs. 


Article 17 

Echange d’informations 

1. Les Parties contractantes facilitent 
Pechange d’informations, provenant de tou- 
tes les sources accessibles au public, inte- 
ressant la Conservation et Putilisation dura- 
ble de la diversite biologique en tenant 
compte des besoins speciaux des pays en 
developpement. 

2. Cet echange comprend Pechange d’in- 
formations sur les rösultats des recherches 
techniques, scientifiques et socio-äconomi- 
ques ainsi que d’informations sur les pro- 
grammes de formation et d’ötudes, les 
connaissances specialisees et les connais- 
sances autochtones et traditionnelles en 
tant que telles ou associöes aux technolo- 
gies visöes au paragraphe 1 de Particle 16. 
Cet öchange comprend aussi, lorsque c’est 
possible, le rapatriement des informations. 


Article 18 

Cooperation technique et scientifique 

1 . Les Parties contractantes encouragent 
la Cooperation technique et scientifique in- 
ternationale dans le domaine de la Conser- 
vation et de Putilisation durable de la diver- 
site biologique, au besoin par le biais des 


Vertragsparteien, insbesondere denen, die 
Entwicklungsländer sind, wenn sie geneti- 
sche Ressourcen zur Verfügung stellen, zu 
einvemehmlich festgelegten Bedingungen 
den Zugang zu Technologie oder die Wei- 
tergabe von Technologie, die diese Res- 
sourcen nutzt, einschließlich Technologie, 
die durch Patente und sonstige Rechte des 
geistigen Eigentums geschützt ist, zu ge- 
währen, erforderlichenfalls über die Bestim- 
mungen der Artikel 20 und 21 , und zwar in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und 
im Einklang mit den Absätzen 4 und 5 die- 
ses Artikels. 

(4) Jede Vertragspartei ergreift, sofern 
angebracht, Gesetzgebungs-, Verwaltungs- 
oder politische Maßnahmen, um dafür zu 
sorgen, daß der private Sektor den Zugang 
zu der in Absatz 1 bezeichneten Technolo- 
gie, ihre gemeinsame Entwicklung sowie 
ihre Weitergabe zum Nutzen sowohl der 
Regierungsinstitutionen als auch des priva- 
ten Sektors von Entwicklungsländern er- 
leichtert, und beachtet dabei die in den Ab- 
sätzen 1, 2 und 3 enthaltenen Verpflich- 
tungen. 

(5) In der Erkenntnis, daß Patente und 
sonstige Rechte des geistigen Eigentums 
einen Einfluß auf die Durchführung dieses 
Übereinkommens haben können, arbeiten 
die Vertragsparteien vorbehaltlich des in- 
nerstaatlichen Rechts und des Völkerrechts 
in dieser Hinsicht zusammen, um sicherzu- 
stellen, daß solche Rechte die Ziele des 
Übereinkommens unterstützen und ihnen 
nicht zuwiderlaufen. 

Artikel 17 

Informationsaustausch 

(1) Die Vertragsparteien erleichtern den 
Austausch von für die Erhaltung und nach- 
haltige Nutzung der biologischen Vielfalt 
maßgeblichen Informationen aus allen öf- 
fentlich zugänglichen Quellen, wobei sie die 
besonderen Bedürfnisse der Entwicklungs- 
länder berücksichtigen. 

(2) Dieser Informationsaustausch umfaßt 
den Austausch der Ergebnisse der techni- 
schen, wissenschaftlichen und sozio-öko- 
nomischen Forschung sowie Informationen 
über Ausbildungs- und Überwachungspro- 
gramme, Fachwissen, indigenes Wissen 
und traditionelle Kenntnisse an sich und in 
Verbindung mit den in Artikel 16 Absatz 1 
bezeichneten Technologien. Er umfaßt 
auch, soweit durchführbar, die Rückführung 
von Informationen. 

Artikel 18 

Technische und wissenschaftliche 
Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsparteien fördern die inter- 
nationale technische und wissenschaftliche 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Erhal- 
tung und nachhaltigen Nutzung der biologi- 
schen Vielfalt, erforderlichenfalls durch die 
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international and national institutions. 


2. Each Contracting Party shall promote 
technical and scientific Cooperation with oth- 
er Contracting Parties, in particular develop- 
ing countries, in implementing this Conven- 
tion, interalia, through the development and 
implementation of national policies. In pro- 
moting such Cooperation, special attention 
should be given to the development and 
strengthening of national capabilities, by 
means of human resources development 
and Institution building. 


3. The Conference of the Parties, at its 
first meeting, shall determine how to estab- 
lish a clearing-house mechanism to pro- 
mote and facilitate technical and scientific 
Cooperation. 

4. The Contracting Parties shall, in ac- 
cordance with national legislation and poli- 
cies, encourage and develop methods of 
Cooperation for the development and use of 
technologies, including indigenous and tra- 
ditional technologies, in pursuance of the 
objectives of this Convention. For this pur- 
pose, the Contracting Parties shall also 
promote Cooperation in the training of per- 
sonnel and exchange of experts. 


5. The Contracting Parties shall, subject 
to mutual agreement, promote the estab- 
lishment of joint research programmes and 
joint ventures for the development of tech- 
nologies relevant to the objectives of this 
Convention. 


Article 19 

Handling of Biotechnology 
and Distribution of its Benefits 

1. Each Contracting Party shall take le- 
gislative, administrative or policy measures, 
as appropriate, to provide for the effective 
partieipation in biotechnological research 
activities by those Contracting Parties, es- 
pecially developing countries, which provide 
the genetic resources for such research, 
and where feasible in such Contracting 
Parties. 


2. Each Contracting Party shall take all 
practicable measures to promote and ad- 
vance priority access on a fair and equitable 
basis by Contracting Parties, especially de- 
veloping countries, to the results and bene- 
fits arising from biotechnologies based upon 
genetic resources provided by those Con- 
tracting Parties. Such access shall be on 
mutually agreed terms. 


institutions nationales et internationales 
compätentes. 

2. Chaque Partie contractante encourage 
la coopäration technique et scientifique 
avec d’autres Parties contractantes, en par- 
ticulier les pays en developpement, pour 
l’application de la presente Convention, no- 
tamment par l’elaboration et l’application de 
politiques nationales. En encourageant cet- 
te coop§ration, il convient d’accorder une 
attention particuliere au developpement et 
au renforcement des moyens nationaux par 
le biais de la mise en valeur des ressources 
humaines et du renforcement des institu- 
tions. 

3. La Conference des Parties, a sa pre- 
miäre reunion, determine comment creer un 
centre d’echange pour encourager et facili- 
ter la Cooperation technique et scientifi- 
que. 


4. Conformement ä la legislation et aux 
politiques nationales, les Parties contrac- 
tantes encouragent et mettent au point des 
modalites de Cooperation aux fins de Peia- 
boration et de l’utilisation de technologies, y 
compris les technologies autochtones et 
traditionnelles, conformement aux objectifs 
de la presente Convention. A cette fin, les 
Parties contractantes encouragent ögale- 
ment la Cooperation en mattere de formation 
de personnel et d’echange d’experts. 


5. Les Parties contractantes encoura- 
gent, sous reserve d’accords mutuels, l’eta- 
blissement de programmes de recherche 
conjoints et de coentreprises pour le deve- 
loppement de technologies en rapport avec 
les objectifs de la presente Convention. 


Article 19 

Gestion de la blotechnologie 
et repartttion de ses avantages 

1. Chaque Partie contractante prend les 
mesures legislatives, administratives ou de 
politique voulues pour assurer la participa- 
tion effective aux activites de recherche bio- 
technologique des Parties contractantes, en 
particulier les pays en developpement, qui 
fournissent les ressources genetiques pour 
ces activites de recherche, si possible dans 
ces Parties contractantes. 


2. Chaque Partie contractante prend tou- 
tes les mesures possibles pour encourager 
et favoriser l’acces prioritaire, sur une base 
juste et equitable, des Parties contractan- 
tes, en particulier des pays en developpe- 
ment, aux resultats et aux avantages d6- 
coulant des biotechnologies fondees sur les 
ressources genetiques fournies par ces 
Parties. Cet acces se fait ä des conditions 
convenues d’un commun accord. 


zuständigen internationalen und nationalen 
Institutionen. 

(2) Jede Vertragspartei fördert die techni- 
sche und wissenschaftliche Zusammenar- 
beit mit anderen Vertragsparteien, insbe- 
sondere Entwicklungsländern, bei der 
Durchführung dieses Übereinkommens, un- 
ter anderem durch die Erarbeitung und 
Durchführung nationaler Politiken. Bei der 
Förderung einer solchen Zusammenarbeit 
soll dem Ausbau und der Stärkung nationa- 
ler Möglichkeiten durch Erschließung der 
menschlichen Ressourcen und Schaffung 
von Institutionen besondere Aufmerksam- 
keit zugewendet werden. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
bestimmt auf ihrer ersten Tagung, wie ein 
Vermittlungsmechanismus zur Förderung 
und Erleichterung der technischen und wis- 
senschaftlichen Zusammenarbeit eingerich- 
tet werden soll. 

(4) Die Vertragsparteien unterstützen und 
entwickeln im Einklang mit ihren innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften und Politiken Me- 
thoden der Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung und Nutzung von Technologien, 
einschließlich indigener und traditioneller 
Technologien, zur Verwirklichung der Ziele 
dieses Übereinkommens. Zu diesem Zweck 
fördern die Vertragsparteien auch die Zu- 
sammenarbeit bei der Ausbildung von Per- 
sonal und dem Austausch von Sachver- 
ständigen. 

(5) Die Vertragsparteien fördern im ge- 
genseitigen Einvernehmen die Einrichtung 
von gemeinsamen Forschungsprogrammen 
und Gemeinschaftsunternehmen zur Ent- 
wicklung der Technologien, die für die Ziele 
dieses Übereinkommens von Belang sind. 


Artikel 19 

Umgang mit Biotechnologie 
und Verteilung 

der daraus entstehenden Vorteile 

(1) Jede Vertragspartei ergreift, sofern 
angebracht, Gesetzgebungs-, Verwaltungs- 
und politische Maßnahmen, um für die wirk- 
same Beteiligung derjenigen Vertragspar- 
teien, insbesondere unter den Entwick- 
lungsländern, welche die genetischen Res- 
sourcen für biotechnologische Forschungs- 
arbeiten zur Verfügung stellen, an diesen 
Arbeiten zu sorgen, die nach Möglichkeit in 
diesen Vertragsparteien durchgeführt wer- 
den sollen. 

(2) Jede Vertragspartei ergreift alle durch- 
führbaren Maßnahmen, um den vorrangi- 
gen Zugang der Vertragsparteien, insbe- 
sondere unter den Entwicklungsländern, zu 
den Ergebnissen und Vorteilen aus den 
Biotechnologien, die sich auf die von diesen 
Vertragsparteien zur Verfügung gestellten 
genetischen Ressourcen stützen, auf der 
Grundlage der Ausgewogenheit und Ge- 
rechtigkeit zu fördern und zu erleichtern. 
Dieser Zugang erfolgt zu einvemehmiich 
festgelegten Bedingungen. 
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3. The Parties shall consider the need for 
and modalities of a protocol setting out ap- 
propriate procedures, including, in particu- 
lar, advance informed agreement, in the 
field of the safe transfer, handling and use 
of any living modified organism resulting 
from biotechnology that may have adverse 
effect on the Conservation and sustainable 
use of biological diversitv. 


4. Each Contracting Party shall, directly or 
by requiring any natural or legal person 
under its jurisdiction providing the organ- 
isms referred to in paragraph 3 above, pro- 
vide any available information about the use 
and safety regulations required by that Con- 
tracting Party in handling such organisms, 
as well as any available information on the 
potential adverse impact of the specific or- 
ganisms concerned to the Contracting Party 
into which those organisms are to be in- 
troduced. 


Article 20 

Financial Resources 

1 . Each Contracting Party undertakes to 
provide, in accordance with its capabilities, 
financial Support and incentives in respect 
of those national activities which are in- 
tended to achieve the objectives of this 
Convention, in accordance with its national 
plans, priorities and programmes. 


2. The developed country Parties shall 
provide new and additional financial re- 
sources to enable developing country Par- 
ties to meet the agreed full incremental 
costs to them of implementing measures 
which fulfil the obligations of this Convention 
and to benefit from its provisions and which 
costs are agreed between a developing 
country Party and the institutional structure 
referred to in Article 21 , in accordance with 
policy, strategy, Programme priorities and 
eligibility criteria and an indicative list of 
incrementai costs established by the Con- 
ference of the Parties. Other Parties, includ- 
ing countries undergoing the process of 
transition to a market economy, may volun- 
tarily assume the obligations of the deve- 
loped country Parties. For the purpose of 
this Article, the Conference of the Parties, 
shall at its first meeting establish a list of 
developed country Parties and other Parties 
which voluntarily assume the obligations of 
the developed country Parties. The Confer- 
ence of the Parties shall periodically review 
and if necessary amend the list. Contribu- 
tions from other countries and sources on a 
voluntary basis would also be encouraged. 
The implementation of these commitments 
shall take into account the need for ad- 


3. Les Parties examinent s’il convient de 
prendre des mesures et d’en fixer les mo- 
dalites, öventuellement sous forme d’un 
protocole, comprenant notamment un ac- 
cord prealable donne en connaissance de 
cause definissant les procedures appro- 
priees dans le domaine du transfert, de la 
manutention et de l’utilisation en toute secu- 
rirä de tout organisme vivant modifie räsul- 
tant de la biotechnologie qui risquerait d’a- 
voir des effets döfavorables sur la Conserva- 
tion et l’utilisation durable de la diversitä 
biologique. 


4. Chaque Partie contractante communi- 
que di rectement ou exige que soit commu- 
niquee par toute personne physique ou mo- 
rale relevant de sa juridiction et fournissant 
des organismes vises au paragraphe 3 ci- 
dessus toute information disponible relative 
ä l’utilisation et aux reglements de securirä 
exigäs par ladite Partie contractante en ma- 
tiere de manipulation de tels organismes, 
ainsi que tout renseignement disponible sur 
l’impact däfavorable potentiel des organis- 
mes specifiques en cause, ä la Partie 
contractante sur le territoire de laquelle ces 
organismes doivent etre introduits. 


Article 20 

Ressources f inan ci eres 

1 . Chaque Partie contractante s’engage ä 
fournir, en fonction de ses moyens, un ap- 
pui et des avantages financiers en ce qui 
concerne les activiräs nationales tendant ä 
la räalisation des objectifs de la präsente 
Convention, conformement ä ses plans, 
prioriräs et programmes nationaux. 


2. Les Parties qui sont des pays dävelop- 
pes fournissent des ressources financiäres 
nouvelles et additionnelles pour permettre 
aux Parties qui sont des pays en dävelop- 
pement de faire face ä la totalirä des sur- 
coüts convenus que leur impose la mise en 
ceuvre des mesures par lesquelles ils s’ac- 
quittent des obligations däcoulant de la prä- 
sente Convention et de bäneficier de ses 
dispositions, ces surcoüts etant convenus 
entre une Partie qui est un pays en dävelop- 
pement et la structure Institution nelle visee 
ä l’article 21, selon la politique, la Strategie, 
les prioriräs du Programme et les conditions 
d’attribution ainsi qu’une liste indicative des 
surcoüts etablies par la Conrärence des 
Parties. Les autres Parties, y compris les 
pays qui se trouvent dans une phase de 
transition vers Iräconomie de marchä, peu- 
vent assumer volontairement les obligations 
des Parties qui sont des pays developpäs. 
Aux fins du präsent article, la Conrärence 
des Parties dresse ä sa premräre räunion la 
liste des Parties qui sont des pays dövelop- 
päs et des autres Parties qui assument vo- 
lontairement les obligations des Parties qui 
sont des pays deveioppös. La Conrärence 
des Parties revoit pöriodiquement cette liste 
et la modifie en cas de besoin. Les autres 


(3) Die Vertragsparteien prüfen die Not- 
wendigkeit und die näheren Einzelheiten 
eines Protokolls über geeignete Verfahren, 
insbesondere einschließlich einer vorheri- 
gen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage, 
im Bereich der sicheren Weitergabe, Hand- 
habung und Verwendung der durch Bio- 
technologie hervorgebrachten lebenden 
modifizierten Organismen, die nachteilige 
Auswirkungen auf die Erhaltung und nach- 
haltige Nutzung der biologischen Vielfalt ha- 
ben können. 


(4) Jede Vertragspartei übermittelt selbst 
alle verfügbaren Informationen über die 
Nutzung und die von ihr vorgeschriebenen 
Sicherheitsbestimmungen für den Umgang 
mit diesen Organismen sowie alle verfügba- 
ren Informationen über die möglichen nach- 
teiligen Auswirkungen der einzelnen betrof- 
fenen Organismen für die Vertragspartei, in 
die diese Organismen eingebracht werden 
sollen, oder verpflichtet jede natürliche oder 
juristische Person in ihrem Hoheitsbereich, 
welche die in Absatz 3 bezeichneten Orga- 
nismen zur Verfügung stellt, solche Informa- 
tionen zu übermitteln. 

Artikel 20 
Finanzielle Mittei 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten finanzielle 
Unterstützung und Anreize im Hinblick auf 
diejenigen innerstaatlichen Tätigkeiten, die 
zur Verwirklichung der Ziele dieses Über- 
einkommens durchgeführt werden sollen, 
im Einklang mit ihren innerstaatlichen Plä- 
nen, Prioritäten und Programmen bereitzu- 
stellen. 

(2) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, stellen neue und zusätzliche 
finanzielle Mittel bereit, um es den Ver- 
tragsparteien, die Entwicklungsländer sind, 
zu ermöglichen, die vereinbarten vollen 
Mehrkosten zu tragen, die ihnen aus der 
Durchführung von Maßnahmen zur Erfül- 
lung von Verpflichtungen aus diesem Über- 
einkommen entstehen, und aus seinen Be- 
stimmungen Nutzen zu ziehen; diese Ko- 
sten werden zwischen einer Vertragspartei, 
die Entwicklungsland ist, und der in Arti- 
kel 21 bezeichneten Einrichtung im Ein- 
klang mit einer Politik, einer Strategie, mit 
Programmprioritäten und Zuteilungskrite- 
rien sowie einer als Anhalt dienenden Liste 
der Mehrkosten vereinbart, die von der Kon- 
ferenz der Vertragsparteien aufgestellt 
werden. Andere Vertragsparteien ein- 
schließlich der Länder, die sich im Über- 
gang zur Marktwirtschaft befinden, können 
freiwillig die Verpflichtungen der Vertrags- 
parteien, die entwickelte Länder sind, 
übernehmen. Für die Zwecke dieses Arti- 
kels erstellt die Konferenz der Vertragspar- 
teien auf ihrer ersten Tagung eine Liste von 
Vertragsparteien, die entwickelte Länder 
sind, und von anderen Vertragsparteien, die 
freiwillig die Verpflichtungen der Vertrags- 


21 



Drucksache 12/4473 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


equacy, predictability and timely flow of 
funds and the importance of burden-sharing 
among the contributing Parties included in 
the list. 


3. The developed country Parties may 
also provide, and developing country Par- 
ties avail themseives of, financial resources 
related to the implementation of this Con- 
vention through bilateral, regional and other 
multilateral Channels. 


4. The extent to which developing country 
Parties will effectively implement their com- 
mitments under this Convention will depend 
on the effective implementation by deve- 
loped country Parties of their commitments 
under this Convention related to financial 
resources and transfer of technology and 
will take fully into account the fact that eco- 
nomic and social development and eradica- 
tion of poverty are the first and overriding 
priorities of the developing country Parties. 


5. The Parties shall take full account of 
the specific needs and special Situation of 
least developed countries in their actions 
with regard to funding and transfer of tech- 
nology. 

6. The Contracting Parties shall also take 
into consideration the special conditions re- 
sulting from the dependence on, distribution 
and location of, biological diversity within 
developing country Parties, in particular 
small island States. 


7. Consideration shall also be given to the 
special Situation of developing countries, 
including those that are most environment- 
ally vulnerable, such as those with arid and 
semi-arid zones, Coastal and mountainous 
areas. 

Article 21 

Financial Mechanism 

1. There shall be a mechanism for the 
Provision of financial resources to develop- 
ing country Parties for purposes of this Con- 
vention on a grant or concessional basis the 
essential elements of which are described in 
this Article. The mechanism shall function 
under the authority and guidance of, and be 
accountable to, the Conference of the Par- 
ties for purposes of this Convention. The 
operations of the mechanism shall be car- 
ried out by such institutional structure as 
may be decided upon by the Conference of 


pays et sources seraient ögalement encou- 
ragäs ä fournir des contributions ä titre vo- 
lontaire. Pour traduire ces engagements en 
actes, on tiendra compte de la näcessitä de 
faire en Sorte que le flux des fonds soit 
adäquat, prävisible et ponctuel et du fait 
qu’il est important de räpartir le fardeau 
entre les Parties contribuantes inscrites sur 
la liste susmentionnäe. 


3. Les Parties qui sont des pays dävelop- 
pes peuvent aussi fournir, au bönöfice des 
Parties qui sont des pays en döveloppe- 
ment, des ressources financiäres liöes ä 
l’application de la präsente Convention, par 
des voies bilaterales, regionales et multila- 
terales. 

4. Les pays en developpement ne pour- 
ront s’acquitter effectivement des obliga- 
tions qui leur incombent en vertu de la 
Convention que dans la mesure oü les pays 
developpäs s’acquitteront effectivement 
des obligations qui leur incombent en vertu 
de la Convention s’agissant des ressources 
financieres et du transfert de technologie et 
oü ces derniers tiendront pleinement comp- 
te du fait que le developpement öconomi- 
que et social et Irälimination de la pauvretä 
sont les prioritös premiöres et absolues des 
pays en developpement. 

5. Les Parties tiennent pleinement comp- 
te des besoins specifiques et de la Situation 
particuli&re des pays les moins avances 
dans les mesures qu’ils prennent en matiäre 
de financement et de transfert de techno- 
logie. 

6. Les Parties contractantes prennent 
aussi en consideration les conditions spe- 
ciales räsultant de la repartition et de la 
locaiisation de la diversitö biologique sur le 
territoire des Parties qui sont des pays en 
developpement, et de la dependance de 
ces dernieres, en particulier de celles qui 
sont des petits Etats insulaires. 

7. Elles prennent egalement en conside- 
ration la Situation particuliere des pays en 
developpement, notamment de ceux qui 
sont les plus vulnerables du point de vue de 
l’environnement, tels que ceux qui ont des 
zones arides et semi-arides, des zones 
cötieres et montagneuses. 


Article 21 

M6canisme de financement 

1 . Un mecanisme de financement est ins- 
tituä pour fournir des ressources financieres 
aux Parties qui sont des pays en develop- 
pement, aux fins de la präsente Convention, 
sous forme de dons ou ä des conditions de 
faveur, dont les ölöments essentiels sont 
exposäs dans le präsent article. Aux fins de 
!a Convention, le mäcanisme fonctionne 
sous l’autoritä et la direction de la Confe- 
rence des Parties, envers laquelle il est 
comptable. Le fonctionne ment du mäcanis- 
me est assurä par la structure institution- 


parteien, die entwickelte Länder sind, 
übernehmen. Die Konferenz der Vertrags- 
parteien überprüft diese Liste in regelmäßi- 
gen Abständen und ändert sie, soweit er- 
forderlich. Freiwillige Beiträge aus anderen 
Ländern und Quellen wären ebenfalls er- 
wünscht. Bei der Erfüllung dieser Verpflich- 
tungen wird berücksichtigt, daß die Mittel 
angemessen und vorhersehbar sein und 
rechtzeitig eingehen müssen und daß eine 
Lastenteilung unter den in der Liste aufge- 
führten beitragsleistenden Vertragsparteien 
wichtig ist. 

(3) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, können auch finanzielle Mittel 
im Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Übereinkommens auf bilateralem, 
regionalem oder multilateralem Weg zur 
Verfügung stellen, welche die Vertragspar- 
teien, die Entwicklungsländer sind, in An- 
spruch nehmen können. 

(4) Der Umfang, in dem Vertragsparteien, 
die Entwicklungsländer sind, ihre Verpflich- 
tungen aus diesem Übereinkommen wirk- 
sam erfüllen, wird davon abhängen, inwie- 
weit Vertragsparteien, die entwickelte Län- 
der sind, ihre Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen betreffend finanzielle Mit- 
tel und die Weitergabe von Technologie 
wirksam erfüllen, wobei voll zu berücksichti- 
gen ist, daß die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung sowie die Beseitigung der Ar- 
mut für die Entwicklungsländer erste und 
dringlichste Anliegen sind. 

(5) Die Vertragsparteien tragen bei ihren 
Maßnahmen hinsichtlich der Finanzierung 
und der Weitergabe von Technologie den 
speziellen Bedürfnissen und der besonde- 
ren Lage der am wenigsten entwickelten 
Länder voll Rechnung. 

(6) Die Vertragsparteien berücksichtigen 
ferner die besonderen Bedingungen, die 
sich in den Vertragsparteien, die Entwick- 
lungsländer sind, insbesondere kleinen In- 
selstaaten, aus der Abhängigkeit von der 
biologischen Vielfalt, aus deren Verteilung 
und aus deren Vorkommen ergeben. 

(7) Sie berücksichtigen auch die beson- 
dere Lage von Entwicklungsländern, insbe- 
sondere derer, die im Umweltbereich am 
empfindlichsten sind, z.B. die Länder mit 
trockenen und halbtrockenen Zonen, 
Küsten- und Bergregionen. 


Artikel 21 

Finanzierungsmechanismus 

(1) Für die Bereitstellung finanzieller Mit- 
tel im Rahmen dieses Übereinkommens in 
Form unentgeltlicher Zuschüsse oder zu 
Vorzugsbedingungen für Vertragsparteien, 
die Entwicklungsländer sind, wird ein Me- 
chanismus eingerichtet, dessen wesentli- 
che Elemente in diesem Artikel beschrieben 
werden. Der Mechanismus arbeitet für die 
Zwecke des Übereinkommens unter Auf- 
sicht und Leitung der Konferenz der Ver- 
tragsparteien und ist dieser gegenüber 
verantwortlich. Die Arbeit des Mechanismus 
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the Parties at its first meeting. For purposes 
of this Convention, the Conference of the 
Parties shall determine the policy, strategy, 
Programme priorities and eligibility criteria 
relating to the access to and utiiization of 
such resources. The contributions shall be 
such as to take into account the need for 
predictability, adequacy and timely flow of 
funds referred to in Article 20 in accordance 
with the amount of resources needed to be 
decided periodically by the Conference of 
the Parties and the importance of burden- 
sharing among the contributing Parties in- 
cluded in the list referred to in Article 20, 
Paragraph 2. Voluntary contributions may 
also be made by the developed country 
Parties and by other countries and sources. 
The mechanism shall operate within a 
democratic and transparent System of gov- 
ernance. 


2. Pursuant to the objectives of this Con- 
vention, the Conference of the Parties shall 
at its first meeting determine the policy, 
strategy and Programme priorities, as well 
as detailed criteria and guidelines for eligi- 
bility for access to and utiiization of the 
financial resources including monitoring and 
evaluation on a regulär basis of such utiii- 
zation. The Conference of the Parties shall 
decide on the arrangements to give effect to 
Paragraph 1 above after consuitation with 
the institutional structure entrusted with the 
Operation of the financial mechanism. 


3. The Conference of the Parties shall 
review the effectiveness of the mechanism 
established under this Article, including the 
criteria and guidelines referred to in Para- 
graph 2 above, not less than two years after 
the entry into force of this Convention and 
thereafter on a regulär basis. Based on 
such review, it shall take appropriate action 
to improve the effectiveness of the mechan- 
ism if necessary. 


4. The Contracting Parties shall consider 
strengthening existing financial institutions 
to provide financial resources for the Con- 
servation and sustainable use of biological 
diversity. 

Article 22 

Relationship with Other 
International Conventions 

1 . The provisions of this Convention shall 
not affect the rights and obligations of any 
Contracting Party deriving from any existing 
international agreement, except where the 
exercise of those rights and obligations 
wouid cause a serious damage or threat to 
biological diversity. 

2. Contracting Parties shall implement 
this Convention with respect to the marine 


nelle dont pourrait decider la Conference 
des Parties ä sa premiere räunion. Aux fins 
de la präsente Convention, la Conference 
des Parties determine la politique generale, 
la Strategie et les priorites du Programme 
ainsi que les criteres definissant les condi- 
tions d’attribution et d’utilisation de ces res- 
sources. Les contributions seront telles 
qu’elles permettront de prendre en compte 
la näcessite de versements previsibles, 
adequats et ponctuels comme ii est prevu ä 
Particle 20, en rapport avec le montant des 
ressources näcessaires, dont la Conference 
des Parties döcidera periodiquement, et 
l’importance du partage du fardeau entre 
les Parties contribuantes figurant sur la liste 
mentionnäe au paragraphe 2 de Particle 20. 
Les Parties qui sont des pays developpäs 
ainsi que d’autres pays et d’autres sources 
peuvent ägalement verser des contributions 
volontaires. Le mäcanisme fonctionne selon 
un Systeme de gestion democratique et 
transparent. 

2. Conforrrtement aux objectifs de la prä- 
sente Convention, la Conference des Par- 
ties determine, ä sa premiere räunion, la 
politique generale, la Strategie et les prio- 
fites du Programme, ainsi que des criteres 
et des lignes directrices detailtes pour däfi- 
nir les conditions requises pour avoir accäs 
aux ressources financteres et les utiliser, y 
compris le contröle et l’ävaluation reguliere 
de cette utilisation. La Conference des Par- 
ties decide des dispositions necessaires 
pour donner effet au paragraphe 1 ci-des- 
sus aptes consuitation avec la structure ins- 
titutionneile ä laquelle aura ete confie le 
fonctionnement du mecanisme de finan- 
cement. 

3. La Conference des Parties examine 
Pefficacite du mecanisme de financement 
cräe par le präsent article, notamment les 
criteres et les lignes directrices vises au 
paragraphe 2 ci-dessus, au plus töt deux 
ans apres Penträe en vigueur de la präsente 
Convention et ensuite de fagon reguliere. 
Sur la base de cet examen, eile prend des 
mesures approprtees pour rendre le meca- 
nisme plus efficace si necessaire. 


4. Les Parties contractantes envisagent 
de renforcer les institutions financteres exis- 
tantes pour qu’elles foumissent des res- 
sources financteres en vue de la Conserva- 
tion et de Putilisation durable de la diversite 
biologique. 

Article 22 

Relations avec cfautres 
conventions internationales 

1 . Les dispositions de la präsente 
Convention ne modifient en rien les droits et 
obligations däcoulant pour une Partie 
contractante d’un accord international exis- 
tant, sauf si Pexercice de ces droits ou le 
respect de ces obligations causait de sö- 
rieux dommages ä la diversite biologique ou 
constituait pour eile une menace. 

2. Les Parties contractantes appiiquent la 
präsente Convention, en ce qui conceme le 


wird durch die Einrichtung ausgeführt, die 
von der Konferenz der Vertragsparteien auf 
ihrer ersten Tagung beschlossen wird. Für 
die Zwecke des Übereinkommens bestimmt 
die Konferenz der Vertragsparteien die Po- 
litik, die Strategie, die Programmprioritäten 
und die Zuteilungskriterien für den Zugang 
zu solchen Mitteln und für ihre Verwendung. 
Die Beiträge müssen so gestaltet sein, daß 
die in Artikel 20 bezeichneten Mittel vorher- 
sehbar und angemessen sind und rechtzei- 
tig eingehen, der Höhe der benötigten Be- 
träge entsprechen, die in regelmäßigen Ab- 
ständen von der Konferenz der Vertragspar- 
teien beschlossen wird, und die Bedeutung 
der Lastenteilung unter den in der in Arti- 
kel 20 Absatz 2 genannten Liste aufgeführ- 
ten beitragsleistenden Vertragsparteien 
berücksichtigen. Die Vertragsparteien, die 
entwickelte Länder sind, sowie andere Län- 
der und Geldgeber können auch freiwillige 
Beiträge leisten. Der Mechanismus arbeitet 
mit einer demokratischen und transparen- 
ten Leitungsstruktur. 

(2) Im Einklang mit den Zielen dieses 
Übereinkommens bestimmt die Konferenz 
der Vertragsparteien auf ihrer ersten Ta- 
gung die Politik, die Strategie, die Pro- 
grammprioritäten sowie detaillierte Kriterien 
und Leitlinien für die Berechtigung zum Zu- 
gang zu den finanziellen Mitteln und zu ihrer 
Verwendung, wozu auch eine regelmäßige 
Überwachung und Bewertung dieser Ver- 
wendung gehört. Die Konferenz der Ver- 
tragsparteien beschließt Vorkehrungen zur 
Durchführung des Absatzes 1 nach Konsul- 
tationen mit der Einrichtung, der die Erfül- 
lung der Aufgaben des Finanzierungsme- 
chanismus anvertraut ist. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
überprüft spätestens zwei Jahre nach In- 
krafttreten dieses Übereinkommens und da- 
nach in regelmäßigen Abständen die Wirk- 
samkeit des nach diesem Artikel eingerich- 
teten Mechanismus einschließlich der in Ab- 
satz 2 genannten Kriterien und Leitlinien. 
Auf der Grundlage dieser Überprüfung er- 
greift die Konferenz der Vertragsparteien 
erforderlichenfalls geeignete Maßnahmen, 
um die Wirksamkeit des Mechanismus zu 
verbessern. 

(4) Die Vertragsparteien prüfen die Mög- 
lichkeit der Stärkung bestehender Finanz- 
institutionen, damit diese finanzielle Mittel 
für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung 
der biologischen Vielfalt zur Verfügung 
stellen. 

Artikel 22 

Verhältnis zu anderen 
völkerrechtlichen Übereinkünften 

(1) Dieses Übereinkommen läßt die 
Rechte und Pflichten einer Vertragspartei 
aus bestehenden völkerrechtlichen Über- 
einkünften unberührt, außer wenn die 
Wahrnehmung dieser Rechte und Pflichten 
die biologische Vielfalt ernsthaft schädigen 
oder bedrohen würde. 

(2) Die Vertragsparteien führen dieses 
Übereinkommen hinsichtlich der Meeres- 
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environment consistently with the rights and 
obligations of States under the law of the 
sea. 

Article 23 

Conference of the Parties 

1. A Conference of the Parties is hereby 
established. The first meeting of the Confer- 
ence of the Parties shall be convened by the 
Executive Director of the United Nations 
Environment Programme not later than one 
year after the entry into force of this Con- 
vention. Thereafter, ordinary meetings of 
the Conference of the Parties shall be held 
at regulär intervals to be determined by the 
Conference at its first meeting. 

2. Extraordinary meetings of the Confer- 
ence of the Parties shall be held at such 
other times as may be deemed necessary 
by the Conference, or at the written request 
of any Party, provided that, within six 
months of the request being communicated 
to them by the Secretariat, it is supported by 
at least one third of the Parties. 

3. The Conference of the Parties shall by 
consensus agree upon and adopt rules of 
procedure for itself and for any subsidiary 
body it may establish, as well as financial 
rules governing the funding of the Secre- 
tariat. At each ordinary meeting, it shall 
adopt a budget for the financial period until 
the next ordinary meeting. 

4. The Conference of the Parties shall 
keep under review the implementation of 
this Convention, and, for this purpose, 
shall: 

(a) Establish the form and the intervals for 
transmitting the Information to be sub- 
mitted in accordance with Article 26 
and consider such Information as well 
as reports submitted by any subsidiary 
body; 

(b) Review scientific, technical and tech- 
nological advice on biological diversity 
provided in accordance with Article 
25; 

(c) Consider and adopt, as required, pro- 
tocols in accordance with Article 28; 

(d) Consider and adopt, as required, in 
accordance with Articles 29 and 30, 
amendments to this Convention and its 
annexes; 

(e) Consider amendments to any protocol, 
as well as to any annexes thereto, and, 
if so decided, recommend their adop- 
tion to the parties to the protocol con- 
cemed; 

(f) Consider and adopt, as required, in 
accordance with Article 30, additional 
annexes to this Convention; 

(g) Establish such subsidiary bodies, par- 
ticularly to provide scientific and tech- 
nical advice, as are deemed necessary 


milieu marin, confornfement aux droits et 
obligations des Etats decoulant du droit de 
la mer. 

Article 23 

La Conference des Parties 

1. II est instituä par les präsentes une 
Conference des Parties. La premiäre räu- 
nion de la Conference des Parties est 
convoquäe par le Directeur exäcutif du Pro- 
gramme des Nations Unies pour l’environ- 
nement un an au plus tard apres l’enträe en 
vigueur de la präsente Convention. Par la 
suite, les räunions ordinaires de la Confe- 
rence des Parties auront lieu regulierement, 
selon la fräquence däterminee par la Confe- 
rence ä sa premiäre räunion. 

2. Des räunions extraordinaires de la 
Conference des Parties peuvent avoir lieu ä 
tout autre moment si la Conference le juge 
necessaire, ou ä la demande äcrite d’une 
Partie, sous reserve que cette demande soit 
appuyee par un tiers au moins des Parties 
dans les six mois suivant sa communication 
auxdites Parties par le Secretariat. 

3. La Conference des Parties arräte et 
adopte par consensus son propre regie- 
ment intörieur et celui de tout Organe subsi- 
diaire qu’elle pourra creer, ainsi que le rä- 
glement financier rägissant le financement 
du Secrätariat. A chaque räunion ordinäre, 
eile adopte le budget de Texercice financier 
courant jusqu’ä la session ordinäre suivan- 
te. 

4. La Conference des Parties examine 
l’application de la präsente Convention et, ä 
cette fin: 

a) Etablit la forme et la fräquence de la 
communication des renseignements ä 
präsenter confomfement ä l’article 26 et 
examine ces renseignements ainsi que 
les rapports präsenfes par tout organe 
subsidiäre; 

b) Etudie les avis techniques, technologi- 
ques et scientifiques sur la diversite bio- 
logique fournis conforrTfement ä l’arti- 
cle 25; 

c) Examine et adopte, en tant que de be- 
soin, des protocoles confornfement ä 
l’article 28; 

d) Examine et adopte, selon qu’il convient, 
les amendements ä la präsente 
Convention et ä ses annexes, confornfe- 
ment aux articles 29 et 30; 

e) Examine les amendements ä tout pro- 
tocole, ainsi qu’ä toute annexe audit pro- 
tocole et, s’il en est ainsi däcide, recom- 
mande leur adoption aux Parties au pro- 
tocole considärä; 

f) Examine et adopte, en tant que de be- 
soin, et confomfement ä Particle 30, les 
annexes supplementäres ä la präsente 
Convention; 

g) Cräe les Organes subsidiäres jugäs nä- 
cessaires ä l’application de la präsente 
Convention, en particulier pour donner 


umweit im Einklang mit den Rechten und 
Pflichten der Staaten aufgrund des See- 
rechts durch. 

Artikel 23 

Konferenz der Vertragsparteien 

(1) Hiermit wird eine Konferenz der Ver- 
tragsparteien eingesetzt. Die erste Tagung 
der Konferenz der Vertragsparteien wird 
vom Exekutivdirektor des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen spätestens 
ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Überein- 
kommens einberufen. Danach finden or- 
dentliche Tagungen der Konferenz der Ver- 
tragsparteien in regelmäßigen Abständen 
statt, die von der Konferenz auf ihrer ersten 
Tagung festgelegt werden. 

(2) Außerordentliche Tagungen der Kon- 
ferenz der Vertragsparteien finden statt, 
wenn es die Konferenz für notwendig erach- 
tet oder eine Vertragspartei schriftlich be- 
antragt, sofern dieser Antrag innerhalb von 
sechs Monaten nach seiner Übermittlung 
durch das Sekretariat von mindestens ei- 
nem Dritte! der Vertragsparteien unterstützt 
wird. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
vereinbart und beschließt durch Konsens 
eine Geschäftsordnung für sich selbst und 
für jedes gegebenenfalls von ihr einzuset- 
zende Nebenorgan sowie eine Finanzord- 
nung für die Finanzierung des Sekretariats. 
Auf jeder ordentlichen Tagung verabschie- 
det sie einen Haushalt für die Finanzperiode 
bis zur nächsten ordentlichen Tagung. 

(4) Die Konferenz der Vertragsparteien 
prüft laufend die Durchführung dieses 
Übereinkommens; zu diesem Zweck 

a) legt sie die Form und die Zeitabstände 
für die Übermittlung der nach Artikel 26 
vorzulegenden Informationen fest und 
prüft diese Informationen sowie die von 
Nebenorganen vorgelegten Berichte; 

b) prüft sie die nach Artikel 25 abgegebe- 
nen wissenschaftlichen, technischen 
und technologischen Gutachten über 
die biologische Vielfalt; 

c) prüft sie und beschließt gegebenenfalls 
Protokolle nach Artikel 28; 

d) prüft sie und beschließt gegebenenfalls 
nach den Artikeln 29 und 30 Änderun- 
gen des Übereinkommens und seiner 
Anlagen; 

e) prüft sie Änderungen von Protokollen 
sowie von Anlagen solcher Protokolle 
und empfiehlt, wenn sie sich dafür ent- 
scheidet, den Vertragsparteien des be- 
treffenden Protokolls, die Änderungen 
zu beschließen; 

f) prüft sie und beschließt gegebenenfalls 
nach Artikel 30 weitere Anlagen des 
Übereinkommens; 

g) setzt sie die zur Durchführung des Über- 
einkommens für notwendig erachteten 
Nebenorgane ein, insbesondere zur Ab- 
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for the implementation of this Conven- 
tion; 

(h) Contact, through the Secretariat, the 
executive bodies of conventions deal- 
ing with matters covered by this Con- 
vention with a view to establishing ap- 
propriate forms of Cooperation with 
them; and 

(i) Consider and undertake any additio- 
nal action that may be required for the 
achievement of the purposes of this 
Convention in the light of experience 
gained in its Operation. 

5. The United Nations, its specialized 
agencies and the International Atomic Ener- 
gy Agency, as well as any State not Party to 
this Convention, may be represented as 
observers at meetings of the Conference of 
the Parties. Any other body or agency, 
whether governmental or non-govemmental, 
qualified in fields relating to Conservation 
and sustainable use of biological diversity, 
which has informed the Secretariat of its 
wish to be represented as an observer at a 
meeting of the Conference of the Parties, 
may be admitted unless at least one third of 
the Parties present Object. The admission 
and participation of observers shaii be sub- 
ject to the rüles of procedure adopted by the 
Conference of the Parties. 


Article 24 
Secretariat 

1 . A secretariat is hereby established. Its 
functions shall be: 

(a) T o arrange for and Service meetings of 
the Conference of the Parties provided 
for in Article 23; 

(b) To perform the functions assigned to it 
by any protocol; 

(c) To prepare reports on the execution of 
its functions under this Convention and 
present them to the Conference of the 
Parties; 

(d) To coordinate with other relevant inter- 
national bodies and, in partieular to 
enter into such administrative and con- 
tractual arrangements as may be re- 
quired for the effective discharge of its 
functions; and 

(e) To perform such other functions as 
may be determined by the Conference 
of the Parties. 

2. At its first ordinary meeting, the Confer- 
ence of the Parties shall designate the sec- 
retariat from amongst those existing com- 
petent international organizations which 
have signified their willingness to carry out 
the secretariat functions under this Con- 
vention. 
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des avis scientifiques et techniques; 

h) Se met en rapport, par Pintermediaire du 
Secretariat, avec les Organes executifs 
des conventions traitant des questions 
qui font Pobjet de la presente Conven- 
tion en vue de fixer avec eux les moda- 
lifes de cooperation appropriees; 

i) Examine et prend toutes autres me- 
sures necessaires ä la poursuite des 
objectifs de la presente Convention en 
fonction des enseignements tifes de son 
application. 

5. L’Organisation des Nations Unies, ses 
institutions specialisees et PAgence interna- 
tionale de Penergie atomique, de meme que 
tout Etat qui n’est pas Partie ä la presente 
Convention, peuvent se faire representer 
aux reunions de la Conference des Parties 
en qualife d’observateurs. Tout organe ou 
organisme, gouvernemental ou non gou- 
vernemental, qualifte dans les domaines se 
rapportant ä la Conservation et ä Putilisation 
durable de la diversite biologique qui a infor- 
me le Secretariat de son desir de se faire 
representer ä une röunion de la Conference 
des Parties en qualite d’observateur peut 
etre admis ä y prendre part ä moins qu’un 
tiers au moins des Parties presentes n’y 
fassent objection. L’admission et la partici- 
pation des observateurs sont subordonnöes 
au respect du regiement interieur adopte 
par la Conference des Parties. 

Article 24 
Le Secretariat 

1 . II est institue par les presentes un se- 
cretariat. Ses fonctions sont les suivantes: 

a) Organiser les reunions de la Conference 
des Parties prövues ä Particle 23 et en 
assurer le Service; 

b) S’acquitter des fonctions qui lui sont as- 
signees en vertu de tout protocole ä la 
presente Convention; 

c) Etablir des rapports sur Pexercice des 
fonctions qui lui sont assignees en vertu 
de la presente Convention et les presen- 
ter ä la Conference des Parties; 

d) Assurer la coordination avec les autres 
organismes internationaux competents, 
et en particulier conclure les arrange- 
ments administratifs et contractuels qui 
pourraient lui etre necessaires pour 
s’acquitter efficacement de ses fonc- 
tions; 

e) S’acquitter de toutes autres fonctions 
que la Conference des Parties pourrait 
decider de lui assigner. 

2. A sa premiere reunion ordinaire, la 
Conference des Parties designe le Secreta- 
riat parmi les organisations internationales 
compätentes qui se seraient proposees 
pour assurer les fonctions de secfetariat 
prävues par la pfesente Convention. 
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gäbe wissenschaftlicher und techni- 
scher Gutachten; 

h) nimmt sie über das Sekretariat Verbin- 
dung zu den Exekutivorganen von Über- 
einkünften auf, die sich mit Angelegen- 
heiten im Rahmen des Übereinkom- 
mens befassen, um geeignete Formen 
der Zusammenarbeit mit ihnen festzu- 
legen; 

i) prüft und ergreift sie im Licht der bei der 
Anwendung des Übereinkommens ge- 
wonnenen Erfahrungen weitere Maß- 
nahmen, die zur Erreichung seiner 
Zwecke erforderlich sind. 

(5) Die Vereinten Nationen, ihre Sonder- 
organisationen und die Internationale Atom- 
energie-Organisation sowie jeder Staat, der 
nicht Vertragspartei dieses Übereinkom- 
mens ist, können als Beobachter auf den 
Tagungen der Konferenz der Vertrags- 
parteien vertreten sein. Jede andere Stelle, 
ob staatlich oder nichtstaatlich, die auf Ge- 
bieten im Zusammenhang mit der Erhaltung 
und nachhaltigen Nutzung der biologischen 
Vielfalt fachlich befähigt ist und dem Sekre- 
tariat ihren Wunsch mitgeteilt hat, auf einer 
Tagung der Konferenz der Vertragsparteien 
als Beobachter vertreten zu sein, kann zu- 
gelassen werden, sofern nicht mindestens 
ein Drittel der anwesenden Vertrags- 
parteien yviderspricht. Die Zulassung und 
Teilnahme von Beobachtern unterliegen der 
von der Konferenz der Vertragsparteien be- 
schlossenen Geschäftsordnung. 

Artikel 24 
Sekretariat 

(1) Hiermit wird ein Sekretariat einge- 
setzt. Es hat folgende Aufgaben: 

a) Es veranstaltet die in Artikel 23 vorgese- 
henen Tagungen der Konferenz der 
Vertragsparteien und stellt die entspre- 
chenden Dienste bereit; 

b) es nimmt die ihm aufgrund eines Proto- 
kolls übertragenen Aufgaben wahr; 

c) es erarbeitet Berichte über die Aus- 
übung seiner Aufgaben im Rahmen die- 
ses Übereinkommens und legt sie der 
Konferenz der Vertragsparteien vor; 

d) es stimmt sich mit anderen einschlägi- 
gen internationalen Stellen ab und trifft 
insbesondere die für die wirksame Erfül- 
lung seiner Aufgaben notwendigen ver- 
waltungsmäßigen und vertraglichen 
Vorkehrungen; 

e) es nimmt sonstige Aufgaben wahr, die 
ihm von der Konferenz der Vertragspar- 
teien zugewiesen werden. 

(2) Auf ihrer ersten ordentlichen Tagung 
bestimmt die Konferenz der Vertragspartei- 
en das Sekretariat aus der Reihe der beste- 
henden maßgeblichen internationalen Or- 
ganisationen, die ihre Bereitschaft bekundet 
haben, die in diesem Übereinkommen vor- 
gesehenen Sekretariatsaufgaben wahrzu- 
nehmen. 
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Article 25 

Subsidiary Body on Scientific, 
Technical and Technological Advice 

1 . A subsidiary body for the Provision of 
scientific, technical and technological ad- 
vice is hereby established to provide the 
Conference of the Parties and, as appro- 
priate, its other subsidiary bodies with timely 
advice relating to the implementation of this 
Convention. This body shall be open to 
participation by all Parties and shall be mul- 
tidisciplinary. It shall comprise govemment 
representatives competent in the relevant 
field of expertise. It shall report regularly to 
the Conference of the Parties on all aspects 
of its work. 


2. Under the authority of and in accord- 
ance with guidelines laid down by the Con- 
ference of the Parties, and upon its request, 
this body shall: 

(a) Provide scientific and technical as- 
sessments of the Status of biological 
diversity; 

(b) Prepare scientific and technical as- 
sessments of the effects of types of 
measures taken in accordance with the 
provisions of this Convention; 

(c) Identity innovative, efficient and state- 
of-the-art technologies and know-how 
relating to the Conservation and sus- 
tainable use of biological diversity and 
advise on the ways and means of 
promoting development and/or trans- 
ferring such technologies; 


(d) Provide advice on scientific program- 
mes and international cooperation in 
research and development related to 
Conservation and sustainabie use of 
biological diversity; and 

(e) Respond to scientific, technical, tech- 
nological and methodological ques- 
tions that the Conference of the Parties 
and its subsidiary bodies may put to 
the body. 

3. The functions, terms of reference, Or- 
ganization and Operation of this body may 
be further elaborated by the Conference of 
the Parties. 


Article 26 
Reports 

Each Contracting Party shall, at intervals 
to be determined by the Conference of the 
Parties, present to the Conference of the 
Parties, reports on measures which it has 
taken for the implementation of the provi- 
sions of this Convention and their effective- 
ness in meeting the objectives of this Con- 
vention. 


Article 25 

Organe subsidiaire 
charg^ de foumir des avis 
scientifiques, techniques et technotogiques 

1 . Un organe subsidiaire Charge de four- 
nir des avis scientifiques, techniques et 
technologiques est cräe par les presentes 
pour donner en temps opportun ä la Confe- 
rence des Parties et, le cas ächeant, ä ses 
autres Organes subsidiaires, des avis 
concernant i’application de la präsente 
Convention. Cet organe est ouvert ä la parti- 
cipation de toutes les Parties et il est pluri- 
disciplinaire. II se compose de represen- 
tants gouvernementaux competents dans 
les domaines de spöcialisation concernes. II 
fait rägulierement rapport ä la Conference 
des Parties sur tous les aspects de son 
travail. 

2. Sous l’autorite de la Conference des 
Parties, conformement aux directives 
qu'elle aura etablies, et sur sa demande, cet 
organe: 

a) Fournit des evaluations scientifiques et 
techniques sur la Situation en matiere de 
diversite biologique; 

b) Realise des evaluations scientifiques et 
techniques sur les effets des types de 
mesures prises conformement aux dis- 
positions de la präsente Convention; 

c) Repe re les technologies et savoir-faire 
de pointe, novateurs et efficaces 
concernant la Conservation et l’utilisa- 
tion durable de la diversite biologique et 
indique les moyens d en promouvoir le 
developpement ou d’en assurer le 
transfert; 


d) Fournit des avis sur les programmes 
scientifiques et la cooperation internatio- 
nale en matiere de recherche-dävelop- 
pement concernant la Conservation et 
l’utilisation durable de la diversite biolo- 
gique; 

e) Repond aux questions d’ordre sdentifi- 
que, technique, technologique et mätho- 
dologique que la Conference des Par- 
ties et ses Organes subsidiaires lui 
adressent. 

3. Les attributions, le mandat, la structure 
et le fonctionnement de cet organe pourront 
etre präcises par la Conference des Par- 
ties. 


Article 26 
Rapports 

Selon une periodicite qui sera determinee 
par la Conference des Parties, chaque Par- 
tie contractante presente ä la Conference 
des Parties un rapport sur les dispositions 
qu’elle a adoptees pour appliquer la präsen- 
te Convention et la mesure dans laquelle 
eiles ont permis d’assurer la realisation des 
objectifs qui y sont enonces. 


Artikel 25 
Nebenorgan 

für wissenschaftliche, technische 
und technologische Beratung 

(1) Hiermit wird ein Nebenorgan zur Ab- 
gabe wissenschaftlicher, technischer und 
technologischer Gutachten eingesetzt, das 
die Konferenz der Vertragsparteien und ge- 
gebenenfalls deren andere Nebenorgane 
zu gegebener Zeit in bezug auf die Durch- 
führung dieses Übereinkommens berät. 
Dieses Organ steht allen Vertragsparteien 
zur Teilnahme offen; es ist fachübergrei- 
fend. Es umfaßt Regierungsvertreter, die in 
ihrem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet fach- 
lich befähigt sind. Es berichtet der Konfe- 
renz der Vertragsparteien regelmäßig über 
alle Aspekte seiner Arbeit. 

(2) Dieses Organ untersteht der Konfe- 
renz der Vertragsparteien und wird im Ein- 
klang mit den von dieser festgelegten Leit- 
linien sowie auf ihr Ersuchen 

a) wissenschaftliche und technische Beur- 
teilungen des Zustands der biologischen 
Vielfalt voriegen; 

b) wissenschaftliche und technische Beur- 
teilungen der Auswirkungen der nach 
diesem Übereinkommen ergriffenen 
verschiedenartigen Maßnahmen aus- 
arbeiten; 

c) innovative, leistungsfähige und dem 
Stand der Technik entsprechende Tech- 
nologien und Know-how im Zusammen- 
hang mit der Erhaltung und nachhalti- 
gen Nutzung der biologischen Vielfalt 
bestimmen und Möglichkeiten zur För- 
derung der Entwicklung solcher Techno- 
logien oder zu ihrer Weitergabe aufzei- 
gen; 

d) Gutachten zu wissenschaftlichen Pro- 
grammen und zur internationalen Zu- 
sammenarbeit bei der Forschung und 
Entwicklung im Zusammenhang mit der 
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der 
biologischen Vielfalt abgeben; 

e) wissenschaftliche, technische, technolo- 
gische und methodologische Fragen 
beantworten, die ihm von der Konferenz 
der Vertragsparteien und ihren Neben- 
organen vorgelegt werden. 

(3) Die weiteren Einzelheiten der Aufga- 
ben, des Mandats, der Organisation und der 
Arbeitsweise dieses Organs können von der 
Konferenz der Vertragsparteien festgelegt 
werden. 

Artikel 26 
Berichte 

Jede Vertragspartei legt der Konferenz 
der Vertragsparteien in Zeitabständen, die 
von dieser festzulegen sind, einen Bericht 
über die Maßnahmen, die sie zur Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens ergriffen hat, 
sowie über die Wirksamkeit dieser Maßnah- 
men bei der Verwirklichung seiner Ziele 
vor. 
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Article 27 

Settlement of Disputes 

1 . In the event of a dispute between Con- 
tracting Parties conceming the Interpreta- 
tion or application of this Convention, the 
parties concemed shali seek solution by 
negotiation. 

2. If the parties concemed cannot reach 
agreement by negotiation, they may jointly 
seek the good Offices of, or request medi- 
ation by, a third party. 


3. When ratifying, accepting, approving or 
acceding to this Convention, or at any time 
thereafter, a State or regional economic In- 
tegration Organization may declare in writing 
to the Depositary that for a dispute not re- 
solved in aceordance with paragraph 1 or 
Paragraph 2 above, it accepts one or both of 
the following means of dispute Settlement 
as compulsory: 


(a) Arbitration in aceordance with the pro- 
cedure laid down in Part 1 of Annex 
II; 

(b) Submission of the dispute to the Inter- 
national Court of Justice. 

4. If the parties to the dispute have not, in 
aceordance with paragraph 3 above, ac- 
cepted the same or any procedure, the dis- 
pute shall be submitted to conciliation in 
aceordance with Part 2 of Annex II unless 
the parties otherwise agree. 

5. The provisions of this Article shall apply 
with respect to any protocol except as other- 
wise provided in the protocol concemed. 

Article 28 

Adoption of Protocols 

1. The Contracting Parties shall cooper- 
ate in the formulation and adoption of proto- 
cols to this Convention. 

2. Protocols shall be adopted at a meet- 
ing of the Conference of the Parties. 

3. The text of any proposed protocol shall 
be communicated to the Contracting Parties 
by the Secretariat at least six months before 
such a meeting. 

Article 29 

Amendment of the Convention 
or Protocols 

1. Amendments to this Convention may 
be proposed by any Contracting Party. 
Amendments to any protocol may be pro- 
posed by any Party to that protocol. 


2. Amendments to this Convention shall 
be adopted at a meeting of the Conference 
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Article 27 

Reglement des difförends 

1. En cas de differend entre Parties 
contractantes touchant l’interprätation ou 
r application de la präsente Convention, les 
Parties concemees recherchent une solu- 
tion par voie de negociation. 

2. Si les Parties concernees ne peuvent 
pas parvenir ä un accord par voie de nego- 
ciation, elles peuvent conjointement faire 
appel aux bons Offices ou ä la mediation 
d’une tierce Partie. 

3. Au moment de ratifier, d’accepter ou 
d’approuver la presente Convention ou d’y 
adhärer, et ä tout moment par la suite, tout 
Etat ou Organisation regionale d’intägration 
äconomique peut däclarer par ecrit aupräs 
du Depositare que, dans le cas d’un diffe- 
rend qui n’a pas etä regle conformement 
aux paragraphes 1 ou 2 ci-dessus, il ou eile 
accepte de considärer comme obligatoire 
Tun ou l’autre des modes de röglement ci- 
apres, ou les deux: 

a) L’arbitrage, conformement ä la proeä- 
dure änoncäe ä la premiere partie de 
l’annexe II; 

b) La soumission du differend ä la Cour 
internationale de Justice. 

4. Si les Parties n’ont pas acceptä la 
meme procedure ou une procedure quel- 
conque, conformement au paragraphe3 
ci-dessus, le diffärend est soumis ä la conci- 
liation conformement ä la deuxieme partie 
de Tannexe II, ä moins que les Parties n’en 
conviennent autrement. 

5. Les dispositions du present article s’ap- 
pliquent aux differends touchant un proto- 
cole, sauf si celui-ci en dispose autrement. 

Article 28 

Adoption de protocoles 

1. Les Parties contractantes cooperent 
pour formuler et adopter des protocoles ä la 
präsente Convention. 

2. Les protocoles sont adoptes ä une 
reunion de la Conference des Parties. 


3. Le Secretariat communique aux Par- 
ties le texte de tout projet de protocole au 
moins six mois avant la reunion de la Confe- 
rence des Parties. 

Article 29 

Amendements ä fa Convention ou aux 
protocoles 

1 . Toute Partie contractante peut propo- 
ser des amendements ä la presente 
Convention. Toute Partie ä un protocole 
peut proposer des amendements ä ce pro- 
tocole. 

2. Les amendements ä la präsente 
Convention sont adoptäs ä une reunion de 
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Artikel 27 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Im Fall einer Streitigkeit zwischen Ver- 
tragsparteien über die Auslegung oder An- 
wendung dieses Übereinkommens bemü- 
hen sich die betroffenen Parteien um eine 
Losung durch Verhandlungen. 

(2) Können die betroffenen Parteien eine 
Einigung durch Verhandlungen nicht errei- 
chen, so können sie gemeinsam die guten 
Dienste einer dritten Partei in Anspruch 
nehmen oder um deren Vermittlung ersu- 
chen. 

(3) Bei der Ratifikation, der Annahme 
oder der Genehmigung dieses Übereinkom- 
mens oder beim Beitritt zum Übereinkom- 
men oder jederzeit danach können ein 
Staat oder eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration gegenüber dem Ver- 
wahrer schriftlich erklären, daß sie für eine 
Streitigkeit, die nicht nach Absatz 1 oder 2 
gelöst wird, eines der folgenden Mittel der 
Streitbeiiegung oder beide als obligatorisch 
anerkennen: 

a) ein Schiedsverfahren nach dem in Anla- 
ge II Teil 1 festgelegten Verfahren; 

b) Vorlage der Streitigkeit an den Interna- 
tionalen Gerichtshof. 

(4) Haben die Streitparteien nicht nach 
Absatz 3 demselben odereinem der Verfah- 
ren zugestimmt, so wird die Streitigkeit ei- 
nem Vergleich nach Anlage II Teil 2 unter- 
worfen, sofern die Parteien nichts anderes 
vereinbaren. 

(5) Dieser Artikel findet auf jedes Proto- 
koll Anwenduag, sofern in dem betreffen- 
den Protokoll nichts anderes vorgesehen 
ist. 

Artikel 28 

Beschlußfassung über Protokolle 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten bei der 
Ausarbeitung von Protokollen zu diesem 
Übereinkommen und der Beschlußfassung 
darüber zusammen. 

(2) Protokolle werden auf einer Tagung 
der Konferenz der Vertragsparteien be- 
schlossen. 

(3) Der Wortlaut eines vorgeschlagenen 
Protokolls wird den Vertragsparteien minde- 
stens sechs Monate vor der betreffenden 
Tagung vom Sekretariat übermittelt. 


Artikel 29 

Änderung des Übereinkommens 
oder von Protokollen 

(1) Änderungen dieses Übereinkommens 
können von jeder Vertragspartei vorge- 
schlagen werden. Änderungen eines Proto- 
kolls können von jeder Vertragspartei 
des betreffenden Protokolls vorgeschlagen 
werden. 

(2) Änderungen dieses Übereinkommens 
werden auf einer Tagung der Konferenz der 
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of the Parties. Amendments to any protocol 
shall be adopted at a meeting of the Parties 
to the Protocol in question. The text of any 
proposed amendment to this Convention or 
to any protocol, except as may otherwise be 
provided in such protocol, shall be com- 
municated to the Parties to the instrument in 
question by the secretariat at least six 
months before the meeting at which it is 
proposed for adoption. The secretariat shall 
also communicate proposed amendments 
to the signatories to this Convention for 
Information. 


3. The Parties shall make every effort to 
reach agreement on any proposed amend- 
ment to this Convention or to any protocol 
by consensus. If all efforts at consensus 
have been exhausted, and no agreement 
reached, the amendment shall as a last 
resort be adopted by a two-third majority 
vote of the Parties to the instrument in ques- 
tion present and voting at the meeting, and 
shall be submitted by the Depositary to all 
Parties for ratification, acceptance or ap- 
proval. 

4. Ratification, acceptance or approval of 
amendments shall be notified to the Depos- 
itary in writing. Amendments adopted in 
accordance with paragraph 3 above shall 
enter into force among Parties having ac- 
cepted them on the ninetieth day after the 
deposit of instruments of ratification, accept- 
ance or approval by at least two thirds of the 
Contracting Parties to this Convention or of 
the Parties to the protocol concemed, ex- 
cept as may otherwise be provided in such 
protocol. Thereafter the amendments shall 
enter into force for any other Party on the 
ninetieth day after that Party deposits its 
instrument of ratification, acceptance or ap- 
proval of the amendments. 


5. For the purposes of this Article, “Parties 
present and voting” means Parties present 
and casting an affirmative or negative 
vote. 


Article 30 

Adoption and Amendment of Annexes 

1. The annexes to this Convention or to 
any protocol shall form an integral part of 
the Convention or of such protocol, as the 
case may be, and, unless expressly pro- 
vided otherwise, a reference to this Conven- 
tion or its protocols constitutes at the same 
time a reference to any annexes thereto. 
Such annexes shall be restricted to pro- 
cedural, scientific, technical and adminis- 
trative matters. 


2. Except as may be otherwise provided 
in any protocol with respect to its annexes, 
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la Conference des Parties. Les amende- 
ments ä un protocole sont adoptes ä une 
reunion des Parties au protocole considere. 
Le texte de tout projet d’amendement ä la 
presente Convention ou ä un protocole, 
sauf disposition contraire du protocole 
considerä, est communique par le Secräta- 
riat aux Parties ä l’instrument considere au 
moins six mois avant la reunion ä laquelle il 
est proposö pour adoption. Le Secretariat 
communique aussi les amendements pro- 
poses aux signataires de la präsente 
Convention, pour information. 


3. Les Parties n’äpargnent aucun effort 
pour parvenir ä un consensus sur tout projet 
d’amendement ä la präsente Convention ou 
ä un protocole. Si tous les efforts en ce sens 
ont erä epuises sans qu’un accord soit in- 
tervenu, l’amendement est adopte en der- 
nier recours par le vote ä la majorite des 
deux tiers des Parties ä l’instrument consi- 
derä, präsentes ä la reunion et exprimant 
leur vote; il est soumis par le Däpositaire ä 
la ratification, Pacceptation ou l’approbation 
de toutes les Parties. 

4. La ratification, Pacceptation ou Pappro- 
bation des amendements est notifräe par 
ecrit au Depositare. Les amendements 
adopräs conformement au paragraphe 3 ci- 
dessus entrent en vigueur pour les Parties 
les ayant accepräs le quatre-vingt-dixieme 
jour apres le depöt des Instruments de rati- 
fication, d’acceptation ou d’approbation par 
les deux tiers au moins des Parties ä la 
presente Convention ou au protocole 
considere, sauf disposition contraire du pro- 
tocole en question. Par la suite, les amen- 
dements entrent en vigueur ä l’egard de 
toute autre Partie le quatre-vingt-dixieme 
jour apres le depöt par cette Partie de son 
instrument de ratification, d’acceptation ou 
d’approbation des amendements. 

5. Aux fins du präsent article, Pexpression 
«Parties präsentes ä la reunion et exprimant 
leur vote» s’entend des Parties präsentes ä 
la reunion qui ont emis un vote affirmatif ou 
negatif. 


Article 30 

Adoption des annexes 
et des amendements aux annexes 

1 . Les annexes ä la presente Convention 
ou ä ses protocoles font partie integrante de 
la Convention ou de ses protocoles, selon le 
cas, et, sauf disposition contraire expresse, 
toute reference ä la presente Convention ou 
ä ses protocoles renvoie egalement ä leurs 
annexes. Les annexes sont limiräes aux 
questions de procödure et aux questions 
scientifiques, techniques et administrati- 
ves. 


2. Sauf disposition contraire d’un protoco- 
le concernant ses propres annexes, la pro- 


Vertragsparteien beschlossen. Änderungen 
eines Protokolls werden auf einer Tagung 
der Vertragsparteien des betreffenden Pro- 
tokolls beschlossen. Der Wortlaut einer vor- 
geschlagenen Änderung des Übereinkom- 
mens oder, sofern in einem Protokoll nichts 
anderes vorgesehen ist, des betreffenden 
Protokolls wird den Vertragsparteien der be- 
treffenden Übereinkunft mindestens sechs 
Monate vor der Tagung, auf der die Ände- 
rung zur Beschlußfassung vorgeschlagen 
wird, vom Sekretariat übermittelt. Das Se- 
kretariat übermittelt vorgeschlagene Ände- 
rungen auch den Unterzeichnern des Über- 
einkommens zur Kenntnisnahme. 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich 
nach Kräften um eine Einigung durch Kon- 
sens über eine vorgeschlagene Änderung 
dieses Übereinkommens oder eines Proto- 
kolls. Sind alle Bemühungen um einen Kon- 
sens erschöpft und wird keine Einigung er- 
zielt, so wird als letztes Mittel die Änderung 
mit Zweidrittelmehrheit der auf der Sitzung 
anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
parteien der betreffenden Übereinkunft be- 
schlossen und vom Verwahrer allen Ver- 
tragsparteien zur Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung vorgelegt. 

(4) Die Ratifikation, Annahme oder Ge- 
nehmigung von Änderungen wird dem Ver- 
wahrer schriftlich notifiziert. Nach Absatz 3 
beschlossene Änderungen treten zwischen 
den Vertragsparteien, die sie angenommen 
haben, am neunzigsten Tag nach Hinter- 
legung der Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde durch mindestens 
zwei Drittel der Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens oder der Vertragspar- 
teien des betreffenden Protokolls, sofern in 
dem Protokoll nichts anderes vorgesehen 
ist, in Kraft. Danach treten die Änderungen 
für jede andere Vertragspartei am neunzig- 
sten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu 
dem diese Vertragspartei ihre Urkunde über 
die Ratifikation, Annahme oder Genehmi- 
gung der Änderungen hinterlegt hat. 

(5) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „an- 
wesende und abstimmende Vertragspar- 
teien“ die anwesenden Vertragsparteien, 
die eine Ja-Stimme oder eine Nein-Stimme 
abgeben. 

Artikel 30 

Beschlußfassung über Anlagen 
und Änderung von Anlagen 

(1) Die Anlagen dieses Übereinkommens 
oder eines Protokolls sind Bestandteil des 
Übereinkommens beziehungsweise des 
betreffenden Protokolls; sofern nicht aus- 
drücklich etwas anderes vorgesehen ist, 
stellt eine Bezugnahme auf das Überein- 
kommen oder seine Protokolle gleichzeitig 
eine Bezugnahme auf die Anlagen dar. Die- 
se Anlagen beschränken sich auf verfah- 
rensmäßige, wissenschaftliche, technische 
und verwaltungsmäßige Angelegenheiten. 

(2) Sofern in einem Protokoll in bezug auf 
seine Anlagen nichts anderes vorgesehen 
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the following procedure shall apply to the 
proposal, adoption and entry into force of 
additional annexes to this Convention or of 
annexes to any protocol: 

(a) Annexes to this Convention or to any 
protocol shall be proposed and adop- 
ted according to the procedure laid 
down in Article 29; 

(b) Any Party that is unable to approve an 
additional annex to this Convention or 
an annex to any protocol to which it is 
Party shall so notify the Depositary, in 
writing, within one year from the date of 
the communication of the adoption by 
the Depositary. The Depositary shall 
without delay notify all Parties of any 
such notification received. A Party may 
at any time withdraw a previous dec- 
laration of objection and the annexes 
shall thereupon enter into force for that 
Party subject to subparagraph (c) 
below; 


(c) On the expiry of one year from the date 
of the communication of the adoption 
by the Depositary, the annex shall en- 
ter into force for all Parties to this Con- 
vention or to any protocol concemed 
which have not submitted a notification 
in accordance with the provisions of 
subparagraph (b) above. 

3. The proposal, adoption and entry into 
force of amendments to annexes to this 
Convention or to any protocol shall be sub- 
ject to the same procedure as for the pro- 
posal, adoption and entry into force of an- 
nexes to the Convention or annexes to any 
protocol. 


4. If an additional annex or an amend- 
ment to an annex is related to an amend- 
ment to this Convention or to any protocol, 
the additional annex or amendment shall 
not enter into force until such time as the 
amendment to the Convention or to the 
protocol concemed enters into force. 

Article 31 
Right to Vote 

1 . Except as provided for in paragraph 2 
below, each Contracting Party to this Con- 
vention or to any protocol shall have one 
vote. 

2. Regional economic Integration organi- 
zations, in matters within their competence, 
shall exercise their right to vote with a 
number of votes equal to the number of their 
member States which are Contracting Par- 
ties to this Convention or the relevant pro- 
tocol. Such organizations shall not exercise 
their right to vote if their member States 
exercise theirs, and vice versa. 


Position, l’adoption et l’enträe en vigueur 
d’annexes supplementäres ä la presente 
Convention ou d’annexes ä un protocole 
sont regies par la procädure suivante: 

a) Les annexes ä la presente Convention 
ou ä ses protocoles sont proposees et 
adoptäes selon la procedure fixäe ä 
l’article 29; 

b) Toute Partie qui ne peut approuver une 
annexe supplämentaire ä la präsente 
Convention ou une annexe ä l’un de ses 
protocoles auquel eile est Partie en don- 
ne par äcrit notification au Depositare 
dans l’annäe qui suit la date de commu- 
nication de l’adoption par le Depositare. 
Ce dernier informe sans delai toutes les 
Parties de toute notification regue. Une 
Partie peut ä tout moment retirer une 
objection et l’annexe considäräe entre 
alors en vigueur ä l’ägard de cette Partie 
sous reserve de l’alinäa c) ci-dessous; 


c) Un an apres la communication par le 
Depositare de r adoption de l’annexe, 
celle-ci entre en vigueur ä l’egard de 
toutes les Parties ä la presente Conven- 
tion ou au protocole considäre qui n’ont 
pas donne par ecrit la notification prevue 
ä l’alinea b) ci-dessus. 


3. La proposition, l’adoption et l’enträe en 
vigueur d’amendements aux annexes ä la 
präsente Convention ou ä Tun de ses proto- 
coles sont soumises ä la meme procedure 
que la proposition, l’adoption et l’entree en 
vigueur des annexes ä ia Convention ou ä 
Tun de ses protocoles. 


4. Si une annexe supplementäre ou un 
amendement ä une annexe se rapporte ä 
un amendement ä la Convention ou ä un 
protocole, cette annexe supprämentaire ou 
cet amendement n’entre en vigueur que 
lorsque l’amendement ä la Convention ou 
au protocole considärä entre lui-meme en 
vigueur. 


Article 31 
Droit de vote 

1 . Sous reserve des dispositions du para- 
graphe2 ci-dessous, chaque Partie ä la 
präsente Convention ou ä tout protocole 
dispose d’une voix. 

2. Les organisations regionales d’intägra- 
tion äconomique disposent, pour exercer 
leur droit de vote dans les domaines qui 
relevent de leur competence, d’un nombre 
de voix egal au nombre de leurs Etats mem- 
bres qui sont Parties ä la Convention ou au 
protocole considerä. Elles n’exercent pas 
leur droit de vote si leurs Etats membres 
exercent le leur, et inversement. 


ist, findet folgendes Verfahren auf den Vor- 
schlag weiterer Anlagen dieses Überein- 
kommens oder von Anlagen eines Proto- 
kolls, die Beschlußfassung darüber und das 
Inkrafttreten derselben Anwendung: 

a) Anlagen des Übereinkommens oder ei- 
nes Protokolls werden nach dem in Arti- 
kel 29 festgelegten Verfahren vorge- 
schlagen und beschlossen; 

b) eine Vertragspartei, die eine weitere An- 
lage des Übereinkommens oder eine 
Anlage eines Protokolls, dessen Ver- 
tragspartei sie ist, nicht zu genehmigen 
vermag, notifiziert dies schriftlich dem 
Verwahrer innerhalb eines Jahres nach 
dem Zeitpunkt, zu dem dieser mitgeteilt 
hat, daß die Anlage beschlossen wor- 
den ist. Der Verwahrer verständigt un- 
verzüglich alle Vertragsparteien vom 
Empfang jeder derartigen Notifikation. 
Eine Vertragspartei kann ihren Ein- 
spruch jederzeit zurückziehen; die Anla- 
ge tritt daraufhin für diese Vertragspartei 
vorbehaltlich des Buchstabens c in 
Kraft; 

c) nach Ablauf eines Jahres nach dem 
Zeitpunkt, zu dem der Verwahrer mitge- 
teilt hat, daß die Anlage beschlossen 
worden ist, tritt diese für alle Vertrags- 
parteien des Übereinkommens oder des 
betreffenden Protokolls, die keine Notifi- 
kation nach Buchstabe b vorgelegt 
haben, in Kraft. 

(3) Der Vorschlag von Änderungen von 
Anlagen dieses Übereinkommens oder ei- 
nes Protokolls, die Beschlußfassung dar- 
über und das Inkrafttreten derselben unter- 
liegen demselben Verfahren wie der Vor- 
schlag von Anlagen des Übereinkommens 
oder von Anlagen eines Protokolls, die Be- 
schlußfassung darüber und das Inkraft- 
treten derselben. 

(4) Bezieht sich eine weitere Anlage oder 
eine Änderung einer Anlage auf eine Ände- 
rung dieses Übereinkommens oder eines 
Protokolls, so tritt die weitere Anlage oder 
die geänderte Anlage erst in Kraft, wenn die 
Änderung des Übereinkommens oder des 
betreffenden Protokolls selbst in Kraft tritt. 


Artikel 31 
Stimmrecht 

(1) Sofern in Absatz 2 nichts anderes 
vorgesehen ist, hat jede Vertragspartei die- 
ses Übereinkommens oder eines Protokolls 
eine Stimme. 

(2) Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration üben in Angelegenheiten 
ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht mit der 
Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl 
ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Ver- 
tragsparteien dieses Übereinkommens oder 
des betreffenden Protokolls sind. Diese Or- 
ganisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, 
wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht 
ausüben, und umgekehrt. 
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Article 32 

Relationship between 
this Convention and Its Protocol s 

1 . A State or a regional economic Integra- 
tion Organization may not become a Party to 
a protocol unless it is, or becomes at the 
same time, a Contracting Party to this Con- 
vention. 

2. Decisions under any protocol shall be 
taken only by the Parties to the protocol 
concemed. Any Contracting Party that has 
not ratified, accepted or approved a protocol 
may participate as an observer in any meet- 
ing of the parties to that protocol. 


Article 33 
Signature 

This Convention shall be open for sig- 
nature at Rio de Janeiro by all States and 
any regional economic Integration Organiza- 
tion from 5 June 1992 until 14 June 1992, 
and at the United Nations Headquarters in 
New York from 15 June 1992 to 4 June 
1993. 


Article 34 

Ratification, Acceptance or Approval 

1 . This Convention and any protocol shall 
be subject to ratification, acceptance or ap- 
proval by States and by regional economic 
integration organizations. Instruments of 
ratification, acceptance or approval shall be 
deposited with the Depositare 

2. Any Organization referred to in para- 
graph 1 above which becomes a Contract- 
ing Party to this Convention or any protocol 
without any of its member States being a 
Contracting Party shall be bound by all the 
obligations under the Convention or the 
protocol, as the case may be. In the case of 
such organizations, one or more of whose 
member States is a Contracting Party to this 
Convention or relevant protocol, the Organ- 
ization and its member States shall decide 
on their respective responsibilities for the 
performance of their obligations under the 
Convention or protocol, as the case may be. 
In such cases, the Organization and the 
member States shall not be entitled to ex- 
ercise rights under the Convention or rele- 
vant protocol concurrently. 


3. In their instruments of ratification, ac- 
ceptance or approval, the organizations re- 
ferred to in paragraph 1 above shall declare 
the extent of their competence with respect 
to the matters govemed by the Convention 
or the relevant protocol. These organiz- 
ations shall also inform the Depositary of 
any relevant modification in the extent of 
their competence. 
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Article 32 

Rapports entre ia präsente Convention 
et ses protocoles 

1 . Aucun Etat ni aucune Organisation re- 
gionale d’intägration economique ne peut 
devenir Partie ä un protocole sans etre ou 
devenir simultanäment Partie ä la presente 
Convention. 

2. Les decisions prises en vertu d’un pro- 
tocole sont prises par les seules Parties au 
protocole considärä. Toute Partie contrac- 
tante qui n’a pas ratifiä, accepte ou approu- 
vä un protocole peut participer, en qualite 
d’observateur, ä toute räunion des Parties ä 
ce protocole. 


Article 33 
Signature 

La präsente Convention est ouverte ä la 
signature de tous les Etats et Organisation 
regionales d’integration economique ä Rio 
de Janeiro, du 5 au 14juin 1992, et au 
Siege de ('Organisation des Nations Unies ä 
New York, du 15 juin 1992 au 4 juin 1993. 


Article 34 

Ratification, acceptation, approbation 

1 . La presente Convention et ses proto- 
coles sont soumis ä la ratification, ä l’accep- 
tation ou ä l’approbation des Etats et des 
organisations regionales d’integration eco- 
nomique. Les instruments de ratification, 
d’acceptation ou d’approbation seront de- 
poses aupres du Depositäre. 

2. Toute Organisation visee au paragra- 
phe 1 ci-dessus qui devient Partie ä la pre- 
sente Convention ou ä Tun quelconque de 
ses protocoles et dont aucun Etat membre 
n’est lui-meme Partie contractante, est liee 
par toutes les obligations enoncees dans la 
Convention ou dans le protocole considere, 
selon le cas. Lorsqu’un ou plusieurs Etats 
membres d’une de ces organisations sont 
Parties ä la Convention ou ä un protocole, 
l’organisation et ses Etats membres 
conviennent de leurs responsabilites res- 
pectives en ce qui concerne l’exäcution de 
leurs obligations en vertu de la Convention 
ou du protocole, selon le cas. En tel cas, 
l’organisation et ses Etats membres ne sont 
pas habilitäs ä exercer concurremment 
leurs droits au titre de ia Convention ou du 
protocole. 

3. Dans leurs instruments de ratification, 
d’acceptation ou d’approbation, les organi- 
sations visees au paragraphe 1 ci-dessus 
indiquent l’etendue de leurs competences 
dans les domaines regis par la Convention 
ou par le protocole considerä. Elles infor- 
ment egalement le Depositäre de toute mo- 
dification pertinente de i’etendue de ces 
competences. 


Artikel 32 
Verhältnis 

zwischen diesem Übereinkommen 
und seinen Protokollen 

(1) Ein Staat oder eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration kann nicht 
Vertragspartei eines Protokolls werden, oh- 
ne Vertragspartei dieses Übereinkommens 
zu sein oder gleichzeitig zu werden. 

(2) Beschlüsse aufgrund eines Protokolls 
werden nur von den Vertragsparteien des 
betreffenden Protokolls gefaßt. Eine Ver- 
tragspartei, die das Protokoll nicht ratifiziert, 
angenommen oder genehmigt hat, kann als 
Beobachter an jeder Sitzung der Vertrags- 
parteien des betreffenden Protokolls teil- 
nehmen. 

Artikel 33 
Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt für alle 
Staaten und alle Organisationen der regio- 
nalen Wirtschaftsintegration vom 5. Juni 

1992 bis zum 14. Juni 1992 in Rio de Janei- 
ro und vom 15. Juni 1992 bis zum 4. Juni 

1993 am Sitz der Vereinten Nationen in 
New York zur Unterzeichnung auf. 


Artikel 34 

Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung 

(1) Dieses Übereinkommen und jedes 
Protokoll bedürfen der Ratifikation, Annah- 
me oder Genehmigung durch die Staaten 
und durch die Organisationen der regio- 
nalen Wirtschaftsintegration. Die Ratifika- 
tions-, Annahme- oder Genehmigungsur- 
kunden werden beim Verwahrer hinterlegt. 

(2) Jede in Absatz 1 bezeichnete Orga- 
nisation, die Vertragspartei dieses Überein- 
kommens oder eines Protokolls wird, ohne 
daß einer ihrer Mitgliedstaaten Vertragspar- 
tei ist, ist durch alle Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen beziehungsweise 
dem Protokoll gebunden. Sind ein oder 
mehrere Mitgliedstaaten einer solchen Or- 
ganisation Vertragspartei des Übereinkom- 
mens oder des betreffenden Protokolls, so 
entscheiden die Organisation und ihre Mit- 
gliedstaaten über ihre jeweiligen Verant- 
wortlichkeiten hinsichtlich der Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen 
beziehungsweise dem Protokoll. In diesen 
Fällen sind die Organisation und die Mit- 
gliedstaaten nicht berechtigt, die Rechte 
aufgrund des Übereinkommens oder des 
betreffenden Protokolls gleichzeitig auszu- 
üben. 

(3) In ihren Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunden erklären die in Ab- 
satz 1 bezeichneten Organisationen den 
Umfang ihrer Zuständigkeiten in bezug auf 
die durch dieses Übereinkommen oder das 
betreffende Protokoll erfaßten Angelegen- 
heiten. Diese Organisationen teilen dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Ände- 
rung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten 
mit. 
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Articie 35 
Accession 

1 . This Convention and any protocol shall 
be open for accession by States and by 
regional economic Integration organizations 
from the date on which the Convention or 
the protocol concemed is closed for Sig- 
natare. The instruments of accession shall 
be deposited with the Depositary. 

2. In their instruments of accession, the 
organizations referred to in paragraph 1 
above shall declare the extent of their com- 
petence with respect to the matters 
govemed by the Convention or the relevant 
protocol. These organizations shall also in- 
form the Depositary of any relevant modi- 
fication in the extent of their competence. 

3. The provisions of Articie 34, paragraph 
2, shall apply to regional economic Integra- 
tion organizations which accede to this Con- 
vention or any protocol. 


Articie 36 
Entry Into Force 

1 . This Convention shall enter into force 
on the ninetieth day after the date of deposit 
of the thirtieth instrument of ratification, ac- 
ceptance, approval or accession. 

2. Any protocol shall enter into force on 
the ninetieth day after the date of deposit of 
the number of instruments of ratification, 
acceptance, approval or accession, speci- 
fied in that protocol, has been deposited. 

3. For each Contracting Party which rati- 
fies, accepts or approves this Convention or 
accedes thereto after the deposit of the 
thirtieth instrument of ratification, accept- 
ance, approval or accession, it shall enter 
into force on the ninetieth day after the date 
of deposit by such Contracting Party of its 
instrument of ratification, acceptance, ap- 
proval or accession. 

4. Any protocol, except as otherwise pro- 
vided in such protocol, shall enter into force 
for a Contracting Party that ratifies, accepts 
or approves that protocol or accedes there- 
to after its entry into force pursuant to para- 
graph 2 above, on the ninetieth day after the 
date on which that Contracting Party de- 
posits its instrument of ratification, accept- 
ance, approval or accession, or on the date 
on which this Convention enters into force 
for that Contracting Party, whichever shall 
be the later. 

5. For the purpose of paragraphs 1 and 2 
above, any instrument deposited by a re- 
gional economic integration Organization 
shall not be counted as additional to those 
deposited by member States of such Orga- 
nization. 


Articie 35 
Adhesion 

1 . La presente Convention et ses proto- 
coles eventuels sont ouverts ä l’adhesion 
des Etats et des organisations regionales 
d’integration äconomique ä partir de la date 
ä laquelle la Convention ou Je protocole 
considäre ne sont plus ouverts ä la signatu- 
re. Les instruments d’adhäsion seront depo- 
säs aupres du Depositare. 

2. Dans leurs instruments d’adhäsion, les 
organisations visäes au paragraphe 1 ci- 
dessus indiquent l’ätendue de leurs compä- 
tences dans les domaines regis par la 
Convention ou par le protocole considere. 
Elles informent ägalement le Depositare de 
toute modification pertinente de retendue 
de ces competences. 

3. Les dispositions du paragraphe 2 de 
I’article34 s’appliquent aux organisations 
regionales d’integration economique qui 
adherent a la presente Convention ou ä Tun 
quelconque de ses protocoles. 


Articie 36 
Entree en vigueur 

1. La presente Convention entrera en 
vigueur le quatre-vingt-dixieme jour suivant 
la date du d6pöt du trentieme instrument de 
ratification, d’acceptation, d approbation ou 
d’adhesion. 

2. Un protocole entre en vigueur le qua- 
tre-vingt-dixieme jour suivant la date du dä- 
pöt du nombre d’instruments de ratification, 
d’acceptation, d’approbation ou d’adhesion 
precise dans ledit protocole. 

3. A regard de chacune des Parties 
contractantes qui ratifie, accepte ou approu- 
ve la presente Convention, ou y adhere, 
apres le depöt du trentieme instrument de 
ratification, d’acceptation, d’approbation ou 
d’adhesion, la Convention entrera en vi- 
gueur le quatre-vingt-dixieme jour suivant la 
date du depöt, par ladite Partie contractan- 
te, de son instrument de ratification, d’ac- 
ceptation, d’approbation ou d’adhesion. 

4. A moins qu’il n’en dispose autrement, 
un protocole entre en vigueur pour une Par- 
tie contractante qui le ratifie, l’accepte, 
l’approuve ou y adhere apres son entree en 
vigueur conformement au paragraphe 2 
ci-dessus, soit le quatre-vingt-dixieme jour 
apres la date de däpöt par cette Partie 
contractante de son instrument de ratifica- 
tion, d’acceptation, d’approbation ou d’ad- 
hesion, soit au moment oü la Convention 
entre en vigueur pour cette Partie, la der- 
niere date etant retenue. 

5. Aux fins des paragraphes 1 et 2 ci- 
dessus, aucun des instruments däposäs 
par une Organisation regionale d’integration 
äconomique n’est considerä comme un ins- 
trument venant s’ajouter aux instruments 
dejä däposes par les Etats membres de 
ladite Organisation. 


Artikel 35 
Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen und jedes 
Protokoll stehen von dem Tag an, an dem 
sie nicht mehr zur Unterzeichnung auflie- 
gen, Staaten und Organisationen der regio- 
nalen Wirtschaftsintegration zum Beitritt of- 
fen. Die Beitrittsurkunden werden beim Ver- 
wahrer hinterlegt. 

(2) In ihren Beitrittsurkunden erklären die 
in Absatz 1 bezeichneten Organisationen 
den Umfang ihrer Zuständigkeiten in bezug 
auf die durch dieses Übereinkommen oder 
das betreffende Protokoll erfaßten Angele- 
genheiten. Diese Organisationen teilen dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Ände- 
rung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten 
mit. 

(3) Artikel 34 Absatz 2 findet auf Organi- 
sationen der regionalen Wirtschaftsintegra- 
tion, die diesem Übereinkommen oder ei- 
nem Protokoll beitreten, Anwendung. 


Artikel 36 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am neun- 
zigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinter- 
legung der dreißigsten Ratifikations-, An- 
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur- 
kunde in Kraft. 

(2) Jedes Protokoll tritt am neunzigsten 
Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung 
der in dem betreffenden Protokoll festgeleg- 
ten Anzahl von Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden in 
Kraft. 

(3) Fü» jede Vertragspartei, die nach der 
Hinterlegung der dreißigsten Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitritts- 
urkunde dieses Übereinkommen ratifiziert, 
annimmt oder genehmigt oder ihm beitritt, 
tritt das Übereinkommen am neunzigsten 
Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung 
der Ratifikations-, Annahme-, Genehmi- 
gungs- oder Beitrittsurkunde durch die be- 
treffende Vertragspartei in Kraft. 

(4) Jedes Protokoll tritt, sofern in dem 
Protokoll nichts anderes vorgesehen ist, für 
eine Vertragspartei, die das Protokoll nach 
dem Inkrafttreten gemäß Absatz 2 ratifiziert, 
annimmt oder genehmigt oder ihm beitritt, 
am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in 
Kraft, zu dem diese Vertragspartei ihre 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde hinterlegt, oder zu 
dem Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkom- 
men für diese Vertragspartei in Kraft tritt, 
falls dies der spätere Zeitpunkt ist. 

(5) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 
zählt eine von einer Organisation der regio- 
nalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Ur- 
kunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den 
von den Mitgliedstaaten der betreffenden 
Organisation hinterlegten Urkunden. 


31 



Drucksache 12/4473 Deutscher Bundestag -12. Wahlperiode 


Article 37 
Reservations 

No reservations may be made to this 
Convention. 

Article 38 
Withdrawals 

1 . At any time after two years from the 
date on which this Convention has entered 
into force for a Contracting Party, that Con- 
tracting Party may withdraw from the Con- 
vention by giving written notification to the 
Depositary. 

2. Any such withdrawal shall take place 
upon expiry of one year after the date of its 
receipt by the Depositary, or on such later 
date as may be specified in the notification 
of the withdrawal. 

3. Any Contracting Party which withdraws 
from this Convention shall be considered as 
also having withdrawn from any protocol to 
which it is party. 

Article 39 

Financial Interim Arrangements 

Provided that it has been fully restruc- 
tured in accordance with the requirements 
of Article 21 , the Global Environment Facil- 
ity of the United Nations Development Pro- 
gramme, the United Nations Environment 
Programme and the International Bank for 
Reconstruction and Development shall be 
the institutional structure referred to in Arti- 
cle 21 on an interim basis, for the period 
between the entry into force of this Conven- 
tion and the first meeting of the Conference 
of the Parties or until the Conference of the 
Parties decides which institutional structure 
will be designated in accordance with Ar- 
ticle 21. 

Article 40 

Secretariat Interim Arrangements 

The secretariat to be provided by the Ex- 
ecutive Director of the United Nations En- 
vironment Programme shall be the secre- 
tariat referred to in Article 24, paragraph 2, 
on an interim basis for the period between 
the entry into force of this Convention and 
the first meeting of the Conference of the 
Parties. 

Article 41 

Depositary 

The Secretary-General of the United Na- 
tions shall assume the functions of Deposit- 
ary of this Convention and any protocols. 

Article 42 
Authentic Texts 

The original of this Convention, of which 
the Arabic, Chinese, English, French, Rus- 


Article 37 

Räserves 

Aucune räserve ne peut etre faite ä la 
presente Convention. 

Article 38 
Dänonciation 

1 . A l’expiration d’un dölai de deux ans ä 
compter de la date d’enträe en vigueur de la 
presente Convention ä l’ögard d’une Partie 
contractante, cette Partie contractante peut 
ä tout moment denoncer la Convention par 
notification äcrite au Depositare. 

2. Toute denonciation prend effet ä l’expi- 
ration d’un delai d’un an suivant la date de 
sa reception par le Depositare, ou ä toute 
autre date ulterieure qui pourra etre speci- 
fiäe dans la notification de denonciation. 

3. Toute Partie contractante qui aura de- 
nonce la präsente Convention sera consi- 
deräe comme ayant egalement dänonce les 
protocoles auxquels eile est Partie. 

Article 39 

Arrangements financiers provisoires 

Sous räserve qu’il ait ete intägralement 
restructure, conformäment aux dispositions 
de l’article 21, le Fonds pour l’environne- 
ment mondial du Programme des Nations 
Unies pour le däveloppement, du Program- 
me des Nations Unies pour l’environnement 
et de la Banque internationale pour la re- 
construction et le developpement est, pro- 
visoirement, la structure institutionnelle pre- 
vue par l’article 21 , pour la periode allant de 
Penträe en vigueur de la presente Conven- 
tion ä la premiöre reunion de la Conference 
des Parties ou jusqu’ä ce que la Conference 
des Parties ait designe une structure institu- 
tionnelle conformement ä l’article 21 . 

Article 40 

Arrangements intärimaires 
pour le Secrätariat 

Le Secretariat ä fournir par le Directeur 
executif du Programme des Nations Unies 
pour l’environnement est le secretariat pre- 
vu au paragraphe 2 de l’article 24, etabli sur 
une base interimaire pour la periode allant 
de l’enträe en vigueur de la präsente 
Convention ä la premiere reunion de la 
Conference des Parties. 

Article 41 
D£positaire 

Le Secrätaire general de l’Organisation 
des Nations Unies assume les fonctions de 
Depositare de la präsente Convention et de 
ses protocoles. 

Article 42 
Textes faisant foi 

L’original de la präsente Convention, dont 
les textes anglais, arabe, chinois, espagnol, 


Artikel 37 
Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen 
sind nicht zulässig. 

Artikel 38 
Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit 
nach Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkommen 
für sie in Kraft getreten ist, durch eine an 
den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifi- 
kation von dem Übereinkommen zurücktre- 
ten. 

(2) Der Rücktritt wird nach Ablauf eines 
Jahres nach dem Eingang der Notifikation 
beim Verwahrer oder zu einem gegebenen- 
falls in der Rücktrittsnotifikation genannten 
späteren Zeitpunkt wirksam. 

(3) Eine Vertragspartei, die von dem 
Übereinkommen zurücktritt, gilt auch als 
von den Protokollen zurückgetreten, deren 
Vertragspartei sie ist. 


Artikel 39 

Vorläufige finanzielle Regelungen 

Unter der Voraussetzung ihrer völligen 
Umstrukturierung nach den Erfordernissen 
des Artikels 21 ist die Globale Umweltfazili- 
tät des Entwicklungsprogramms der Verein- 
ten Nationen, des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen und der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
vorläufig die Einrichtung nach Artikel 21 für 
die Zeit vom Inkrafttreten dieses Überein- 
kommens bis zur ersten Tagung der Konfe- 
renz der Vertragsparteien oder bis die Kon- 
ferenz der Vertragsparteien eine Einrich- 
tung nach Artikel 21 bestimmt. 


Artikel 40 

Vorläufige Regelungen 
für das Sekretariat 

Das vom Exekutivdirektor des Umwelt- 
programms der Vereinten Nationen zur Ver- 
fügung zu stellende Sekretariat ist für die 
Zeit vom Inkrafttreten dieses Übereinkom- 
mens bis zur ersten Tagung der Konferenz 
der Vertragsparteien vorläufig das Sekreta- 
riat nach Artikel 24 Absatz 2. 

Artikel 41 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen übernimmt die Aufgaben des Verwah- 
rers dieses Übereinkommens und seiner 
Protokolle. 

Artikel 42 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Übereinkommens, 
dessen arabischer, chinesischer, engli- 
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sian and Spanish texts are equally authen- 
tic, shall be deposited with the Secretary- 
General of the United Nations. 


In witness whereof the undersigned, be- 
ing duly'authorized to that effect, have 
signed this Convention. 

Done at Rio de Janeiro on this fifth day of 
June, one thousand nine hundred and 
ninety-two. 


frangais et russe tont ögalement foi, sera 
döposö aupres du Secrötaire genöral de 
POrganisation des Nations Unies. 


En foi de quoi les soussignes, ä ce dü- 
ment habilites, ont signe la präsente 
Convention. 

Fait ä Rio de Janeiro, le cinq juin mil neuf 
cent quatre-vingt-douze. 


scher, französischer, russischer und spani- 
scher Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu ge- 
hörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Rio de Janeiro am 5. Juni 
1992. 
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Annex I 

Identification and Monitoring 

1. Ecosystems and habitats: containing 
high diversity, large numbers of endemic or 
threatened species, or wilderness; required 
by migratory species; of social, economic, 
cultural or scientific importance; or, which 
are representative, unique or associated 
with key evolutionary or other biological 
processes; 


2. Species and communities which are: 
threatened; wild relatives of domesticated or 
cultivated species; of medicinal, agricultural 
or other economic value; or social, scientific 
or cultural importance; or importance for 
research into the Conservation and sustain- 
able use of biological diversity, such as in- 
dicator species; and 


3. Described genomes and genes of so- 
cial, scientific or economic importance. 


Annexe I 

Identification et surveiltance 

1. EcosystEmes et habitats: comportant 
une forte diversitE, de nombreuses espEces 
endEmiques ou menacEes, ou des Eten- 
dues sauvages; nEcessaires pour ies espe- 
ces migratrices; ayant une importance so- 
ciale, economique, culturelle ou scientifi- 
que; ou qui sont reprEsentatifs, uniques ou 
associEs ä des processus d’evolution ou 
d’autres processus biologiques essentieis; 


2. EspEces et communautEs qui sont: 
menacEes; des espEces sauvages appa- 
rentEes ä des espEces domestiques ou 
cultivEes; d’intEret medicinal, agricofe ou 
Economique; d’importance sociale, scientifi- 
que ou culturelle; ou d’un intEret pour la 
recherche sur la Conservation et Putilisation 
durabie de la diversitE biologique, telles que 
Ies espEces tEmoins; 


3. GEnomes et gEnes dEcrits revEtant 
une importance sociale, scientifique ou 
Economique. 


Anlage I 

Bestimmung und Überwachung 

1. Ökosysteme und Lebensräume: sol- 
che, die über eine große Vielfalt, zahlreiche 
endemische oder bedrohte Arten oder Wild- 
nis verfügen, die von wandernden Arten 
benötigt werden, die von sozialer, wirt- 
schaftlicher, kultureller oder wissenschaft- 
licher Bedeutung sind oder die repräsen- 
tativ oder einzigartig sind oder mit entschei- 
denden evolutionären oder anderen biolo- 
gischen Vorgängen im Zusammenhang 
stehen; 

2. Arten und Gemeinschaften: solche, die 
bedroht sind, die wildlebende Verwandte 
domestizierter oder gezüchteter Arten sind, 
die von medizinischem, landwirtschaftli- 
chem oder sonstigem wirtschaftlichen Wert 
sind, die von sozialer, wissenschaftlicher 
oder kultureller Bedeutung sind, die für die 
Erforschung der Erhaltung und nachhalti- 
gen Nutzung der biologischen Vielfalt, z. B. 
als Indikatorarten, von Bedeutung sind; 

3. beschriebene Genome und Gene von 
sozialer, wissenschaftlicher oder wirtschaft- 
licher Bedeutung. 
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Annex II 

Part 1 
Arbitration 

Article 1 

The claimant party shall notify the secre- 
tariat that the parties are ref erring a dispute 
to arbitration pursuant to Article 27. The 
notification shall state the subject-matter of 
arbitration and include, in particular, the ar- 
ticles of the Convention or the protocol, the 
interpretation or application of which are at 
issue. If the parties do not agree on the 
subject matter of the dispute before the 
President of the tribunal is designated, the 
arbitral tribunal shall determine the subject 
matter. The secretariat shall forward the 
information thus received to all Contracting 
Parties to this Convention or to the protocol 
concerned. 


Article 2 

1. In disputes between two parties, the 
arbitral tribunal shall consist of three mem- 
bers. Each of the parties to the dispute shall 
appoint an arbitrator and the two arbitrators 
so appointed shall designate by common 
agreement the third arbitrator who shall be 
the President of the tribunal. The latter shall 
not be a national of one of the parties to the 
dispute, nor have his or her usual place of 
residence in the territory of one of these 
parties, nor be employed by any of them, 
nor have dealt with the case in any other 
capacity. 

2. In disputes between more than two 
parties, parties in the same interest shall 
appoint one arbitrator jointly by agreement. 

3. Any vacancy shall be filled in the man- 
ner prescribed for the initial appointment. 


Article 3 

1 . If the President of the arbitral tribunal 
has not been designated within two months 
of the appointment of the second arbitrator, 
the Secretary-General of the United Nations 
shall, at the request of a party, designate 
the President within a further two-month 
period. 

2. If one of the parties to the dispute does 
not appoint an arbitrator within two months 
of receipt of the request, the other party may 
inform the Secretary-General who shall 
make the designation within a further two- 
month period. 


Article 4 

The arbitral tribunal shall render its deci- 
sions in accordance with the provisions of 
this Convention, any protocols concerned, 
and international law. 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Annexe II 


Premiere partie 
Arbitrage 

Article premier 

La Partie requerante notifie au Secretariat 
que les Parties renvoient un differend ä 
l’arbitrage conformäment ä l’article 27. La 
notification indique l’objet de l’arbitrage et 
notamment les articles de la Convention ou 
du protocole dont l’interpretation ou l’appli- 
cation font l’objet du litige. Si les Parties ne 
s’accordent pas sur l’objet du litige avant la 
designation du President du Tribunal arbi- 
tral, c’est ce dernier qui le determine. Le 
Secretariat communique les informations 
ainsi regues ä toutes les Parties ä la 
Convention ou au protocole concernä. 


Article 2 

1 . En cas de differend entre deux Parties, 
le Tribunal arbitral est composä de trois 
membres. Chacune des Parties au differend 
nomme un arbitre; les deux arbitres ainsi 
nommes dösignent d’un commun accord le 
troisiäme arbitre, qui assume la präsidence 
du Tribunal. Ce dernier ne doit pas etre 
ressortissant de l’une des Parties au diffö- 
rend, ni avoir sa residence habituelle sur le 
territoire de l’une de ces Parties, ni se trou- 
ver au Service de l’une d’elles, ni s’etre dejä 
occupä de l’affaire ä aucun titre. 


2. En cas de differend entre plus de deux 
Parties, les Parties ayant le mäme intäret 
däsignent un arbitre d’un commun accord. 


3. En cas de vacance, il est pourvu ä la 
vacance selon la procädure prövue pour la 
nomination initiale. 


Article 3 

1 . Si, dans un dölai de deux mois apres la 
nomination du deuxiäme arbitre, le Presi- 
dent du Tribunal arbitral n’est pas däsignä, 
le Secrötaire gänäral de l’Organisation des 
Nations Unies procede, ä la requäte d une 
Partie, ä sa designation dans un nouveau 
dälai de deux mois. 

2. Si, dans un delai de deux mois apr&s 
räception de la requete, l’une des Parties au 
difförend n’a pas procede ä la nomination 
d’un arbitre, l’autre Partie peut saisir le Se- 
cretaire general, qui procede ä la designa- 
tion dans un nouveau delai de deux mois. 


Article 4 

Le Tribunal arbitral rend ses decisions 
conformement aux dispositions de la pre- 
sente Convention, ä tout protocole concer- 
ne et au droit international. 
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Anlage II 

Teil 1 

Schiedsverfahren 
Artikel 1 

Die antragstellende Partei notifiziert dem 
Sekretariat, daß die Parteien die Streitigkeit 
nach Artikel 27 einem Schiedsverfahren 
unterwerfen. In der Notifikation sind der Ge- 
genstand des Schiedsverfahrens sowie ins- 
besondere die Artikel des Übereinkommens 
oder des Protokolls anzugeben, deren Aus- 
legung oder Anwendung strittig ist. Können 
sich die Parteien nicht über den Streitge- 
genstand einigen, bevor der Präsident des 
Schiedsgerichts bestellt ist, so legt das 
Schiedsgericht den Gegenstand fest. Das 
Sekretariat leitet diese Informationen an 
alle Vertragsparteien des Übereinkommens 
oder des betreffenden Protokolls weiter. 


Artikel 2 

(1) In Streitigkeiten zwischen zwei Partei- 
en besteht das Schiedsgericht aus drei 
Mitgliedern. Jede der Streitparteien bestellt 
einen Schiedsrichter, und die beiden so be- 
stellten Schiedsrichter ernennen einver- 
nehmlich den dritten Schiedsrichter, der 
Präsident des Schiedsgerichts wird. Dieser 
darf nicht Staatsangehöriger einer der 
Streitparteien sein, nicht seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer die- 
ser Parteien haben, nicht im Dienst einer 
von ihnen stehen und sich in keiner anderen 
Eigenschaft mit der Streitigkeit befaßt ha- 
ben. 

(2) In Streitigkeiten zwischen mehr als 
zwei Parteien bestellen die Parteien mit 
demselben Interesse einvemehmlich einen 
Schiedsrichter. 

(3) Freigewordene Sitze werden in der für 
die erste Bestellung vorgeschriebenen Wei- 
se besetzt. 


Artikel 3 

(1) Ist der Präsident des Schiedsgerichts 
innerhalb von zwei Monaten nach der Be- 
stellung des zweiten Schiedsrichters nicht 
ernannt, so ernennt ihn der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen auf Ersuchen einer 
der Parteien innerhalb einer weiteren Frist 
von zwei Monaten. 

(2) Hat eine der Streitparteien innerhalb 
von zwei Monaten nach Eingang des An- 
trags einen Schiedsrichter nicht bestellt, so 
kann die andere Partei den Generalsekretär 
davon in Kenntnis setzen, der die Ernen- 
nung innerhalb einer weiteren Frist von zwei 
Monaten vomimmt. 


Artikel 4 

Das Schiedsgericht fällt seine Entschei- 
dungen in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen, den betreffenden Proto- 
kollen sowie dem Völkerrecht. 


35 



Drucksache 12/4473 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Article 5 

Unless the parties to the dispute other- 
wise agree, the arbitral tribunal shall deter- 
mine its own rules of procedure. 

Article 6 

The arbitral tribunal may, at the request of 
one of the parties, recommend essential 
interim measures of protection. 

Article 7 

The parties to the dispute shall facilitate 
the work of the arbitral tribunal and, in par- 
ticular, using all means at their disposal, 
shall: 

(a) Provide it with all relevant documents, 
information and facilities; and 

(b) Enable it, when necessary, to call wit- 
nesses or experts and receive their 
evidence. 


Article 8 

The parties and the arbitrators are under 
an Obligation to protect the confidentiality of 
any information they receive in confidence 
during the proceedings of the arbitral tribu- 
nal. 

Article 9 

Unless the arbitral tribunal determines 
otherwise because of the particular eircum- 
stances of the case, the costs of the tribunal 
shall be borne by the parties to the dispute 
in equal shares. The tribunal shall keep a 
record of all its costs, and shall fumish a 
final Statement thereof to the parties. 

Article 10 

Any Contracting Party that has an interest 
of a legal nature in the subject-matter of the 
dispute which may be affected by the deci- 
sion in the case, may intervene in the pro- 
ceedings with the consent of the tribunal. 

Article 11 

The tribunal may hear and determine 
counterclaims arising directly out of the sub- 
ject-matter of the dispute. 


Article 12 

Decisions both on procedure and sub- 
stance of the arbitral tribunal shall be taken 
by a majority vote of its members. 


Article 13 

If one of the parties to the dispute does 
not appear before the arbitral tribunal or fails 
to defend its case, the other party may re- 
quest the tribunal to continue the proceed- 
ings and to make its award. Absence of a 
party or a failure of a party to defend its case 
shall not constitute a bar to the proceedings. 


Article 5 

Sauf si les Parties au differend en deci- 
dent autrement, le Tribunal arbitral ötablit 
ses propres regles de procedure. 

Article 6 

A la demande de l’une des Parties, le 
Tribunal arbitral peut recommander les me- 
sures conservatoires indispensables. 

Article 7 

Les Parties au differend facilitent les tra- 
vaux du Tribunal arbitral et, en particulier, 
utilisent tous les moyens ä leur disposition 
pour: 

a) Fournir au Tribunal tous les documents, 
renseignements et facilites necessai- 
res; 

b) Permettre au Tribunal, en cas de be- 
soin, de faire comparaTtre des femoins 
ou des experts et d’enregistrer leur de- 
position. 


Article 8 

Les Parties et les arbitres sont tenus de 
conserver le caractere confidentiel de tout 
renseignement qu’ils obtiennent confiden- 
tiellement au cours des audiences du Tribu- 
nal arbitral. 


Article 9 

A moins que le Tribunal arbitral n’en de- 
cide autrement du fait des circonstances 
particulieres de l’affaire, les frais du Tribunal 
sont pris en Charge, ä parts egales, par les 
Parties au differend. Le Tribunal tient un 
releve de tous ses frais et en fournit un ötat 
final aux Parties. 


Article 10 

Toute Partie contractante ayant, en ce qui 
concerne l’objet du differend, un inferet d’or- 
dre juridique susceptible d’etre affecfe par la 
däcision, peut intervenir dans la procedure 
avec le consentement du Tribunal. 


Article 11 

Le Tribunal peut connaTtre et decider des 
demandes reconventionnelles directement 
Ifees ä l’objet du differend. 


Article 12 

Les decisions du Tribunal arbitral, tant sur 
la procedure que sur le fond, sont prises ä la 
majorite des voix de ses membres. 


Article 13 

Si l’une des Parties au differend ne se 
presente pas devant le Tribunal arbitral ou 
ne döfend pas sa cause, l’autre Partie peut 
demander au Tribunal de poursuivre la pro- 
cödure et de prononcer sa decision. Le fait 
qu’une des Parties ne se soit pas presenfee 
devant le Tribunal ou se soit abstenue de 


Artikel 5 

Sofern die Streitparteien nichts anderes 
vereinbaren, gibt sich das Schiedsgericht 
eine Verfahrensordnung. 

Artikel 6 

Das Schiedsgericht kann auf Ersuchen 
einer der Parteien unerläßliche einstweilige 
Schutzmaßnahmen empfehlen. 

Artikel 7 

Die Streitparteien erleichtern die Arbeit 
des Schiedsgerichts und werden insbeson- 
dere mit allen ihnen zur Verfügung stehen- 
den Mitteln 

a) ihm alle sachdienlichen Schriftstücke 
vorlegen, Erleichterungen einräumen 
und Auskünfte erteilen und 

b) ihm die Möglichkeit geben, soweit nötig 
Zeugen oder Sachverständige zu laden 
und ihre Aussagen einzuholen. 


Artikel 8 

Die Parteien und die Schiedsrichter sind 
verpflichtet, die Vertraulichkeit aller ihnen 
während der Verhandlungen des Schieds- 
gerichts vertraulich erteilten Auskünfte zu 
wahren. 

Artikel 9 

Sofern das Schiedsgericht nicht wegen 
der besonderen Umstände des Einzelfalls 
etwas anderes beschließt, werden die Ko- 
sten des Gerichts von den Streitparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Gericht führt 
über alle seine Kosten Buch und legt den 
Parteien eine Schlußabrechnung vor. 

Artikel 10 

Jede Vertragspartei, die an dem Streitge- 
genstand ein rechtliches Interesse hat, das 
durch die Entscheidung des Falles berührt 
werden könnte, kann mit Zustimmung des 
Gerichts dem Verfahren beitreten. 

Artikel 11 

Das Gericht kann über Widerklagen, die 
mit dem Streitgegenstand unmittelbar im 
Zusammenhang stehen, verhandeln und 
entscheiden. 

Artikel 12 

Das Schiedsgericht entscheidet sowohl in 
verfahrensrechtlichen als auch in materiel- 
len Fragen mit der Mehrheit seiner Mitglie- 
der. 

Artikel 13 

Erscheint eine der Streitparteien nicht vor 
dem Schiedsgericht oder unterläßt sie es, 
sich zur Sache zu äußern, so kann die an- 
dere Partei das Gericht ersuchen, das Ver- 
fahren fortzuführen und seinen Schieds- 
spruch zu fällen. Abwesenheit oder Ver- 
säumnis einer Partei, sich zur Sache zu 
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Before rendering its final decision, the arbi- 
tral tribunal must satisfy itself that the Claim 
is well founded in fact and law. 


Article 14 

The tribunal shall render its final decision 
within five months of the date on which it is 
fully constituted unless it finds it necessary 
to extend the time-limit for a period which 
should not exceed five more months. 


Article 15 

The final decision of the arbitral tribunal 
shall be confined to the subject-matter of 
the dispute and shall state the reasons on 
which it is based. It shall contain the names 
of the members who have participated and 
the date of the final decision. Any member 
of the tribunal may attach a separate or 
dissenting opinion to the final decision. 


Article16 

The award shall be binding on the parties 
to the dispute. It shall be without appeal 
unless the parties to the dispute have 
agreed in advance to an appellate pro- 
cedure. 

Article 17 

Any controversy which may arise be- 
tween the parties to the dispute as regards 
the Interpretation or manner of implementa- 
tion of the final decision may be submitted 
by either party for decision to the arbitral 
tribunal which rendered it. 


Part 2 

Conciliation 
Article 1 

A conciliation commission shall be 
created upon the request of one of the par- 
ties to the dispute. The commission shall, 
unless the parties otherwise agree, be com- 
posed of five members, two appointed by 
each Party concemed and a President 
chosen jointly by those members. 


Article 2 

In disputes between more than two par- 
ties, parties in the same interest shall ap- 
point their members of the commission joint- 
ly by agreement. Where two or more parties 
have separate interests or there is a dis- 
agreement as to whether they are of the 
same interest, they shall appoint their mem- 
bers separately. 


faire valoir ses droits ne fait pas obstacle ä 
la procedure. Avant de prononcer sa sen- 
tence definitive, le Tribunal arbitral doit s’as- 
surer que la demande est fondöe dans les 
faits et en droit. 


Article 14 

Le Tribunal prononce sa sentence defini- 
tive au plus tard cinq mois ä partir de la date 
ä laquelle il a efe creö, ä moins qu’il n’es- 
time nöcessaire de prolonger ce dälai pour 
une periode qui ne devrait pas excäder cinq 
mois supplementäres. 


Article 15 

La sentence definitive du Tribunal arbitral 
est limitee ä la question qui fait l’objet du 
differend et est motivee. Elle contient les 
noms des membres qui ont participö au 
dälibäre et la date ä laquelle eile a efe 
prononcäe. Tout membre du Tribunal peut y 
annexer un avis distinct ou une opinion 
divergente. 


Article 16 

La sentence est obligatoire pour les Par- 
ties au differend. Elle est sans appel, ä 
moins que les Parties ne se soient enten- 
dues d’avance sur une procedure d’appel. 


Article 17 

Tout differend qui pourrait surgir entre les 
Parties au differend concernant Pinterpreta- 
tion ou l’exäcution de la sentence peut ätre 
soumis par Pune des Parties au Tribunal 
arbitral qui Pa rendue. 


Deuxieme partie 
Conciliation 

Article premier 

Une Commission de conciliation est 
crääe ä la demande de Pune des Parties au 
differend. A moins que les Parties n’en 
conviennent autrement, la Commission se 
compose de cinq membres, chaque Partie 
concenfee en designant deux et le Präsi- 
dent ätant choisi d’un commun accord par 
les membres ainsi däsignes. 

Article 2 

En cas de differend entre plus de deux 
Parties, les Parties ayant le nrfeme inferät 
däsignent leurs membres de la Commission 
d’un commun accord. Lorsque deux parties 
au moins ont des interets indöpendants ou 
lorsqu’elles sont en dösaccord sur la ques- 
tion de savoir si eiles ont le meme inferät, 
elles nomment leurs membres säparä- 
ment. 


äußern, stellt kein Hindernis für das Verfah- 
ren dar. Bevor das Schiedsgericht seine 
endgültige Entscheidung fällt, muß es sich 
vergewissern, daß das Begehren in tatsäch- 
licher und rechtlicher Hinsicht begründet 
ist. 

Artikel 14 

Das Schiedsgericht fällt seine endgültige 
Entscheidung innerhalb von fünf Monaten 
nach dem Zeitpunkt, zu dem es vollständig 
gebildet wurde; hält es jedoch eine Verlän- 
gerung dieser Frist für notwendig, so darf 
diese weitere fünf Monate nicht überschrei- 
ten. 

Artikel 15 

Die endgültige Entscheidung des 
Schiedsgerichts hat sich auf den Streitge- 
genstand zu beschränken und ist zu be- 
gründen. Sie enthält die Namen der Mit- 
glieder, die teilgenommen haben, sowie das 
Datum der endgültigen Entscheidung. Je- 
des Mitglied des Gerichts kann der endgülti- 
gen Entscheidung eine Darlegung seiner 
persönlichen oder abweichenden Meinung 
beifügen. 

Artikel 16 

Der Schiedsspruch ist für die Streitpartei- 
en bindend. Er unterliegt keinem Rechts- 
mittel, sofern nicht die Streitparteien vorher 
ein Rechtsmittelverfahren vereinbart ha- 
ben. 

Artikel 17 

Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Streitparteien über die Auslegung oder 
Durchführung der endgültigen Entschei- 
dung können von jeder Partei dem 
Schiedsgericht, das die Entscheidung ge- 
fällt hat, zur Entscheidung vorgelegt wer- 
den. 

Teil 2 

Vergleich 

Artikel 1 

Auf Antrag einer der Streitparteien wird 
eine Vergleichskommission gebildet. Sofern 
die Parteien nichts anderes vereinbaren, 
besteht die Kommission aus fünf Mitglie- 
dern, zwei von jeder beteiligten Partei be- 
stellten Mitgliedern und einem von diesen 
Mitgliedern einvemehmlich gewählten Prä- 
sidenten. 

Artikel 2 

Bei Streitigkeiten zwischen mehr als zwei 
Parteien bestellen die Parteien mit demsel- 
ben Interesse ihre Mitglieder für die Kom- 
mission einvemehmlich. Sind zwei oder 
mehr Parteien mit unterschiedlichen Inter- 
essen vorhanden oder besteht Unstimmig- 
keit darüber, ob sie dasselbe Interesse ha- 
ben, so bestellen sie ihre Mitglieder ge- 
trennt. 
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Article 3 

If any appointments by the parties are not 
made within two months of the date of the 
request to create a conciliation commission, 
the Secretary-General of the United Nations 
shall, if asked to do so by the party that 
made the request, make those appoint- 
ments within a further two-month period. 


Article 4 

If a President of the conciliation commis- 
sion has not been chosen within two months 
of the last of the members of the commis- 
sion being appointed, the Secretary-Gen- 
eral of the United Nations shall, if asked to 
do so by a party, designate a President 
within a further two-month period. 


Article 5 

The conciliation cömmission shall take its 
decisions by majority vote of its members. It 
shall, unless the parties to the dispute other- 
wise agree, determine its own procedure. It 
shall render a proposal for resolution of the 
dispute, which the parties shall consider in 
good faith. 

Article 6 

A disagreement as to whether the concili- 
ation commission has competence shall be 
decided by the commission. 


Article 3 

Si, dans un delai de deux mois apres la 
demande de creation d’une commission de 
conciliation, tous les membres de la Com- 
mission n’ont pas öte nommes par les Par- 
ties, le Secretaire göneral de l’Organisation 
des Nations Unies procede, ä la requete de 
la Partie qui a fait la demande, aux dösigna- 
tions necessaires dans un nouveau dälai de 
deux mois. 


Article 4 

Si, dans un delai de deux mois apres la 
derniere nomination d’un membre de la 
Commission, celle-ci n’a pas choisi son 
President, le Secretaire genöral de l’Organi- 
sation des Nations Unies procede, ä la re- 
quete d’une Partie, ä la dösignation du Pre- 
sident dans un nouveau delai de deux 
mois. 


Article 5 

La Commission de conciliation prend ses 
döcisions ä la majoritö des voix de ses 
membres. A moins que les Parties au diffe- 
rend n’en conviennent autrement, eile eta- 
blit sa propre procädure. Elle rend une pro- 
position de rösolution du differend que les 
Parties examinent de bonne foi. 

Article 6 

En cas de dösaccord au sujet de la com- 
pätence de la Commission de conciliation, 
celle-ci döcide si eile est ou non competen- 
te. 


Artikel 3 

Sind innerhalb von zwei Monaten nach 
dem Antrag auf Bildung einer Vergleichs- 
kommission nicht alle Mitglieder der Kom- 
mission von den Parteien bestellt worden, 
so nimmt der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen auf Ersuchen der Partei, die den 
Antrag gestellt hat, diese Bestellungen in- 
nerhalb einer weiteren Frist von zwei Mona- 
ten vor. 

Artikel 4 

Ist der Präsident der Vergleichskommis- 
sion innerhalb von zwei Monaten nach Be- 
stellung des letzten Mitglieds der Kommis- 
sion nicht ernannt worden, so ernennt der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen auf 
Ersuchen einer Partei innerhalb einer weite- 
ren Frist von zwei Monaten den Präsiden- 
ten. 

Artikel 5 

Die Vergleichskommission entscheidet 
mit der Mehrheit ihrer Mitglieder. Sofern die 
Streitparteien nichts anderes vereinbaren, 
bestimmt die Kommission ihr Verfahren. Sie 
legt einen Lösungsvorschlag zu der Streitig- 
keit vor, den die Parteien nach Treu und 
Glauben prüfen. 

Artikel 6 

Bei Uneinigkeit darüber, ob die Ver- 
gleichskommission zuständig ist, entschei- 
det die Kommission. 
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Denkschrift 

zu dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt 


I. Allgemeines 

1. Geschichte und Stand des Übereinkommens 

Auf der Sitzung des Verwaltungsrates des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen vom 25. Mai 1989 
wurde mit Beschluß 15/34 erstmals die Einberufung 
einer Expertengruppe zur Erarbeitung eines Überein- 
kommens über die Biologische Vielfalt beschlossen. 
Nach mehrjährigen Verhandlungen mit insgesamt 7 Sit- 
zungen des zwischenstaatlichen Verhandlungsaus- 
schusses (Intergovemmental Negotiating Committee - 
INC) konnten am 22. Mai 1992 in Nairobi die dort, 
vertretenen mehr als 100 Staaten unter Vorsitz des 
chilenischen Botschafters Vicente Sanchez Einigung 
über den Entwurf des Übereinkommens erzielen. Das 
Übereinkommen lag während der Umweltkonferenz in 
Rio de Janeiro zur Zeichnung aus und wurde dort 
bereits durch 153 Staaten und die Europäische Ge- 
meinschaft unterzeichnet. Für die Bundesrepublik 
Deutschland hat der Bundeskanzler das Übereinkom- 
men am 12. Juni 1992 dort unterzeichnet. In Kraft 
treten wird das Übereinkommen erst dann, wenn 
30 Signatarstaaten ihre Ratifikationsurkunden hinter- 
legt haben. Für den Sitz des Sekretariates haben sich 
die Schweiz (Genf) und Spanien (Sevilla) beworben. 

2. Bedeutung und Ziel des Übereinkommens 

Der zunehmende Rückgang der biologischen Vielfalt, 
d. h. der Verlust oder die Beeinträchtigung von Arten 
und deren Lebensräumen führt zu einer nicht repara- 
blen Verarmung der Natur und bedroht die Lebens- 
grundlage der Menschheit. Diese bedrohliche Entwick- 
lung wird hauptsächlich durch die Zerstörung natürli- 
cher und natumaher Lebensräume, die Übernutzung 
der natürlichen Ressourcen und Umweltverschmutzun- 
gen verursacht. Mit dem Übereinkommen über die bio- 
logische Vielfalt soll dieser Entwicklung Einhalt geboten 
und der Schutz der biologischen Vielfalt gewährleistet 
werden. 

II. Wesentlicher Inhalt des Übereinkommens 

1. Maßnahmenkatalog 

Das Übereinkommen enthält insbesondere Verpflich- 
tungen zu folgenden Maßnahmen: 

- Sowohl die gefährdeten Arten und Biotope als auch 
ihre Gefährdungsursachen sollen identifiziert und 
überwacht werden. Dazu sollen Daten- und sonstige 
Informationssysteme eingerichtet oder betrieben 
werden (Artikel 7). 

- Zum Schutz der natürlichen Lebensräume sind fol- 
gende Maßnahmen vorgesehen: Ausweisung von 
ausreichend großen Schutzgebieten, Entwicklung 
von Kriterien für die Auswahl solcher Schutzgebiete, 
Förderung des Schutzes von Ökosystemen und Er- 
haltung von lebensfähigen Populationen in den na- 
türlichen Lebensräumen, Förderung einer umwelt- 
verträglichen und nachhaltigen Entwicklung in den 
die Schutzgebiete umgebenden Flächen (Biosphä- 
renreservatsgedanke), Wiederherstellung von be- 


einträchtigten und zerstörten Lebensräumen und 
Förderung der Wiederherstellung von lebensfähigen 
Populationen von bedrohten Arten, Regulierung 
oder Kontrolle von durch gentechnisch veränderte 
Organismen ausgehenden Risiken, Verhinderung 
der Einführung bzw. Kontrolle oder Beseitigung von 
nichtheimischen Arten, Schutz und Anwendung von 
traditionellen Schutz- und Bewirtschaftungsformen, 
Entwicklung oder Beibehaltung von notwendigen 
Gesetzen oder anderen Regelungen für den Schutz 
von gefährdeten Arten und letztlich Kooperation bei 
der Zurverfügungstellung von finanzieller und ande- 
rer Unterstützung für den Schutz der natürlichen 
Lebensräume (Artikel 8). 

Ergänzende Maßnahmen zur Erhaltung der Arten- 
vielfalt sowie zu deren Erforschung sollen durch die 
Einrichtung von Genbanken sowie die Konservie- 
rung von Genmaterial in botanischen und zoologi- 
schen Gärten - nach Möglichkeit im Ursprungsland 
- erfolgen. Gewährleistet muß hier allerdings sein, 
daß durch die Entnahme von biologischem Material 
keine Gefährdung von Ökosystemen oder von Arten 
im Lebensraum ausgeht (Artikel 9). 

Wenn Arten genutzt werden, soll die Nutzung nach- 
haltig und umweltverträglich sein. Das Konzept der 
nachhaltigen Nutzung soll in die nationalen Ent- 
scheidungsprozesse integriert und es soll die Ko- 
operation zwischen Behörden und dem privaten 
Sektor bei der Entwicklung von Methoden zur nach- 
haltigen Nutzung von biologischen Ressourcen ge- 
fördert werden (Artikel 10). 

Für geplante Projekte mit erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt soll eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden 
(Artikel 14). 

Die Vertragsstaaten sollen dafür sorgen, daß durch 
Forschung, Information, Bildung und Ausbildung 
der Schutz der Natur verbessert wird (Artikel 12 und 
13). 

Die Biotechnologie wird als Bestandteil der für den 
Schutz der biologlischen Vielfalt relevanten Techno- 
logien angesehen; es soll sichergestellt werden, 
daß sie kein Gefährdungspotential für die biologi- 
sche Vielfalt darstellt (Artikel 19). 

Ausgehend von dem souveränen Recht der Staaten 
in bezug auf ihre natürlichen Ressourcen, aber im 
Bemühen, den Zugang zu genetischen Ressourcen 
für andere Vertragsparteien zu erleichtern, werden 
Regelungen getroffen, die die auf Kenntnis der 
Sachlage begründete Zustimmung des Vertragstaa- 
tes beinhalten, der diese Ressourcen zur Verfügung 
stellt. Die Bedingungen unterliegen der gegenseiti- 
gen Vereinbarung. Wissenschaftliche Forschung 
anhand genetischer Ressourcen soll unter voller 
Beteiligung und nach Möglichkeit im Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei erfolgen, die diese zur Verfügung 
stellt. Ergebnisse der Forschung und Entwicklung 
und die Vorteile, die sich aus der kommerziellen und 


39 




Drucksache 12/4473 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


sonstigen Entwicklung und Nutzung der geneti- 
schen Ressourcen ergeben, sollen gerecht und aus- 
gewogen geteilt werden (Artikel 15). 

- Der Transfer von umweltrelevanter Technologie in 
die Entwicklungsländer soll auf der Basis gegensei- 
tig vereinbarter Bedingungen verbessert werden. 
Dies gilt auch für die Biotechnologie. Die Vertrags- 
parteien können den Technologietransfer zu für die 
Entwicklungsländer vorteilhaften Bedingungen 
ausgestalten, etwa durch Nutzung der in dem Über- 
einkommen in den Artikeln 20 und 21 vorgesehenen 
Finanzierungsmöglichkeiten oder im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit. Hervorgehoben wird 
der verbesserte Zugang zu patentierter Technolo- 
gie, der jedoch eine entsprechende Vereinbarung 
mit dem Rechtsinhaber voraussetzt. Auch sollen die 
Ursprungsländer der genetischen Ressourcen nach 
Möglichkeit von deren Nutzen profitieren (Artikel 
16). 

- Die Entwicklungsländer sollen von den Industrielän- 
dern bei der Umsetzung ihrer Konventionsverpflich- 
tungen finanziell unterstützt werden. Dazu sollen die 
Industrieländer neue und zusätzliche Finanzmittel 
zur Deckung der vereinbarten vollen Mehrkosten 
den Entwicklungsländern zur Verfügung stellen (Ar- 
tikel 20). 

2. Durchführung 

Es ist Sache der Vertragsparteien, die entsprechenden 
und evtl, notwendigen gesetzgeberischen, politischen 
und Verwaltungsmaßnahmen zu ergreifen um das 
Übereinkommen wirksam werden zu lassen und die 
sich aus dem Übereinkommen ergebenden Verpflich- 
tungen zu erfüllen. Die von der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Übereinkommen einzugehenden 
Verpflichtungen erfordern keine Änderung der Rechts- 
lage durch die deutschen gesetzgebenden Körper- 
schaften. Die Maßnahmen werden durch bestehendes 
deutsches Recht abgedeckt und erfordern die politi- 
sche Umsetzung durch die Bundesregierung und Lan- 
desregierungen sowie durch Maßnahmen der Bundes- 
und Landesverwaltung. 

Die Vertragsparteien haben gemäß Artikel 26 des 
Übereinkommens die Pflicht, der Vertragsstaatenkon- 
ferenz über die zur Umsetzung der Bestimmungen des 
Übereinkommens ergriffenen Maßnahmen und ihre 
Effektivität zu berichten. Der Berichtstumus wird von 
der Konferenz der Vertragsparteien festgelegt. 

3. Gremien 

Die Organe des Übereinkommens sind die Konferenz 
der Vertragsparteien, das Sekretariat und der wissen- 
schaftliche Ausschuß. Die 1 . Sitzung der Vertragsstaa- 
tenkonferenz wird innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten des Übereinkommens vom UNEP-Exekutivdirek- 
tor einberufen. Die Sekretariatspflichten werden von 
jener internationalen Organisation ausgeführt, die bei 
der 1. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien sich 
dazu bereiterklärt und von ihr dazu bestimmt worden 
ist. Die Mitgliedschaft im wissenschaftlichen Ausschuß 
ist allen Vertragsparteien freigestellt. Der Ausschuß hat 
gern, den durch die Konferenz der Vertragsparteien 
festzulegenden Bestimmungen die Konferenz der Ver- 
tragsparteien fachlich zu beraten. Als Übergangsver- 


einbarung zwischen dem Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens und der 1 . Sitzung der Konferenz der Vertrags- 
parteien werden die Sekretariatsaufgaben durch das 
UNEP-Sekretariat und die Aufgaben des Finanzie- 
rungsmechanismus durch die globale Umweltfazilität 
des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen, 
des Umweltprogramms der Vereinten Nationen und der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung wahrgenommen. 

4. Finanzierung 

Nach Artikel 20 des Übereinkommens sind die Indu- 
strieländer verpflichtet, neue und zusätzliche Finanz- 
mittel zur Verfügung zu stellen, um die Entwicklungs- 
länder bei der Umsetzung der Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen zu unterstützen. 

Zur Umsetzung der Finanzverpflichtungen ist ein Finan- 
zierungsmechanismus nach Artikel 21 vorhanden, der 
den von der Konferenz der Vertragsstaaten bestimm- 
ten Politiken, Programmprioritäten und Auswahlkrite- 
rien dient. Bis zur ersten Vertragsstaatenkonferenz wird 
die GEF mit der Wahrnehmung der Aufgabe des Finan- 
zierungsmechanismus betraut. Die Wirksamkeit des 
Finanzierungsmechanismus wird durch die Konferenz 
der Vertragsstaaten überprüft. 

5. Änderung des Übereinkommens 

Änderungen des Übereinkommens oder eines Proto- 
kolls können gemäß Artikel 29 auf jeder Tagung der 
Vertragsparteien des Übereinkommens bzw. des be- 
treffenden Protokolls beschlossen werden. Eine völker- 
rechtliche Bindung tritt jedoch nur für die Vertragspar- 
teien ein, die diese Änderung auch ratifizieren, anneh- 
men oder genehmigen. Änderungen können von jeder 
Vertragspartei vorgeschlagen werden. Diese werden 
möglichst im Konsens beschlossen, wenn dies nicht 
möglich ist, mit 2 /3 Mehrheit. 

6. Unterzeichnung, Ratifikation, 
Inkrafttreten, Beitritt 

Vorbehalte gegen das Übereinkommen können bei der 
Unterzeichnung nicht gemacht werden. 

Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsur- 
kunden werden beim Verwahrer hinterlegt. Das Über- 
einkommen liegt bis 4. Juni 1993 zur Unterzeichnung 
am Sitz der Vereinten Nationen in New York auf. Nach 
Artikel 36 tritt es am 90. Tage nach dem Zeitpunkt in 
Kraft, nachdem die 30. Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde hinterlegt wurde. 

Das Übereinkommen und seine Protokolle stehen 
Staaten oder Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration nach seinem Inkrafttreten zum Bei- 
trittoffen. Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer 
hinterlegt. 

7. Streitbeilegungsverfahren 

Artikel 27 sieht zwei Möglichkeiten für die Streitbeile- 
gung vor. Wenn im Verhandlungswege keine Einigung 
erzielt werden kann, kommt entweder ein Schiedsver- 
fahren oder die Vorlage der Streitigkeit an den inter- 
nationalen Gerichtshof in Frage. Haben die Streitpar- 
teien jedoch nicht dem selben oder einem der beiden 
Verfahren bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
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zugestimmt, so wird die Streitigkeit einem Vergleich 
unterworfen. Die Vergleichskommission legt einen Vor- 
schlag für eine Beilegung der Streitigkeit vor, den die 
Parteien nach Treu und Glauben prüfen. 

8. Protokolle 

Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Formulierung und 
Annahme von möglichen Protokollen zusammen. Pro- 
tokolle werden anläßlich von Sitzungen der Vertrags- 


staatenkonferenz durch diese angenommen. Vertrags- 
staat zu einem Protokoll kann nur derjenige sein, der 
auch Vertragsstaat des Übereinkommens selbst ist. 
Mögliche Inhalte von Protokollen sind noch nicht ab- 
sehbar. 

9. Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen über- 
nimmt die Funktionen des Verwahrers (Artikel 41). 
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Übersetzung 


Entschließung 1 

Vorläufige Finanzielle Regelungen 


Die Konferenz - 

nach Genehmigung und Annahme des Wortlauts des Überein- 
kommens über die biologische Vielfalt am 22. Mai 1992 in 
Nairobi, 

in der Erwägung, daß in der Zeit von dem Tag, an dem das 
Übereinkommen zur Unterzeichnung aufgelegt wird, bis zu dem 
Tag, an dem es in Kraft tritt, Vorbereitungen getroffen werden 
sollten, damit die einschlägigen Bestimmungen des Überein- 
kommens, sobald es in Kraft getreten ist, rasch und wirksam 
durchgeführt werden können, 

in Anbetracht dessen, daß finanzielle Unterstützung und ein 
Finanzierungsmechanismus in der Zeit von dem Tag, an dem das 
Übereinkommen zur Unterzeichnung aufgelegt wird, bis zu dem 
Tag, an dem es in Kraft tritt, für die rasche und wirksame Durch- 
führung des Übereinkommens erforderlich sind - 

1 . lädt die Globale Umweltfazilität des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen, des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen und der Internationalen Bank für Wiederaufbau und 


Entwicklung ein, für die Zeit von dem Tag, an dem das Über- 
einkommen zur Unterzeichnung aufgelegt wird, bis zu dem 
Tag, an dem es in Kraft tritt, sowie für die Zwecke des Arti- 
kels 39 bis zur ersten Tagung der Konferenz der Vertrags- 
parteien die Aufgaben des Finanzierungsmechanismus im 
Einklang mit Artikel 21 vorläufig wahrzunehmen; 

2. fordert das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, 
die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, die 
regionalen Entwicklungsbanken, das Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen sowie andere Gremien und Einrichtungen 
der Vereinten Nationen wie die Emährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und die Organisa- 
tion der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur auf, finanzielle und sonstige Mittel für die vorläufige 
Durchführung des Übereinkommens über die biologische Viel- 
falt in der Zeit von dem Tag, an dem das Übereinkommen zur 
Unterzeichnung aufgelegt wird, bis zu dem Tag, an dem es in 
Kraft tritt, sowie für die Zwecke des Artikels 39 bis zur ersten 
Tagung der Konferenz der Vertragsparteien vorläufig zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Angenommen am 22. Mai 1992 


Entschließung 2 

Internationale Zusammenarbeit 
zur Erhaltung der Biologischen Vielfalt 
und zur nachhaltigen Nutzung ihrer Bestandteile 
bis zum Inkrafttreten des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 


Die Konferenz - 

nach Genehmigung und Annahme des Wortlauts des Überein- 
kommens über die biologische Vielfalt am 22. Mai 1992 in 
Nairobi, 

in Anbetracht dessen, daß Vorbereitungen erforderlich sind, 
damit das Übereinkommen, sobald es in Kraft getreten ist, rasch 
und wirksam durchgeführt werden kann, 

ferner in Anbetracht dessen, daß es hinsichtlich der vorläufigen 
Regelungen wünschenswert ist, daß alle Regierungen, insbeson- 
dere diejenigen, die an der Konferenz über die Annahme des 
Vereinbarten Wortlauts des Übereinkommens über die biologi- 
sche Vielfalt teilgenommen haben, in die Verhandlungen einbezo- 
gen werden, 

mit Genugtuung die Arbeit zur Kenntnis nehmend, die bisher 
unter der Schirmherrschaft des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen mit der ersten Reihe von Länderstudien geleistet wurde, 
die mit einzelstaatlicher, zweiseitiger und mehrseitiger Unterstüt- 
zung durchgeführt wurden, 

in Anerkennung der laufenden gemeinsamen Programme des 
Umweltprogramms der Vereinten Nationen und anderer Organi- 
sationen, die in jeder Region zur Beteiligung aller Sektoren an der 
Erforschung von Möglichkeiten zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt und zur nachhaltigen Nutzung ihrer Bestandteile geführt 
haben, 

ferner in Anerkennung dessen, daß die Durchführung von Län- 
derstudien über die biologische Vielfalt den ersten systematischen 


Versuch darstellt, den Ländern dabei zu helfen, grundlegende 
Informationen über ihre biologische Vielfalt zu sammeln, und die 
Grundlage für nationale Aktionsprogramme zur Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und zur nachhaltigen Nutzung ihrer Bestand- 
teile bildet - 

1 . ruft alle Staaten und alle dazu befugten Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration auf, die Unterzeichnung des 
Übereinkommens während der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro oder 
bei der nächsten sich danach bietenden Gelegenheit in Erwä- 
gung zu ziehen und anschließend die Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung des Übereinkommens oder den Beitritt 
zum Übereinkommen ins Auge zu fassen; 

2. lädt den Verwaltungsrat des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen ein, in Erwägung zu ziehen, den Exekutivdirektor 
des Programms zu ersuchen, Tagungen eines Zwischenstaat- 
lichen Ausschusses für das Übereinkommen über die biolo- 
gische Vielfalt von 1 993 an einzuberufen, damit dieser folgen- 
de Fragen erörtert: 

a) auf Antrag Unterstützung der Regierungen bei ihrer weite- 
ren Arbeit zur Durchführung von Länderstudien in Aner- 
kennung der Bedeutung dieser Studien für die Entwicklung 
ihrer nationalen Strategie und ihrer nationalen Aktionsplä- 
ne zur Erhaltung der biologischen Vielfalt, unter anderem 

i) Bestimmung von Bestandteilen der biologischen 
Vielfalt, die für deren Erhaltung und die nachhaltige 
Nutzung ihrer Bestandteile wichtig sind, einschließlich 
der Sammlung und Auswertung von Daten, die für die 
wirksame Überwachung dieser Bestandteile erforder- 
lich sind; 
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ii) Festlegung von Verfahren und Tätigkeiten, die sich 
nachteilig auf die biologische Vielfalt auswirken oder 
auswirken könnten; 

iii) Bewertung der möglichen wirtschaftlichen Folgen der 
Erhaltung der biologischen Vielfalt und der nachhalti- 
gen Nutzung biologischer und genetischer Ressour- 
cen sowie Einstufung der biologischen und geneti- 
schen Ressourcen nach ihrem Wert; 

, iv) Vorschläge für vorrangige Maßnahmen zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt und zur nachhaltigen Nut- 
zung ihrer Bestandteile; 

v) Überprüfung des Entwurfs von Richtlinien für Länder- 
studien über die biologische Vielfalt und gegebenen- 
falls Vorschlag für eine Revision dieses Entwurfs; 

vi) Festlegung von Modalitäten für die Unterstützung der 
Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, die 
Studien durchführen; 

b) Organisation der Arbeiten für die Aufstellung eines Pro- 
gramms für die wissenschaftliche und technische For- 
schung auf dem Gebiet der Erhaltung der biologischen 
Vielfalt und der nach haltigen Nutzung ihrer Bestandteile, 
einschließlich möglicher vorläufiger institutioneller Rege- 
lungen für die wissenschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen Regierungen mit dem Ziel einer raschen Durchfüh- 
rung der Bestimmungen des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt bereits vor seinem Inkrafttreten; 

c) Prüfung der Notwendigkeit und der näheren Einzelheiten 
eines Protokolls über geeignete Verfahren, insbesondere 
einschließlich einer vorherigen Zustimmung in Kenntnis 
der Sachlage, im Bereich der sicheren Weitergabe, Hand- 
habung und Verwendung der durch Biotechnologie hervor- 
gebrachten lebenden modifizierten Organismen, die nach- 
teilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung der biologischen Vielfalt haben können; 

d) Modalitäten für die Weitergabe von Technologien - insbe- 
sondere an Entwicklungsländer-, die für die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung ihrer 
Bestandteile von Belang sind, sowie für die technische 
Zusammenarbeit zur Unterstützung des Ausbaus der 
nationalen Kapazitäten in diesen Bereichen; 

e) Bereitstellung von Leitlinien für die Einrichtung, die einge- 
laden worden ist, in der Zeit von dem Tag, an dem das 
Übereinkommen zur Unterzeichnung aufgelegt wird, bis zu 
dem Tag, an dem es in Kraft tritt, im Einklang mit Artikel 21 
des Übereinkommens vorläufig die Aufgaben des Finan- 
zierungsmechanismus wahrzunehmen; 

f) Modalitäten für eine rasche Verwirklichung der Bestim- 
mungen des Artikels 21; 

g) Ausarbeitung der Politik, der Strategie und der Programm- 
prioritäten sowie detaillierter Kriterien und Leitlinien für die 
Berechtigung zum Zugang zu den finanziellen Mitteln und 
zu ihrer Verwendung, wozu auch eine regelmäßige Über- 
wachung und Bewertung dieser Verwendung gehört; 


h) finanzielle Auswirkungen der vor Inkrafttreten des Überein- 
kommens in internationaler Zusammenarbeit ergriffenen 
Maßnahmen und einschlägige Regelungen zur Unterstüt- 
zung dieser Maßnahmen, wozu auch freiwillige finanzielle 
und materielle Beiträge gehören, die für die Arbeit eines 
vorläufigen Sekretariats und die Tagungen des Zwischen- 
staatlichen Ausschusses für das Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt benötigt werden; 

i) sonstige Vorbereitungen für die erste Tagung der Konfe- 
renz der Vertragsparteien des Übereinkommens; 

3. ersucht den Exekutivdirektor des Umweltprogramms der Ver- 
einten Nationen ferner, vorläufig für die Bereitstellung des 
Sekretariats zu sorgen, bis das Übereinkommen in Kraft getre- 
ten ist, und ersucht den Exekutivdirektor außerdem, sich um 
die volle und aktive Beteiligung der Emährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und der Organisa- 
tion der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur an der Einrichtung und Arbeit des vorläufigen Sekreta- 
riats sowie die uneingeschränkte Zusammenarbeit mit den 
Sekretariaten einschlägiger Übereinkommen und Vereinba- 
rungen und der Beratungsgruppe für internationale Agrarfor- 
schung, der Internationalen Union für die Erhaltung der Natur 
und der natürlichen Hilfsquellen und anderer maßgeblicher 
internationaler Organisationen zu bemühen, wobei die ein- 
schlägigen Beschlüsse der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Umwelt und Entwicklung zu beachten sind; 

4. lädt die Emährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver- 
einten Nationen und die Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur ein, die Einrichtung 
und Arbeit des vorläufigen Sekretariats voll zu unterstützen; 

5. ersucht den Exekutivdirektor des Umweltprogramms der Ver- 
einten Nationen außerdem, zur Finanzierung der Kosten der 
Vorbereitung und Abhaltung der Tagungen im Rahmen der Im 
Umweltfonds verfügbaren Mittel beizutragen; 

6. lädt die Regierungen ein, die Arbeit des vorläufigen Sekreta- 
riats und eine erfolgreiche Durchführung der Tagungen des 
Zwischenstaatlichen Ausschusses für das Übereinkommen 
über die biologische Vielfalt in großzügiger Weise zu unterstüt- 
zen und finanzielle Hilfe zu leisten mit dem Ziel, die volle und 
wirksame Beteiligung der Entwicklungsländer sicherzustel- 
len; 

7. lädt die Regierungen ferner ein, die Tagungen über nationale 
Maßnahmen zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zur 
nachhaltigen Nutzung ihrer Bestandteile, die im Einklang mit 
dem Übereinkommen bis zu dessen Inkrafttreten ergriffen 
wurden, zu unterrichten; 

8. lädt die Sekretariate wichtiger internationaler und regionaler 
Umweltübereinkommen, -Vereinbarungen und -Organisationen 
außerdem ein, dem Zwischenstaatlichen Ausschuß über ihre 
Tätigkeiten zu berichten, und fordert den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen auf, die einschlägigen Abschnitte der 
Agenda 21 zur Verfügung zu stellen, die auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung in Rio de 
Janeiro angenommen werden sollen. 

Angenommen am 22. Mai 1992 


43 



Drucksache 12/4473 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Entschließung 3 
Das Verhältnis 

zwischen dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
und der Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft 


Die Konferenz - 

nach Genehmigung und Annahme des Wortlauts des Überein- 
kommens über die biologische Vielfalt am 22. Mal 1992 in 
Nairobi, 

in Anerkennung des grundlegenden und anhaltenden Bedarfs 
der Völker der Welt an Nahrungsmitteln, Unterkunft, Kleidung, 
Brennstoff, Zierpflanzen und medizinischen Erzeugnissen in aus- 
reichender Menge, 

unter Hervorhebung dessen, daß das Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt besonderes Gewicht auf die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung der biologischen Ressourcen legt, 

in Anerkennung der Vorteile, die sich daraus ergeben, daß die 
Völker der Welt die tierischen, pflanzlichen und mikrobiellen gene- 
tischen Ressourcen pflegen und fördern, um diese Grundbedürf- 
nisse zu befriedigen, sowie der Vorteile aus der institutionalisier- 
ten Erforschung und Entwicklung dieser genetischen Ressour- 
cen, 

eingedenk dessen, daß in Konsultationen auf breiter Ebene in 
internationalen Organisationen und Foren dringende Maßnahmen 
für die Sicherung und nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer 
Ressourcen für die Nahrungsmittelversorgung und die Landwirt- 
schaft geprüft und erörtert wurden und diesbezüglich Konsens 
erzielt wurde, 

in Anbetracht dessen, daß der Vorbereitungsausschuß der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
empfohlen hat, im Rahmen von Strategien und Programmen für 
eine nachhaltige Landwirtschaft vorrangig Politiken und Program- 
me für. die in situ, in landwirtschaftlichen Betrieben und ex situ 
durchzuführende Erhaltung und nachhaltige Nutzung pflanzenge- 
netischer Ressourcen für die Nahrungsmittelversorgung und eine 
nachhaltige Landwirtschaft spätestens im Jahr 2000 anzuneh- 
men, und daß solche nationalen Maßnahmen unter anderem 
folgendes umfassen sollten: 

a) die Aufstellung von Plänen oder Programmen für vorrangige 
Maßnahmen zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung pflan- 
zengenetischer Ressourcen für die Nahrungsmittelversorgung 
und eine nachhaltige Landwirtschaft, die sich gegebenenfalls 
auf Länderstudien über pflanzengenetische Ressourcen für 
die Nahrungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirt- 
schaft stützen sollten; 

b) gegebenenfalls die Förderung der Diversifizierung der Kultur- 
pflanzen in landwirtschaftlichen Systemen, einschließlich neu- 
er Pflanzen, die möglicherweise als Nahrungsmittel genutzt 
werden können; 

c) gegebenenfalls die Förderung der Nutzung und Erforschung 
wenig bekannter, aber möglichenweise nützlicher Wild- und 
Kulturpflanzen; 

d) die Stärkung der nationalen Möglichkeiten zur Nutzung pflan- 
zengenetischer Ressourcen für die Nahrungsmittelversorgung 
und eine nachhaltige Landwirtschaft, für Pflanzenzucht und 
Saatguterzeugung, sowohl durch spezialisierte Einrichtungen 
als auch durch Bauemgemeinschaften; 

. e) den möglichst baldigen Abschluß der ersten Regenerierung 
und sicheren Duplikation vorhandener Ex-situ-Sammlungen 
im weltweiten Rahmen und 

f) die Einrichtung von Netzen von Ex-situ-Ausgangssammlungen; 


ferner in Anbetracht dessen, daß der Vorbereitungsausschuß der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
folgendes empfohlen hat: 

a) die Stärkung des globalen Systems für die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für die 
Nahrungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirt- 
schaft, das von der Emährungs- und Landwirtschaftsorganisa- 
tion der Vereinten Nationen in enger Zusammenarbeit mit dem 
Internationalen Rat für pflanzliches Genmaterial, der Bera- 
tungsgruppe für internationale Agrarforschung und anderen 
maßgeblichen Organisationen verwaltet wird; 

b) die Unterstützung der 1994 stattfindenden Vierten Internatio- 
nalen technischen Konferenz über die Erhaltung und nachhal- 
tige Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für die Nah- 
rungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirtschaft, 
die zum Ziel hat, den ersten Bericht über die Lage der Welt 
und den ersten Globalen Aktionsplan für die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für die 
Nahrungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirt- 
schaft anzunehmen, und 

c) die Anpassung des Globalen Systems für die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für die 
Nahrungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirt- 
schaft an das Ergebnis der Verhandlungen über ein Überein- 
kommen über die biologische Vielfalt; 

eingedenk dessen, daß im Vorbereitungsausschuß für die Konfe- 
renz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung Einig- 
keit über Bestimmungen betreffend die Erhaltung und Nutzung 
tiergenetischer Ressourcen für eine nachhaltige Landwirtschaft 
erzielt wurde - 

1 . bestätigt, daß die Bestimmungen des Übereinkommens über 
die biologische Vielfalt für die Erhaltung und Nutzung geneti- 
scher Ressourcen für die Nahrungsmittelversorgung und die 
Landwirtschaft von großer Bedeutung sind; 

2. fordert mit Nachdruck, daß Mittel und Wege erforscht werden, 
um zu erreichen, daß das Übereinkommen über die biologi- 
sche Vielfalt und das Globale System für die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für die 
Nahrungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirt- 
schaft einander ergänzen und Zusammenwirken; 

3. erkennt die Notwendigkeit an, die Durchführung aller Tätigkei- 
ten zu unterstützen, die im Programmbereich „Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für die 
Nahrungsmittelversorgung und eine nachhaltige Landwirt- 
schaft“ und im Programmbereich „Erhaltung und Nutzung 
tiergenetischer Ressourcen für eine nachhaltige Landwirt- 
schaff in der Agenda 21 vereinbart wurden, die auf der Konfe- 
renz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung in 
Rio de Janeiro angenommen werden soll; 

4. erkennt ferner die Notwendigkeit an, im Rahmen des Globalen 
Systems für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung pflanzen- 
genetischer Ressourcen für die Nahrungsmittelversorgung 
und eine nachhaltige Landwirtschaft Lösungen für wesentliche 
Probleme im Zusammenhang mit pflanzengenetischen Res- 
sourcen zu finden, insbesondere hinsichtlich der Frage 

a) des Zugangs zu Ex-situ-Sammlungen, die nicht in Über- 
einstimmung mit dem Übereinkommen erworben wurden, 

b) der Rechte der Bauern. 
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Entschließung 4 

Dank an die Regierung der Republik Kenia 


Die Konferenz - 

zusammengetreten in Nairobi am 22. Mai 1992 aufgrund der 
liebenswürdigen Einladung der Regierung der Republik Kenia, 

in tiefer Anerkennung der Höflichkeit und Gastfreundschaft, die 
den Mitgliedern der Delegationen, den Beobachtern und dem 
Sekretariat der Konferenz von der Regierung der Republik Kenia 
und der Stadt Nairobi entgegengebracht wurden - 

1 . bringt der Regierung der Republik Kenia, den Behörden der 
Stadt Nairobi und durch diese dem kenianischen Volk ihren 
aufrichtigen Dank für den herzlichen Empfang, den sie der 
Konferenz und denjenigen, die an der Arbeit der Konferenz 
beteiligt sind, bereitet haben, sowie für ihren Beitrag zum 
Gelingen der Konferenz zum Ausdruck; 

2. beschließt, als weiteres Zeichen der Dankbarkeit die Schluß- 
akte der Konferenz als „Schlußakte von Nairobi“ zu 
bezeichnen. 


Angenommen am 22. Mai 1992 
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